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VORWORT

So viel vorab

Die Wirtschaft floriert, die Zahl der 
Beschäftigten steigt. Doch die Zahl 
der Langzeitarbeitslosen stagniert. Äl-
tere Menschen, Frauen und Arbeitslose 
ohne Berufsausbildung, sagen die Sta-
tistiken der Bundesagentur für Arbeit, 
haben ein überdurchschnittliches Risi-
ko langzeitarbeitslos zu sein. 

Mit dem Landesprogramm „Öffentlich 
geförderte Beschäftigung NRW“, kurz 
ÖgB NRW, und der flankierenden Lan-
desförderung des Bundesprogramms 
„Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ 
zeigt das Land Nordrhein-Westfalen, 
unter welchen Bedingungen langzeitar-
beitslose Menschen zurück in eine so-
zialversicherungspflichtige Beschäfti-
gung finden können. 

Mit diesen Programmen wurden nicht 
allein einige tausend sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse geschaffen, sondern auch 
bemerkenswerte arbeitsmarktpoli-
tische Erkenntnisse gewonnen: „Teil-
nehmende wurden durch die Teilnahme 
an ÖgB NRW – anders als früher beim 
Beschäftigungszuschuss oder bei ABM 
– nicht davon abgehalten, ungeförderte 
Beschäftigung zu finden“, stellen die 

Arbeitsmarktforscher Dr. Frank Bau-
er und Dr. Philipp Fuchs im Interview 
in diesem G.I.B.-Info fest und schluss-
folgern: „Die pauschalisierte Kritik an 
geförderter Beschäftigung lässt sich also 
nicht aufrechterhalten“. 

In diesem G.I.B.-Info stellen wir vor, 
wie kreativ die Jobcenter Kreis Unna 
und Köln das vom Land NRW flankie-
rend geförderte Bundesprogramm „So-
ziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ um-
setzen. Nicht minder interessant sind 
die beiden sehr unterschiedlichen, im 
Rahmen des Programms ÖgB NRW 
umgesetzten Projekte in Essen und im 
Rhein-Kreis Neuss.

Aber trotzdem findet bislang nur eine 
kleinere Minderheit der Langzeitar-
beitslosen eine Beschäftigung auf dem 
ersten Arbeitsmarkt. 

Gefragt sind neue Wege, etwa durch 
die intensivere Orientierung auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt, unter Ein-
bindung der Unternehmen im privaten, 
öffentlichen und gemeinnützigen Be-
schäftigungssektor. Dortmunds Sozi-
aldezernentin Birgit Zoerner sieht vor 
allem großstädtische Kommunen gefor-
dert, „neue Wege und Instrumente auf 
kommunaler Ebene zu entwickeln, um 
den Problemlagen entgegenzuwirken.“

Es ist deshalb sehr lohnenswert nach-
zulesen, wie die Stadt Dortmund mit 
Eigeninitiative und Unterstützung des 
Landes im Rahmen des Modellpro-
jektes „Service Center lokale Arbeit“ 

neue Förderstrukturen und Instrumente 
entwickelt. Über das kommunale Ver-
gabemanagement und die Erschließung 
neuer Arbeit sollen Unternehmen dafür 
gewonnen werden, Langzeitarbeitslose 
einzustellen. 

Es ist aber auch an der Zeit, dass auf 
Bundesebene endlich der Weg für ei-
nen Passiv-Aktiv-Transfer frei gemacht 
wird. Dabei geht es um die Umwand-
lung der „passiven“ Grundsicherung 
von Betroffenen im SGB II in eine Be-
zuschussung „aktiver“ Arbeitsverhält-
nisse, die bislang gesetzlich noch nicht 
vorgesehen ist. Eine entsprechende Ge-
setzesänderung auf Bundesebene könnte 
die Brücke werden, die für viele bisher 
Langzeitarbeitslose endlich wieder auf 
den Arbeitsmarkt und zu sozialer Teil-
habe führt. 

Ihr Stefan Pfeifer
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So viel vorab

Jugend und Beruf
Düsseldorfer Potenzialanalyse der Vielfalt. Bewährtes Instrument sprach- und migrationssensibel weiterentwickelt
Innovatives Veranstaltungsformat für Jugendliche: „Tag der Perspektive“ in Duisburg 
Intensivierte Zusammenarbeit führt zu konkreten Lösungen. Kooperationsworkshops im Kreis Recklinghausen

Zielgruppenintegration
„Kleines Rathaus“ in einer Flüchtlingsunterkunft. Einwanderungsmanagement in Mülheim an der Ruhr
Interview mit Klaus Konietzka: „Wir nehmen das ‚S’ im Sozialgesetzbuch sehr ernst.“

Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit 
Programme, Projekte und Perspektiven in NRW
Interview mit Dr. Frank Bauer und Dr. Philipp Fuchs: „Jetzt geht es um eine Institutionalisierung der Erkenntnisse“
Mit „dosierter Überforderung“ in Richtung erster Arbeitsmarkt. ÖgB NRW am Beispiel Essen und Neuss
„Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt” in Köln und Unna kreativ umgesetzt
Modellprojekt zur Integration langzeitarbeitsloser Menschen. „Service Center lokale Arbeit“ in Dortmund

Arbeitsgestaltung und Fachkräftesicherung
Digitaler Umbruch in der Werbebranche – ein wenig Rouge auflegen reicht nicht. Potentialberatung macht  
Düsseldorfer Werbeagentur fit für die Zukunft
Union Busting und Bossing: „Juristische Sozialarbeit“ beschreibt ganz gut, was wir häufig leisten müssen  

Themenübergreifend
Interview mit Prof. Dr. Stefan Rappenglück: „Planspiele ermöglichen gleich mehrfachen Kompetenzgewinn“
Interview mit Prof. Dr. Werner Schönig: Disziplinübergreifend anwendbar: der Resilienz-Ansatz
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Die Potenzialanalyse ist für die Schülerinnen und Schüler der 8. Klassen der Auf-

takt zu ihrer persönlichen Berufs- und Studienorientierung im Rahmen des Lan-

desvorhabens „Kein Abschluss ohne Anschluss. Übergang Schule – Beruf in NRW“ 

(KAoA). Die Kommunale Koordinierungsstelle Düsseldorf hatte dazu bereits 2014, 

in enger Abstimmung mit Akteuren im KAoA-Netzwerk, die „Düsseldorfer Poten-

zialanalyse“ entwickelt – ein bewährtes Instrument, das den Jugendlichen durch 

handlungsorientierte Übungen und einen Berufsinteressenfragebogen die Ausei-

nandersetzung mit eigenen Kompetenzen ermöglicht.

Bei bestimmten Schülergruppen, zum Bei-
spiel neu zugewanderten, zum Teil geflüch-
teten Jugendlichen, stießen die bisherigen 
Verfahren aber an ihre Grenzen. Deshalb 
hat die Landeshauptstadt Düsseldorf, ge-
meinsam mit der Bielefelder Fachhochschu-
le des Mittelstands und der Vodafone Stif-
tung, die „Düsseldorfer Potenzialanalyse“ 
im Rahmen eines anderthalbjährigen Pro-
jektes an den Einsatz in heterogenen Schü-
lergruppen, z. B. an die Voraussetzungen 
und Bedürfnisse neu zugewanderter junger 
Menschen, angepasst und in Form eines 
modularen Werkzeugkoffers migrations-
sensibel weiterentwickelt. Dazu mussten 
die bewährten Übungen sprach- und kul-
tursensibel ausgerichtet und neue Verfah-
ren entwickelt und erprobt werden.

Förderer und Finanzier des Projekts war die 
Vodafone Stiftung Deutschland, die ihren 
Sitz in Düsseldorf hat. Die wissenschaft-
liche Leitung hatte Prof. Dr. Petra Lippe-
gaus-Grünau1 von der Fachhochschule des 
Mittelstands Bielefeld. Die Landeshaupt-
stadt Düsseldorf nahm als Kooperations-
partner mit Vertretern der Kommunalen 
Koordinierungsstelle (KoKo) und des Kom-
munalen Integrationszentrums (KI) teil. 

Dr. Johanna Börsch-Supan, Leiterin des 
Thinktanks der Vodafone Stiftung Deutsch-
land: „Der Kontakt zur KoKo kam zustan-
de, als wir bei einer Befragung von Schülern 
und Eltern einen großen Beratungsbedarf 
bei der Berufsorientierung festgestellt ha-
ben.“ Gleichzeitig wollte die Stiftung im 
Zuge der großen Anzahl zugewanderter 
Menschen 2015 ein Integrationsangebot 
für jugendliche Geflüchtete schaffen. Das 
Vorhaben der KoKo, KAoA-Standards 

Düsseldorfer Potenzialanalyse der Vielfalt
Bewährtes Instrument sprach- und migrationssensibel weiterentwickelt

1 Prof. Dr. Petra Lippegaus-Grünau ist mittlerweile 

an der SRH Hochschule Hamm tätig.
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und u. a. auch die Potenzialanalyse mi-
grationssensibel zu gestalten, um die neu 
zugewanderten Schülerinnen und Schüler 
schnellstmöglich in die schulische Berufs-
orientierung zu integrieren, wurde daher 
schnell von der Stiftung aufgegriffen. Eine 
Kooperation lag also nah. 

„Man hatte in Düsseldorf gemerkt, dass 
man, z. B. bei neu zugewanderten Jugend-
lichen, mit dem alten Instrument an Gren-
zen stieß“, sagt Petra Lippegaus-Grünau. 
„Sprachliche Grenzen, aber auch pädago-
gische Grenzen. Es ging um Fragen wie: 
Wird man den kulturellen Unterschieden, 
der besonderen Lebenssituation, den Be-
dürfnissen dieser Jugendlichen gerecht? Ist 
das pädagogische Personal, das die Jugend-
lichen bei der Potenzialanalyse beobachtet, 
ausreichend qualifiziert?“ 

Zunächst erstellte Petra Lippegaus-Grünau 
ein Kurzgutachten über die bewährte Po-
tenzialanalyse, dessen Ergebnisse in einem 
Workshop mit der Projektgruppe und lo-
kalen Verantwortungsträgern diskutiert 
wurden. Auf dieser Basis wurden mehre-
re zentrale Entscheidungen getroffen – als 
Richtschnur dienten, neben eigenen Erfah-
rungen, auch Standards des IQ-Netzwerks 
für Kompetenzfeststellungen mit erwachse-
nen Migrantinnen und Migranten.

Erstens: Die bisherigen handlungsorien-
tierten Verfahren werden ergänzt. Bei stan-
dardisierten Anforderungen bleiben viele 
Kompetenzen unentdeckt. Um auch uner-
wartete Kompetenzen zu erfassen, braucht 
man Verfahren wie Kompetenzbilanzen, 
die auch die Person und ihre Biografie mit 
einbeziehen. 

Zweitens: Auf Sprache wird nicht verzich-
tet, stattdessen werden die bisherigen und 

die neuen Übungen sprach- und migrations-
sensibel gestaltet. So werden auch für Men-
schen mit geringen deutschen Sprachkennt-
nissen „Ermöglichungsräume“ geschaffen, 
in denen sie ihre eigenen Kompetenzen er-
kunden und Sprache nutzen können.

Als didaktische Mittel dienen dazu: Visu-
alisierung, einfache Sprache, dialogische 
Unterstützung. Alle Anleitungen enthalten 
Wörterbücher und eine anschauliche Illus-
tration, mehrere Übungen sind nonverbal.

Drittens: Die Potenzialanalyse ist mit hete-
rogenen Gruppen durchführbar, sie nimmt 
nicht bewusst eine Zielgruppe – etwa die 
der Geflüchteten – in den Fokus und setzt 
erst recht nicht an vermeintlichen Defizi-
ten an. „In der Migrationspädagogik gibt 
es den Begriff ‚Othering’”, erklärt Petra 
Lippegaus-Grünau. „Vereinfacht bedeutet 
das, die Unterschiede in den Mittelpunkt zu 
rücken, das Gegenüber zum „Anderen“ zu 
machen, Unterschiede als Defizite zu sehen 
und Distanz aufzubauen. Diese Perspekti-
ve birgt die Gefahr der Diskriminierung. 
Das wollten wir vermeiden.“

Vor allem die Zusammenarbeit mit dem 
Kommunalen Integrationszentrum“, so 
Gregor Nachtwey von der Kommunalen 
Koordinierungsstelle Düsseldorf, habe 
dazu geführt, die Inhalte migrationssen-
sibler zu betrachten und kulturelle Viel-
falt in alle Themen einzubringen. Es habe 
sich die Frage gestellt: Erreichen wir mit der 
klassischen Potenzialanalyse Menschen, die 
z. B. Sprachbarrieren haben und aufgrund 
ihrer Herkunft auch ein vollkommen an-
deres Bild davon, was sie in Schule und Be-
rufsausbildung erwartet?“

„Der ausschließliche Blick auf die deutschen 
Sprachkenntnisse verstellt oft den Blick auf 

die vorhandenen Potenziale“, sagt Ingeborg 
Barnikol-Demirok vom Kommunalen In-
tegrationszentrum Düsseldorf. Dadurch, 
dass die neue Potenzialanalyse sprach- und 
migrationssensibel ausgerichtet sei, hätten 
die Schülerinnen und Schüler die Chance, 
ihre Potenziale zu zeigen. Das treffe im 
Übrigen auch auf die Schüler ohne Flucht- 
oder Migrationshintergrund zu. „Eigent-
lich profitieren alle Schüler davon“, so In-
geborg Barnikol-Demirok weiter.

Höchst heterogene Schülerschaft

Für Klaus-Peter Vogel, Schulleiter der Ge-
meinschaftshauptschule Bernburger Stra-
ße in Düsseldorf Eller, ist Heterogenität in-
nerhalb der Schülerschaft Alltag. Die GHS 
Bernburger Straße ist eine erweiterte Ganz-
tagsschule mit 350 Schülerinnen und Schü-
lern aus rund 40 verschiedenen Nationen. 
Von den insgesamt 17 Klassen sind vier 
Klassen Seiteneinsteiger-Klassen mit Jugend-
lichen, die erst seit kurzer Zeit in Deutsch-
land leben. Unter den 45 Schülern mit Zu-
wanderungshintergrund in diesen Klassen 
finden sich 25 verschiedene Nationalitäten; 
die Schulerfahrungen sind sehr unterschied-
lich. „Das reicht von null Schulerfahrung 
bis hin zu Schülerinnen und Schülern mit 
einer exzellenten schulischen Bildung. Die 
Vorstellungen von beruflichen Werdegän-
gen sind ebenfalls vollkommen divergent.“ 
Dazu komme die persönliche Situation, die 
Fluchtgeschichte, der Grad der Traumatisie-
rung, der familiäre Hintergrund. 

Das richtige Projekt 
zur richtigen Zeit

Nur wenige Monate nach Projektstart wur-
de die Arbeit der Projektgruppe von den 
programmatischen Entwicklungen einge-
holt. War die Potenzialanalyse an Schulen 
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zuvor nur für die Klasse 8 vorgesehen, 
wurde mit „KAoA-kompakt“ zu Beginn 
des Schuljahres 2016/2017 die Zielgrup-
pe erweitert. Als eines von drei Elementen 
beinhaltet „KAoA-kompakt“ eine zwei-
tägige Potenzialanalyse, die sich an neu 
zugewanderte Schülerinnen und Schü-
ler aus den 10. Klassen an allgemeinbil-
denden Schulen, aus den Internationalen 
Förderklassen an Berufskollegs sowie an 
Jugendliche in den 10. Klassen, die, z. B. 
aufgrund eines Wohnortwechsels, noch 
nicht an KAoA teilgenommen haben, rich-
tet. Da für sie am Ende des Schuljahres, 
ein Wechsel in eine andere Schulform oder 
der Übergang in eine Ausbildung bevor-
stehen könnte, werden mit „KAoA-kom-
pakt“ zentrale Bausteine des Berufs- und 
Studienorientierungssystems, Potenzial
analyse, Berufsfelderkundungen, Praxis-
kurse und ein begleitendes Portfolioinstru-
ment, zusammengeführt und von einem 
Träger kultur-, sprach- und gendersensi-
bel sowie inklusiv umgesetzt.

Modularer Werkzeugkasten 
für verschiedene Bedarfe

Die Erkenntnisse aus der Arbeit der Pro-
jektgruppe führten dazu, dass nicht ein In-
strument entwickelt wurde, sondern unter-
schiedliche Übungsmodule, die, wie bisher 
bereits nach Schulform (Gymnasium, Re-
alschule, Hauptschule, Gesamtschule, För-
derschule), nun aber auch je nach Sprachni-
veau und Bedarfslage in einem eintägigen 
oder zweitägigen Programm eingesetzt und 
variiert werden können. „Wir haben früh 
erkannt, dass wir in Modulen denken müs-
sen“, sagt Johanna Börsch-Supan. „Das 
war ein Befreiungsschlag für das Projekt.“

Dieser Werkzeugkasten ist nun in 8. und 
10. Klassen sowie in Internationalen För-

derklassen an Berufskollegs als ein- oder 
zweitägige Variante einsetzbar.

Einen thematischen Einstieg bietet den 
Schülerinnen und Schülern ein Berufsin-
teressenfragebogen, der wahlweise in ei-
ner Text- oder Bild-Text-Variante vorliegt. 
Für die eintägige Variante der weiterent-
wickelten Potenzialanalyse wurden die 
bewährten Übungen hinsichtlich Sprach- 
und Kultursensibilität geprüft und überar-
beitet und neue hinzugenommen, sodass 
die Übungen entsprechend der Bedarfe der 
Schülergruppe zusammengestellt werden 
können. Die sechs handlungsorientierten 
Übungen am Tag eins werden weiterhin 
in Anlehnung an die Assessment-Center-
Methode standardisiert beobachtet. Dabei 
können die Schülerinnen und Schüler je-
doch nicht alle Ressourcen, Erfahrungen 
und Stärken, z. B. Mehrsprachigkeit, in-
terkulturelle Kompetenzen oder berufliche 
Vorerfahrungen, einbringen. Die zweitä-
gige Variante beinhaltet deshalb interkul-
turelle sowie an der Biografie orientierte 
Übungen. Dieser doppelte Ansatz macht 
auch Jugendlichen mit brüchigen Schul
biografien ihre Stärken und Talente be-
wusst und ermutigt sie zur Auseinander-
setzung mit beruflichen Perspektiven. 

Bei den interaktiven Übungen, wie z. B. 
einer gespielten Verkaufssituation auf dem 
Markt, dem Überprüfen eines Warenbe-
stands oder dem Aufbau eines Regals, ler-
nen die Jugendlichen ihre Kompetenzen 
im Umgang mit Zahlen, ihr räumliches 
Vorstellungsvermögen und ihre moto-
rischen Fähigkeiten kennen. Empathie, 
Belastbarkeit sowie Hilfs- und Koope-
rationsbereitschaft stehen bei „Ein Not-
fall“ im Vordergrund, einem simulierten 
Erste-Hilfe-Einsatz, bei dem ein Schüler, 
der sich beim Skateboardfahren verletzt 

hat, beruhigt und medizinisch versorgt 
werden muss. Ihrer Kreativität können 
die Schülerinnen und Schüler bei der Neu-
gestaltung eines fiktiven Hauses und der 
Erstellung eines dreidimensionalen Kunst-
werks freien Lauf lassen. Je nach Schul-
form können die Übungen zum Teil vom 
Niveau her differenziert werden.

Alle Übungen sind so ausgestaltet, dass sie 
auch mit geringen deutschen Sprachkennt-
nissen zu bewältigen sind. Dafür ist für 
zwei Übungen je eine weniger sprachin-
tensive Alternativübung entwickelt wor-
den: „Sprachlos“ und „Geschäft“. Dass 
die Potenzialanalyse nicht nur sprach-, 
sondern auch kultursensibel weiterentwi-
ckelt wurde, bedeutet zum Beispiel, dass 
unsere Gesellschaft in den Übungen rea-
listisch als heterogen bzw. multikulturell 
dargestellt wird. So haben die Entwick-
ler gemeinsam mit den Kooperations-
partnern zum Beispiel jede Illustration in 
dem Handbuch mit Bedacht ausgewählt. 
Kleidungsstile, Haar- und Hautfarbe, Al-
ter, Geschlecht der Dargestellten – alles 
spielt unterschwellig eine wichtige Rol-
le. Um das Verfahren kultur- und auch 
erfahrungssensibel auszurichten, hat die 
Projektgruppe auch Menschen aus Syrien 
und eine Trauma-Pädagogin einbezogen. 

Brückenschlag zur Berufswahl

Bei der zweitägigen Potenzialanalyse folgt 
auf die Übungsmodule am zweiten Tag ein 
„Kulturspiel“. Während bei den Übungen 
am Tag zuvor beobachtet worden ist, wel-
che definierten Erwartungen der Jugendli-
che erfüllt hat, stehen hier die Person und 
deren interkulturelle Fähigkeiten im Mit-
telpunkt. In einer weiteren Übung geht es 
darum, eine „Kompetenzbilanz“ zu erstel-
len. Dieses biografieorientierte Verfahren 

Schülergruppe bei einer 

sprachsensiblen Übung



7G.I.B.INFO   4  17  

JUGEND UND BERUF

verdeutlicht den Jugendlichen anhand von 
selbst ausgewählten Fotokarten ihre bis-
herigen Erfahrungen und Kompetenzen, 
die sie im schulischen oder informellen Be-
reich erworben haben – mitunter mit Aha-
Effekten – wie Ezgi Yildiz, Bereichsleiterin 
für Schulprojekte in der Wirtschaftsschu-
le Paykowski (WIPA) Düsseldorf, die die 
überarbeitete Potenzialanalyse federfüh-
rend als Träger in Düsseldorf durchführt, 
berichtet. Gerade bei Schülerinnen und 
Schülern mit Fluchthintergrund kommt 
oft Erstaunliches zutage. Nicht selten ha-
ben diese Jugendlichen schon in jungen 
Jahren, etwa bei Verlust oder Krankheit 
der Eltern, die Rolle des Ernährers und 
Versorgers der Familie übernommen, in-
dem sie etwa Autos repariert, Menschen 
gepflegt, Waren verkauft haben usw. „Die 
Schülerinnen und Schüler sind sich ih-
rer Fähigkeiten und Potenziale zum Teil 
gar nicht bewusst und erleben und ent-
decken ihre Fähigkeiten an diesem Tag“, 
sagt Ezgi Yildiz.

Der nächste Schritt besteht dann darin, 
gemeinsam mit den Jugendlichen zu über-
legen, wie diese Kompetenzen in der Ar-
beitswelt eingesetzt werden können. „Das 
ist noch keine Berufswahl, aber ein wich-
tiger Brückenschlag“, sagt Petra Lippe-
gaus-Grünau. Darauf folgt dann die indi-
viduelle Beratung, die vermittelt, welche 
Kompetenzen sichtbar geworden sind und 
wie sie eingesetzt werden können. 

„Dieses biografieorientierte Verfahren ist 
das Kernelement, das die Potenzialana-
lyse für KAoA-kompakt gänzlich anders 
macht als die klassische Potenzialanaly-
se“, stellt Gregor Nachtwey fest. 

Das umfangreiche Handbuch zur Po-
tenzialanalyse enthält einen konzeptio-

nellen Teil, einen Teil mit den konzipierten 
Übungen sowie alle zur Durchführung be-
nötigten Unterlagen und Hintergrundin-
formationen. Jede Übung enthält Anlei-
tungen für Beobachter und Teilnehmer 
und ggf. auch für Rollenspieler sowie eine 
Übersicht über alle benötigten Materi-
alien. Illustrationen und Piktogramme ver-
anschaulichen insbesondere Jugendlichen 
mit geringen deutschen Sprachkenntnis-
sen die Aufgabenstellung der jeweiligen 
Übung. Außerdem ist ein Wörterbuch 
mit Erklärungen in einfacher Sprache 
und Bildern beigefügt, das einen Grund-
wortschatz für die jeweilige Übung zur 
Verfügung stellt. 

Durch KAoA-kompakt durchliefen seit 
März in Düsseldorf bereits über 500 neu 
zugewanderte Jugendliche die weiterent-
wickelte Düsseldorfer Potenzialanalyse. 
Insgesamt nahmen in Düsseldorf neun 
Berufskollegs mit Internationalen För-
derklassen und zwölf allgemeinbildende 
Schulen im Schuljahr 2016/17 an KAoA-
kompakt teil. Hier zeigte sich einerseits, 
dass die überarbeiteten Übungen und die 
neuen Verfahren gut ankamen und sehr 
geeignet sind. Andererseits erwies sich, 
dass die Qualität der Düsseldorfer Poten-
zialanalyse in hohem Maße abhängig ist 
von der Qualität der Anleitung und der 
Umsetzung der Übungen. Die beteiligten 
Fachkräfte sind in doppelter Weise gefor-
dert: als Beobachter und als pädagogische 
Fachkräfte, die den Teilnehmenden Orien-
tierung und Transparenz bieten, sie durch 
die Übung leiten und so die Kompetenz-
entwicklung unterstützen.

Die Kompetenzen und die dazugehörigen 
Merkmale und Indikatoren, die die vor-
ab geschulten Beobachterinnen und Be-
obachter in den handlungsorientierten 

Übungen des ersten Tages beobachten 
sollen, sind in Profilen dargestellt. Kom-
petenzen, die es bei der Übung „Ver-
kaufen“ zu beobachten gilt, sind etwa 
Eigeninitiative, Kontaktfähigkeit, Über-
zeugungsvermögen, Informationskom-
petenz, rechnerisches Denken und Pla-
nungskompetenz.

Den Beobachtern kommt dabei eine 
Schlüsselrolle zu. Sie machen Notizen 
und füllen Bewertungsbögen für die ein-
zelnen Übungen aus, führen eine Beob
achterkonferenz durch und fassen die Er-
gebnisse, auf deren Grundlage dann ein 
Zertifikat erstellt wird, in einem Aus-
wertungstool zusammen. Die am zwei-
ten Tag der Potenzialanalyse eingesetz-
ten Verfahren hingegen machen offene 
und teilnehmende Beobachtungen erfor-
derlich. „Die Rolle der Beobachter ist 
eine ganz andere. Während sie sich sonst 
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Weitere Informationen: 

DIE DÜSSELDORFER POTENZIALANALYSE

Veröffentlichung auf der Homepage der Kommunalen Koordinierung Düsseldorf auf: 

www.kommunale-koordinierung.com/potenzialanalyse/

HANDBUCH ZUR DÜSSELDORFER POTENZIALANALYSE

Das Handbuch umfasst ca. 350 Seiten und enthält das Konzept, die theoretischen Hintergründe 

und Ziele sowie alle für die Durchführung der Übungen notwendigen Unterlagen. 

Eine Leseprobe als PDF-Datei ist online verfügbar unter: 

https://www. www.potenzialanalyse.vodafone-stiftung.de

len, die in der Schule im Vordergrund 
stehen, in Verbindung gebracht wer-
den, nicht mit dem Benotungssystem 
und auch nicht mit den aus dem Schul-
alltag bekannten Lehrerinnen und Leh-
rern. Das Prinzip ist also: Die Potenzi-

alanalyse findet außerhalb der Schule 
statt und wird von qualifizierten Beob
achtern durchgeführt, die die Schüle-
rinnen und Schüler nicht kennen. „Eine 
offene und warmherzige Begrüßung ist 
grundlegend für einen positiven Start 
in den Tag, gleichzeitig müssen die Be-
obachterinnen und Beobachter Vertrau-
en aufbauen, nur so öffnen sich die Ju-
gendlichen“, sagt Ezgi Yildiz.

Träger als wichtige Partner

Für Gregor Nachtwey sind die Träger denn 
auch besonders wichtige Partner in der 
„Akteursgemeinschaft KAoA“. In Düs-
seldorf werden 4.500 Potenzialanalysen 
in Klasse 8 von insgesamt vier Bildungs-
trägern umgesetzt, hinzu kommen die Be-
rufsfelderkundungen, von denen ein Viertel 
von Bildungsträgern durchgeführt werden. 
Daran beteiligt sind innerhalb Düsseldorfs 
drei der vier Träger. Die Zeitkorridore zur 
Durchführung sind durch die hohe Fall-
zahl sehr eng.

Als KAoA-kompakt dazukam, sei man 
froh gewesen, mit der Wirtschaftsschu-
le Paykowski (WIPA) Düsseldorf einen 
leistungsstarken Träger-Partner einbin-
den zu können, der, in Kooperation mit 
dem AWO-BBZ und dem BZB Düssel-

dorf, noch flexibel genug war, die Ka-
pazitäten und Räume bereitzustellen, 
berichtet Gregor Nachtwey.

Mit der Fertigstellung des Handbuchs 
endete für die Partner Vodafone Stif-
tung und Petra Lippegaus-Grünau die 
Projektarbeit. Die Arbeit an der Düs-
seldorfer Potenzialanalyse ist aber ein 
kontinuierlicher Prozess, bei dem nun 
u. a. ein Qualifizierungskonzept erar-
beitet und zur Umsetzung organisiert 
werden muss. Für Gregor Nachtwey 
und sein Team der Kommunalen Ko-
ordinierungsstelle stellt das eine große 
Herausforderung dar, wobei man immer 
auch die Kommunen im Blick habe, die 
die in Düsseldorf (weiter-)entwickelten 
Elemente dann übernehmen könnten. 
Auch Petra Lippegaus-Grünau sieht 
darin eine bedeutende Aufgabe. Eine 
wichtige Erkenntnis aus der Erpro-
bung der weiterentwickelten Potenzi-
alanalyse sei, dass eine Qualifizierung 
für die Beobachter entwickelt und an-

zurücknehmen sollen, sollen sie beim 
biografiebasierten Verfahren den Pro-
zess der Auseinandersetzung aktiv un-
terstützen. Sie sollen ermutigen, Stich-
wort Empowerment, helfen, die eigenen 
Stärken zu erkennen, also eine sehr viel 
stärker pädagogische Rolle einnehmen“, 
erläutert Petra Lippegaus-Grünau. 

Ezgi Yildiz bestätigt dies: „Die Schüle-
rinnen und Schüler müssen bei einzel-
nen Aufgaben ermutigt und bestärkt 
werden, dass sie sich, unabhängig von 
geschlechtsspezifischen Rollenerwar-
tungen, auf die Übungen einlassen.” 
Dies geschehe vor allem bei Übungen 
wie Regalaufbau oder der Kreativübung 
,Ein neues Haus‘.

Nicht zu unterschätzende Faktoren, die 
den Ablauf und letztendlich auch die 
Ergebnisse der Potenzialanalyse beein-
flussen, sind das Umfeld und die At-
mosphäre, in der sie stattfindet. Der 
Raum soll nicht mit den Leistungszie-
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geboten werden müsse, die u. a. deren 
doppelte Rolle – zurückgenommen am 
ersten Tag, unterstützend und ermuti-
gend am zweiten Tag – aufgreife. Die 
Frage sei auch, wie es nach der Poten-
zialanalyse weitergehe. Für Petra Lip-
pegaus-Grünau ist eine Einbindung der 
Potenzialanalyse und ihrer Ergebnisse 
in Prozessketten und individuelle Förde-
rung unbedingt notwendig. „Das muss 
auf kommunaler Ebene unter Einbin-
dung der relevanten Akteure sicherge-
stellt werden und ist eine wichtige Auf-
gabe der Zukunft“, stellt sie dazu dar.

Für die Landeshauptstadt Düsseldorf 
jedenfalls – und da sind sich Ingeborg 

Barnikol-Demirok und Gregor Nacht-
wey einig – hat sich die Projektarbeit 
mehr als gelohnt. Man habe nicht nur 
an der inhaltlichen Ausgestaltung eines 
wichtigen Bausteins von KAoA mitwir-
ken können, sondern auch eine solide 
Basis für eine zukünftige enge Zusam-
menarbeit zwischen dem KI und der 
Kommunalen Koordinierung gelegt, bei 
der es darum gehe, auch weitere Stan-
dards aus KAoA gemeinsam migrati-
onssensibel auszurichten.
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Die Kommunale Koordinierungsstelle „Übergang Schule – Beruf in NRW“ beim 

Amt für Schulische Bildung der Stadt Duisburg organisierte am 28. Juni den 

„Tag der Perspektive“ im Ausbildungszentrum der thyssenkrupp Steel Europe 

AG. Das NRW-weit einzigartige, innovative Format bot mit seiner klaren Aus-

richtung auf die duale Berufsausbildung Hunderten von Jugendlichen die Mög-

lichkeit einer individuellen, konkreten Anschlussperspektive. Nutznießer der 

Veranstaltung waren auch die beteiligten Unternehmen: Gleich mehrere von 

ihnen konnten so ihre freien Ausbildungsplätze besetzen. 

in die jährlich erstellte Übergangsstatistik 
– längst nicht alle Gebietskörperschaf-
ten verfügen über so exakte Zahlen wie 
Duisburg – zeigte: Mit rund elf Prozent 
gibt es eine erhebliche Zahl von Schüle-
rinnen und Schülern, die ihre Schule ohne 
direkte Perspektive verlassen. Das heißt: 
Rund 500 Schülerinnen und Schüler wis-
sen nicht, wie es nach der Schule beruf-
lich weitergeht. Sachgebietsleiterin Ingrid 
Bürgers: „Bislang entschwanden diese Ju-
gendlichen ins Irgendwo. Keiner wusste, 
was aus ihnen geworden ist. Gleichzei-
tig gibt es rund 1.000 unbesetzte Ausbil-
dungsstellen in unserer Stadt – 35 Prozent 
mehr als noch vor einem Jahr.“ 

Daraus zog die KoKo klare Konsequenzen. 
Ingrid Bürgers: „Wir wollten den Jugend-
lichen nicht noch mal eine Informations-
veranstaltung zumuten, denn davon gab 
es bereits genug, und wir wollten ihnen 
auch nicht nur die Angebote der Berufs-
kollegs für unversorgte Jugendliche vor-
setzen, weil sie so wieder in die Warte-
schleife gelangen. Vielmehr wollten wir 
ihnen konkrete Angebote liefern, bei de-
nen die duale Ausbildung im Vordergrund 
steht, und wir wollten den ein oder ande-
ren Jugendlichen, der sich schon für ein 
Berufskolleg entschieden hatte, dazu er-
muntern, vielleicht doch direkt eine Aus-
bildung anzutreten, weil man auch über 
sie den nächsthöheren Schulabschluss er-
werben kann. Kurzum: Wir wollten Ju-
gendliche und Unternehmen in einer Ver-
anstaltung zusammenbringen.“

Kaum war der Plan in seinen Grundzügen 
entwickelt, stellte ihn die KoKo der Ak-
teursgemeinschaft der Kommunalen Ko-
ordinierung vor. In der Steuerungsgruppe 
sind Gewerkschaften ebenso vertreten wie 
etwa die Kammern, Arbeitgeberverbände, 

„Tag der Perspektive“ in Duisburg
Innovatives Veranstaltungsformat für Jugendliche

Eigentlich fand der „Tag der Perspektive“ 
in Duisburg zweimal statt: Einmal real 
am 28. Juni 2017 und einmal bereits wäh-
rend der Vorbereitungsphase in den Köp-
fen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Kommunalen Koordinierungsstelle 
(KoKo). So exakt hatten Ingrid Bürgers, 
Andreas Berger und Axel Roghmanns In-
halt und Ablauf des Tages vorausgedacht, 
dass am Ende der Veranstaltung – genau 
wie geplant – ausnahmslos alle teilneh-
menden Schülerinnen und Schüler wuss-
ten, welchen nächsten Schritt sie auf dem 

Weg in ihre berufliche Zukunft gehen müs-
sen. Eine strategische und organisatorische 
Meisterleistung, die von der Idee bis zur 
Realisierung allerdings mehrere Monate in 
Anspruch nahm. Doch der Aufwand hat 
sich gelohnt: Mehrere hundert Duisburger 
Jugendliche haben davon profitiert – und 
die beteiligten Unternehmen. 

Klare Ausrichtung

Am Anfang der Erfolgsgeschichte stand 
die gründliche Analyse. Ein genauer Blick 
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Berufskollegs, Arbeitsagentur, Schulauf-
sicht, Jugendamt und die Regionalagen-
tur. Trotz guter Argumente – die anfäng-
liche Resonanz war zunächst vorsichtig. 
Ingrid Bürgers: „Manche, wie die IHK, 
sagten sofort: Gute Idee, da machen wir 
mit! Andere Akteure waren eher zögerlich, 
verwiesen auf eigene Veranstaltungen in 
diesem Handlungsfeld.“ Schon bald aber 
erkannten auch sie die besondere Quali-
tät des neuen Formats mit seiner klaren 
Ausrichtung auf die duale Berufsausbil-
dung. Das versprach Vorteile für die Ju-
gendlichen wie auch für die Unterneh-
men: „Manche haben dann sogar eigene 
geplante Veranstaltungen abgesagt und 
sich beteiligt. Zum Glück, denn ohne die 
kompetente Unterstützung unserer Netz-
werkpartner in einer eigens eingerichteten 
und von uns moderierten Arbeitsgruppe 
hätten wir das komplexe Vorhaben nicht 
realisieren können.“ 

Innovatives Format

Und so sah – in Grundzügen – der Plan 
aus, der sich im weiteren Verlauf als Ge-
niestreich im Übergangssystem erweisen 
sollte: Der Fokus auf die duale Berufsaus-
bildung erforderte – logisch – eine enge 
Zusammenarbeit mit Unternehmen. „Wir 
wollten aber nur Betriebe beteiligen“, er-
läutert Andreas Berger das ambitionierte 
Vorgehen, „die noch in diesem Jahr einen 
Ausbildungsplatz anbieten. Sie sollten hier 
junge Menschen kennen lernen, mit de-
nen sie ihre offenen Ausbildungsplätze be-
setzen können. Es sollte also ein Tag der 
Perspektive für die Jugendlichen werden 
und zugleich ein Tag der Perspektive für 
die Unternehmen.“ 

Unternehmen mit unbesetzten Ausbil-
dungsplätzen gibt es in Duisburg, wie 

eingangs erwähnt, mehr als genug: Mc 
Donalds zum Beispiel hatte noch neun 
offene Ausbildungsplätze zu bieten. Auch 
die Buchhandlung „Mercure“ und viele 
andere Betriebe hatten noch freie Plätze. 
Also zählten sie zu den insgesamt 15 ein-
geladenen Betrieben, wobei die KoKo da-
rauf achtete, dass fast alle für Duisburg 
repräsentativen Branchen vertreten sind. 
Anwesend waren letztlich zum Beispiel 
die Deutsche Bahn und die Deutsche Post, 
eine mittelständische Textilfirma, ein Lo-
gistikunternehmen, ein großes Einzelhan-
delsunternehmen, ein Malerbetrieb, eine 
Buchhandlung, ein Gastronomiebetrieb 
und eine große Hotelkette. 

Mit jedem Unternehmen wurde bis ins 
Detail besprochen, welche freien Ausbil-
dungsstellen noch zu besetzen sind und 
was es sonst noch – Praktika zum Bei-
spiel – zu bieten hat. „Zugleich“, ergänzt 
Andreas Berger, „haben wir ihnen zuge-
sichert, dass sehr viele motivierte, zuvor 
von ihren Lehrern gebriefte Jugendliche 
kommen, die alles an Unterlagen mitbrin-
gen, was zum Kennenlernen nötig ist, und 
dass geeignete Jugendliche zielgerichtet 
bei ihnen landen.“

So eindeutig der Schwerpunkt der Veran-
staltung auf der dualen Berufsausbildung 
lag: Klar war, dass weitere Angebote erfor-
derlich sind, denn nicht alle teilnehmenden 
Jugendlichen würden in ein betriebliches 
Auswahlverfahren münden. Folglich wa-
ren auch die Berufskollegs, die Arbeits
agentur, die Kammern sowie Bildungsträ-
ger, also „der gesamte Mikrokosmos des 
Übergangssystems“, wie Andreas Berger 
formuliert, ebenfalls mit ihren spezifischen 
Portfolios am Tag der Perspektive vertre-
ten. So konnte die KoKo ihr Versprechen 
einlösen, dass jede und jeder Jugendliche 

ein konkretes Angebot erhält, sei es ein 
Auswahlverfahren für einen Ausbildungs-
platz in einem Unternehmen, ein berufso-
rientierendes Angebot der Arbeitsagentur, 
einen Termin zur Beratung am Berufskol-
leg oder etwa ergänzend einen Gutschein 
für ein Bewerbungscoaching bei einem der 
Bildungsträger.
 
Die Frage nach dem Veranstaltungsort 
hatte die KoKo schon vorab geklärt: „Mit 
ihm wollten wir verdeutlichen, dass es 
uns nicht um die berufliche Not-Versor-
gung von Jugendlichen geht, sondern um 
die duale Ausbildung in Betrieben.“ Die 
Wahl fiel auf die thyssenkrupp Steel Eu-
rope AG. Ingrid Bürgers: „Das Unterneh-
men ist einer der größten Arbeitgeber in 
Duisburg mit sehr hohem sozialen En-
gagement, das auch schon früh Plätze zu 
Berufsfelderkundungen angeboten hat.“

Auf Anfrage stellte der Stahlproduzent 
unverzüglich das Auditorium seines Aus-
bildungszentrums in Duisburg-Ruhrort 
zur Verfügung. Aber warum? Schwierig-
keiten, freie Ausbildungsplätze zu beset-
zen hat das Unternehmen mit weltweitem 
Renommee sicher nicht. Sascha Liebert, 
Ausbildungsleiter für die kaufmännischen 
Berufe bei der thyssenkrupp Steel Euro-
pe AG, liefert die Erklärung: „Wir haben 
festgestellt, dass die Berufs- und Ausbil-
dungsberatung in einem größeren Team 
am besten funktioniert. Das gilt vor allem 
für unentschlossene Bewerberinnen und 
Bewerber, die noch nicht so genau wis-
sen, ob eine berufliche Erstausbildung der 
richtige Weg für sie ist. Uns hat das Kon-
zept der KoKo sehr gut gefallen, weil an 
der Veranstaltung sehr viele Player am 
Personalentwicklungsmarkt mit ihren un-
terschiedlichsten Angeboten teilgenom-
men haben, sodass wir letztlich gemein-

Ingrid Bürgers, Stadt Duisburg, 

Amt für Schulische Bildung 

Schulamt und Schulische Angebote 
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sam die Jugendlichen beraten konnten. 
Insofern ist der Tag der Perspektive ein 
optimales Format im Übergangssystem.“ 

Damit der im Norden der Stadt gelegene 
Veranstaltungsort auch von Jugendlichen 
aus dem Süden der großflächigen Kom-
mune erreichbar war, hatte die KoKo für 
einige von ihnen einen Bustransfer or-
ganisiert. Auch an die Versorgung der 
ganztägig anwesenden Akteure hatte sie 
gedacht und für die Mittagspause ein Ca-
tering organisiert – der i-Punkt im kom-
plexen Planungsgeflecht. 

Konkrete Angebote

Die detaillierte Vorbereitung der Veran-
staltung im Hinblick auf die Unternehmen 
fand ihr Pendant in der Planung, die sich 
unmittelbar auf die Jugendlichen bezog.

Zunächst wurden die Lehrerinnen und 
Lehrer gebeten, alle Jugendlichen der Ab-
gangsklassen zu identifizieren, die noch 
nicht über eine berufliche Perspektive ver-
fügen. Ingrid Bürgers: „Also nicht nur jene, 
die keinen Schulabschluss bekommen oder 
einen schwachen Hauptschulabschluss ha-
ben, sondern auch Gymnasiasten oder Ge-
samtschüler der Sekundarstufe II, die noch 
nicht wissen, was sie machen wollen, plus 
die Jugendlichen von Berufskollegs in der 
Ausbildungsvorbereitung, also in nieder-
schwelligen Bildungsgängen.“ 

Dazu hatte die KoKo vorab einen kurzen 
Fragebogen unter anderem zu den Interes-
sen der Jugendlichen entwickelt, inklusi-
ve freiem Feld für etwaige Kommentare 
der Lehrerinnen und Lehrer. Axel Rogh-
manns: „So konnten wir vorplanen, wohin 
jeder Jugendliche aufgrund seiner persön-
lichen Situation am Tag der Veranstal-

tung gehen sollte, um den für ihn optima-
len Ansprechpartner zu finden: zu einem 
Unternehmen, zum Berufskolleg, zur Ar-
beitsagentur, zu einer der Kammern oder 
zu einem Bildungsträger“ – eine der vie-
len KoKo-Ideen, die heute als Erfolgsfak-
toren der Veranstaltung gelten.

Eine weitere Abmachung: Die Lehrerinnen 
und Lehrer sollten ihre Schülerinnen und 
Schüler auf den Tag der Perspektive vor-
bereiten und zur Veranstaltung begleiten, 
„um sicherzustellen, dass sie auch tatsäch-
lich hier ankommen.“ 

Wie exakt die KoKo schon im Vorfeld alle 
Abläufe aufeinander abgestimmt hat, do-
kumentiert auch die „Steuerung der Be-
suchergruppen“. Axel Roghmanns: „Wir 
wollten vermeiden, dass vor einem Stand 
Gedränge entsteht, sodass intensivere Ge-
spräche zwischen einem potenziellen Ar-
beitgeber und den Schülerinnen und Schü-
lern gar nicht möglich wären. Deshalb 
haben wir uns für eine Taktung des ge-
samten Tages entschieden und eine Ober-
grenze von 50 Jugendlichen pro Stunde 
festgelegt, dem nach unserer Einschät-
zung durchschnittlichen Aufenthalt der 
Jugendlichen, von denen nicht jeder jeden 
Stand besuchen musste – auch wenn das 
natürlich nicht verboten war.“

Gleich im Eingangsbereich des Auditori-
ums wurden die Jugendlichen von Kolle-
ginnen und Kollegen des Amts für Schu-
lische Bildung empfangen, nannten ihre 
Namen und erhielten einen zuvor von 
der KoKo auf der Basis der Lehrer-In-
formationen erstellten „Laufzettel“, qua-
si als Handlungsplan mit Empfehlungen 
für den Gang durch das Auditorium in-
klusive einer verbindlichen ersten An-
laufstation. 

Axel Roghmanns nennt ein Beispiel: „Eine 
Schule hatte gemeldet, dass ein Schüler 
voraussichtlich den Hauptschulabschluss 
Klasse 10 mit recht gutem Notendurch-
schnitt erwirbt. Trotz seiner Bemühungen 
um eine duale Ausbildung hatte er sich vor-
sorglich am Berufskolleg angemeldet. Zu-
sätzlich hatte der Lehrer auf das Interes-
se des Jugendlichen am Thema Logistik 
hingewiesen. Da wir wussten, dass das 
bei der Veranstaltung anwesende Unter-
nehmen Imperial Logistics International 
B. V. & Co. KG Ausbildungsplätze im Be-
reich Logistik wie etwa die zum Fachlage-
risten oder zum Speditionskaufmann an-
bietet, haben wir für diesen Jugendlichen 
als erste Anlaufstation ,Imperial‘ einge-
tragen. Für den Fall, dass sich ihm keine 
Perspektive im Betrieb anbietet, haben wir 
als zweite Station die Agentur für Arbeit 
genannt, die ihm weitere Vermittlungs-
vorschläge machen kann, sowie als dritte 
Station die IHK oder die Kreishandwer-
kerschaft mit ihren Datenbanken offener 
Ausbildungsstellen.“ 

Zweites Beispiel: Hatte ein Lehrer vorab 
mitgeteilt, dass ein Jugendlicher bereits 
an einem Berufskolleg mit der Fachrich-
tung Gesundheit/Soziales angemeldet ist, 
mittlerweile aber den technischen Bereich 
präferiert, und die Information mit dem 
Kommentar „ein Schulbesuch am Berufs-
kolleg macht auf jeden Fall Sinn“ verse-
hen, wurde der Jugendliche gleich zum 
richtigen Berufskolleg geleitet. 

Fehlten auf den Fragebögen Detailin-
formationen zu den Interessen eines Ju-
gendlichen, fand im Empfangsbereich in 
der Clearingstelle ein kleines Beratungs-
gespräch statt. Stellte sich dabei heraus, 
dass er sich zum Beispiel eine Ausbildung 
im Gastronomiesektor vorstellen könne, 

Andreas Berger, Stadt Duisburg, 

Amt für Schulische Bildung,

Schulamt und Schulische Angebote 

Axel Roghmanns, Stadt Duisburg,

Pädagogischer Mitarbeiter 

(Berufs- und Studienorientierung)
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erschien das Unternehmen McDonald als 
guter Ansprechpartner. Axel Roghmann: 
„In diesen Fällen konnten wir den Lauf-
zettel erst kurzfristig erstellen.“ 

Idealtypisch hatten alle Jugendlichen ih-
ren Lebenslauf dabei. Falls nicht – auch 
auf diese Eventualität war die KoKo ein-
gestellt –, gingen die Jugendlichen gleich 
nebenan zum Stand des Kinderschutz-
bundes mit dem Projekt „PlusPunktDU“, 
erstellten dort einen Lebenslauf, ließen – 
von der KoKo beauftragte Fotografen wa-
ren ebenfalls vor Ort – ein Bewerbungs-
foto anfertigen und gingen anschließend, 
mit Unterlagen bestens ausgestattet, zum 
Stand des Unternehmens zurück. 

Erweckten Jugendliche nach ihrem Rund-
gang den Eindruck, überfordert zu sein 
und noch keine individuelle Lösung für 
sich gefunden zu haben, stand sicherheits-
halber die kommunale Inklusionskoordi-
natorin Irma Lababidi am Ausgang und 
sprach die Jugendlichen freundlich per-
sönlich an: „Hast du etwas für dich ge-
funden?“ Lautete die Antwort „Nein, nix 
gefunden“, fragte sie: „Was wolltest du 
denn?“, nahm den Jugendlichen – bild-
lich gesprochen – an die Hand und ging 
ein paar Meter mit ihm zu einem Stand, 
der am ehesten für ihn infrage kam. So 
war sichergestellt: Niemand verlässt das 
Auditorium ohne neue berufliche Chance!

Beeindruckende Bilanz

Beeindruckend die Bilanz am Ende des 
Tages: Von den 360 Jugendlichen, die der 
Einladung gefolgt waren, sind 240, also 
exakt zwei Drittel, im Auswahlverfahren 
eines Unternehmens gelandet. Allein das 
Einzelhandelsunternehmen Lidl GmbH & 
Co. KG hat 53 Jugendliche zu einem Be-

werbungsverfahren eingeladen, die Deut-
sche Post elf. Nicht minder engagiert die 
Imperial Logistics International B. V. & 
Co. KG. Sie bot fünf Jugendlichen in einem 
Bewerbungsverfahren die Chance auf eine 
Ausbildung sowie einen zukunftssicheren 
Arbeitsplatz, denn, wie Jasmin Vielhau-
er, Personalreferentin des Unternehmens, 
sagt, „so lange wir nicht beamen können, 
wird es die Logistik geben.“

Auch die Alba Bau GmbH, ein Duis-
burger Gerüstbauunternehmen, hat den 
Tag der Perspektive genutzt, um für sei-
ne freien Ausbildungsplätze zu werben. 
Viele Jugendliche, weiß das Unterneh-
men, bringen zwar die körperlichen Vo-
raussetzungen mit, um täglich draußen 
in teils schwindelerregender Höhe zu ar-
beiten, scheitern jedoch an den theore-
tischen Herausforderungen des Ausbil-
dungsberufs. Entsprechend hoch sind 
die Abbruchquoten. „Umso wichtiger ist 
das richtige Matching vor Ausbildungs-
beginn“, sagen die Firmenmitarbeiter 
Emre Albayrak und Hüseyin Demirci, 
„und dazu bot der Tag der Perspektive 
eine gute Chance.“ Die KoKo jedenfalls 
freut sich, dass die Alba Bau GmbH zu-
künftig den Pool an Unternehmen er-
weitert, die Plätze für Berufsfelderkun-
dungen offerieren. 

Konkrete Angebote lieferten auch die 
Mayersche Buchhandlung, das Mercure 
Hotel, die Böge Textil-Service GmbH & 
Co. KG, das Personalamt der Stadt, die 
Niederrheinische IHK sowie die Kreis-
handwerkerschaft. Der Malerbetrieb Gu-
tonik zum Beispiel hat an vier Jugendliche 
Gutscheine ausgegeben: „Sie berechtigen 
zum zweiwöchigen Schnupper-Prakti-
kum, um den Betrieb und seine Arbeit 
kennenzulernen.“ 

Erwähnenswert ist aber auch die Erfah-
rungen der Sparkasse Duisburg beim Tag 
der Perspektive. Auch sie hatte noch freie 
Ausbildungsplätze zu besetzen. „Doch 
viele Jugendliche mit mittlerem Bildungs-
abschluss“, sagt Melanie Metzlaff, Ausbil-
derin bei der Sparkasse Duisburg, „mei-
nen irrtümlich, man brauche Abitur, um 
eine Ausbildung als Bankkaufmann oder 
-frau zu beginnen.“ Zwar hätten in der Tat 
die meisten Auszubildenden eine Hoch-
schulzugangsberechtigung, zwingend er-
forderlich aber sei sie nicht. 

Tatsächlich haben sich im Nachgang zur 
Veranstaltung drei Jugendliche mit mitt-
lerem Bildungsabschluss bei der Sparkas-
se beworben. Einer von ihnen nahm an 
einem Test teil, dessen Bestehen zur Teil-
nahme am Assessment Center berechtigt. 
„Dort hat der Bewerber jedoch nicht die 
erforderlichen Potenziale gezeigt“, so die 
Ausbilderin, „doch auch wenn es in die-
sem Jahr nicht geklappt hat: In der Veran-
staltung konnten wir die Jugendlichen mit 
mittlerem Bildungsabschluss darüber auf-
klären, dass auch sie sich bei uns bewer-
ben können.“ Vorsorglich hat sie deshalb 
eine hauseigene Broschüre an interessier-
te Jugendliche verteilt, die bei der Vorbe-
reitung auf den Test gezielt unterstützt. 

Wie am Schnürchen hingegen lief es für 
zwei Jugendliche, der eine mit Haupt-, 
der andere mit Realschulabschluss, bei 
der MTS Systemgastronomie GmbH 
McDonald`s Restaurants. „Sie hatten 
sich“, berichtet Nicole Hylla, Mitarbeite-
rin des Duisburger Unternehmens, „un-
mittelbar nach der Veranstaltung bei uns 
beworben und wirkten im Vorstellungs-
gespräch so überzeugend, dass sie schon 
jetzt ihre Ausbildung zur Fachkraft im 
Gastgewerbe in der Systemgastronomie 

Melanie Metzlaff, 

Ausbilderin bei der 

Sparkasse Duisburg
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beginnen.“ Schneller geht̀ s nicht. „Wenn 
in der Ausbildung alles gut läuft“, wirft  
Nicole Hylla einen Blick in die berufliche 
Zukunft der beiden, „können sie ein drit-
tes Ausbildungsjahr anschließen und Fach-
mann für Systemgastronomie werden.“

Ein konkretes Angebot von der MTS 
Systemgastronomie GmbH bekam aber 
auch, wie von der KoKo vorab verspro-
chen, ein Jugendlicher ohne Hauptschul-
abschluss. Ihm hatte Nicole Hylla in 
einem offenen Gespräch klargemacht, 
dass er aufgrund schulischer Defizite die 
Abschlussprüfung nur schwerlich schaf-
fen würde. Ohne Chance blieb er den-
noch nicht: Die Geschäftsführung stellte 
ihn mit sofortiger Wirkung als Mitarbei-
ter ein, kombiniert mit der Abmachung, 
dass er in der Abendschule seinen Haupt-
schulabschluss nachholt. Nicole Hylla: 
„Für den Fall, dass er ihn schafft, hat er 
die feste Zusage auf einen Ausbildungs-
platz bei uns.“ 

Weitere Angebote für rund 60 Jugendli-
che steuerten die fünf Berufskollegs der 
Stadt bei, und Jugendlichen, die noch nicht 
für eine Ausbildung bereit waren, wurden 
Plätze in berufsvorbereitenden Maßnah-
men offeriert oder sie erhielten Informa-
tionen, wo sie den nächsthöheren Schul-
abschluss erwerben können. Hier waren 
das Diakoniewerk, das Jugendamt, die 
Kant-Fachoberschule, die VHS, die „Duis
burger Werkkiste“, die Lebenshilfe sowie 
„PlusPunkt DU“ aktiv. 

Vorbildlich in diesem Kontext war, das 
Engagement von Musa Alper, Lehrer an 
der Hauptschule Walsum: Alle neun von 
der KoKo eingeladenen Schülerinnen und 
Schüler seiner Klasse haben, von ihm be-
gleitet, den Tag der Perspektive besucht, 

obwohl alle von ihnen zunächst noch an 
Berufskollegs den Hauptschulabschluss 
nach Klasse 10 erwerben wollen, um ihre 
Berufschancen zu vergrößern. 

Musa Alper hat dennoch großen Wert da-
rauf gelegt, am Tag der Perspektive teilzu-
nehmen. Seine Begründung: „Hier konnten 
sie im direkten Gespräch mit den Firmen 
und nicht nur immer von ihrem eigenen 
Lehrer erfahren, wie wichtig Sekundärtu-
genden wie etwa Pünktlichkeit oder Team-
fähigkeit im Berufsleben sind und dass ein 
Hauptschulabschluss nach Klasse 10 die 
Voraussetzung für den Beginn einer du-
alen Ausbildung ist. Ich gehe davon aus, 
dass das meine Schülerinnen und Schüler 
zusätzlich motiviert. Einer von ihnen hat 
übrigens gleich die feste Zusage eines Ge-
rüstbauunternehmens bekommen, dort 
ein zweiwöchiges Praktikum zu absolvie-
ren. Läuft alles gut, wird er in ein Ausbil-
dungsverhältnis übernommen.“ 

Durchweg positiv entsprechend die Rück-
meldungen der Partner aus der Steuerungs-
gruppe. Elisabeth Schulte, Geschäftsfüh-
rerin des Unternehmerverbands, Jürgen 
Kaiser von der niederrheinischen IHK 
und Industrie- und Handelskammer und 
Dr. Frank Bruxmeier, Geschäftsführer 
der Kreishandwerkerschaft Duisburg, 
sind sich einig: „Der Tag der Perspektive 
hat seinen Anspruch, sowohl den Jugend-
lichen wie auch den beteiligten Unterneh-
men zu nutzen, in jeder Hinsicht erfüllt.“
 
Als „großartige Veranstaltung“ bezeichnet 
Katrin Becker, Teamleiterin der Berufsbe-
ratung bei der Duisburger Agentur für Ar-
beit, den Tag der Perspektive. Sie selbst war 
frühzeitig involviert in dessen Planung. An 
einem gemeinsamen Stand mit dem Jobcen-
ter Duisburg wurden 130 Gespräche mit 

Jugendlichen geführt: „Unser gemeinsamer 
Arbeitgeber-Service konnte einigen Jugend-
lichen direkt vor Ort konkrete Hinwei-
se geben, welche Unternehmen noch freie 
Ausbildungsplätze für welche Berufe anbie-
ten. Wir haben die Jugendlichen dazu ani-
miert, ihre Bewerbungen möglichst rasch 
auf den Weg zu bringen und ihnen dazu 
die Ansprechpartner in den Unternehmen 
genannt. Gleichzeitig haben wir aber auch 
die Kontaktdaten der Jugendlichen entge-
gengenommen, um sie auch zukünftig bei 
der Vermittlung in Ausbildung unterstüt-
zen zu können.“

In anderen Fällen haben Arbeitsagentur 
und Jobcenter mit den Jugendlichen Ter-
mine für eine ausführliche Einzelbera-
tung verabredet – Termine nicht irgend-
wann, sondern direkt am nächsten Tag 
oder in der folgenden Woche. Katrin Be-
cker: „Damit wir den Jugendlichen auch 
wirklich zeitnah konkrete Angebote unter-
breiten konnten, hatten wir schon im Vor-
feld Zeiten für die Beratung reserviert.“ 

Besonders wertvoll an der Veranstaltung 
war in ihren Augen, „dass alle wichtigen 
Partner zusammengekommen sind, um 
für alle Jugendlichen eine Lösung zu fin-
den. Wenn der Tag der Perspektive im 
nächsten Jahr neu aufgelegt wird“, so die 
Teamleiterin der Agentur für Arbeit re-
sümierend, „sind wir auf jeden Fall wie-
der mit unseren Kolleginnen und Kolle-
gen aus dem Jobcenter dabei.“ 

Strategische Weiterentwicklung

Das alles zeigt: Der „Tag der Perspekti-
ve“ hat sich gleich im ersten Anlauf be-
währt, das neue Format wirkt! Auf den 
Erfolgen ruht sich die KoKo indes nicht 
aus. Modifizierungen für eine Neuauflage 

Katrin Becker, Teamleiterin der 

Berufsberatung, Agentur für 

Arbeit, Duisburg
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im kommenden Jahr sind bereits geplant. 
Das betrifft zum Beispiel den Zeitpunkt 
der Veranstaltung. Sie soll im nächsten 
Jahr früher stattfinden und nicht erst zum 
Schuljahresende. Da zudem immerhin 90 
der eingeladenen Jugendlichen nicht er-
schienen sind, will die KoKo zukünftig 
noch stärker auf die Begleitung durch das 
Lehrpersonal drängen. 

Wünschenswert ist in den Augen der KoKo 
auch ein noch intensiveres Engagement der 
Unternehmensvertreter in der Steuerungs-
gruppe bei der Akquise von Unternehmen: 
„Sie haben hervorragende Beziehungen zu 
den Betrieben und können sie viel leichter 
als wir vom Sinn einer Teilnahme an ei-
ner solchen Veranstaltung überzeugen.“ 
Grundsätzlich warnt Ingrid Bürgers da-
vor, den in jeder Hinsicht positiven Ver-
lauf der Veranstaltung so zu deuten, als 
sei der Tag der Perspektive ein Selbstläu-
fer: „Das wäre ein Trugschluss“, stellt sie 
klar, „wir sind weiter auf das intensive En-
gagement unserer Partner in der kommu-
nalen Allianz angewiesen.“

Mit gutem Beispiel geht sie voran und 
plant etwas Neues hinsichtlich der ver-
tretenen Branchen. Nachdem in diesem 
Jahr ein Krankenhaus seine Teilnahme 
kurzfristig aus Personalgründen absa-
gen musste, ist im nächsten Jahr auf je-
den Fall der Gesundheits- und Pflegesek-
tor vertreten. Mit dabei sein soll zudem 
ein Berufskolleg, das auch überbetrieb-
liche Ausbildung etwa in den Bereichen 
Erziehung und Pflege anbietet. 

Im Rückblick sieht die Sachgebietsleiterin 
den Tag der Perspektive als Kick-off für 
die themenbezogenen Kooperationswork-
shops, welche die Gesellschaft für inno-
vative Beschäftigungsförderung (G.I.B.) 

in Abstimmung mit dem MAGS NRW 
durchführt. Ziel ist, die Kooperation der 
an KAoA beteiligten Akteure zu stärken. 
Ihr Kollege Axel Roghmanns arbeitet dazu 
schon lange intensiv mit den Schulen zu-
sammen. Er weiß, dass die Lehrerinnen 
und Lehrer in vielerlei Hinsicht hoch be-
ansprucht sind. „Manche von ihnen“, so 
seine Erfahrung, „wissen noch gar nicht, 
dass die Beratung der Schülerinnen und 
Schüler in diesem Handlungsfeld zu ih-
ren Aufgaben zählt.“ 

Damit sich das ändert, will Ulrike Nix
dorff von der Schulaufsicht Haupt-
schulen beim Schulamt für die Stadt 
Duisburg gemeinsam mit dem Schul-
amtskoordinator und der KoKo noch in 
diesem Jahr in Schulen aller Schulformen 
Gespräche mit der Schulleitung, dem 
StuBo-Team sowie den anderen Lehre-
rinnen und Lehrern führen, die guten 
Beispiele aus anderen Schulen kommuni-
zieren und bei etwaigen Unterstützungs-
bedarfen selbst beraten oder aber Part-
nerschulen nennen, die entsprechende 
Hilfen anbieten können. Geplant sind 
zudem Fortbildungs-Veranstaltungen 
für Lehrerinnen und Lehrer, um deren 
Beratungskompetenz hinsichtlich der 
Anschlussmöglichkeiten nach den Se-
kundarstufen I und II zu stärken. Kon-
kret heißt das: „Wir müssen die ver-
schiedenen Daten zusammenführen: die 
schulischen Leistungen, den angestreb-
ten bzw. den realistischen Abschluss, 
die Ergebnisse der Potenzialanalyse so-
wie die Erfahrungen aus Praktikum und 
Berufsfelderkundungen und so vernünf-
tige, folgerichtige Ketten erstellen, die 
zum angestrebten Ziel führen. Manche 
Schulen in Duisburg haben hierzu be-
reits hervorragende Konzepte erstellt, 
andere sind noch nicht so weit.“ 

Der Erfolg des Tages der Perspektive hat 
sich in ganz NRW herumgesprochen. 
Einige Kommunen haben bereits nach-
gefragt, unter welchen Bedingungen so 
eine Veranstaltung gelingen kann. Ne-
ben vielen speziellen Hinweisen konn-
te ihnen Ingrid Bürgers aber auch einige 
grundlegende Erfolgsfaktoren nennen: Ein 
ausreichender Zeitraum für die Planung, 
das Bedenken aller Eventualitäten, Flexi-
bilität bei der Planung beim Auftauchen 
neuer Problemstellungen, die frühzeitige 
Einbindung der Partner, die Präsentati-
on konkreter Angebote und die Gestal-
tung der doppelten Perspektive – für die 
Jugendlichen wie auch für die Unterneh-
men. „All das macht die Attraktivität ei-
ner solchen Veranstaltung aus.“ 

Und, ergänzt sie, die Stadtspitze sollte 
hinter dem Vorhaben stehen. Das war 
in Duisburg der Fall. Hier hatte Thomas 
Krützberg, Dezernent für Familie, Bil-
dung und Kultur, die Veranstaltung er-
öffnet. Nach seinen Worten ist sie „ein 
Format, das zwingend in Duisburg er-
funden werden musste.“ Nächstes Jahr, 
prognostizierte er, „werden wir vom tra-
ditionellen Tag der Perspektive sprechen.“ 
Ingrid Bürgers und ihr KoKo-Team stim-
men zu, nehmen aber auch hier, wie schon 
bei der Entwicklung des Konzepts, die 
Zukunft gedanklich vorweg: „Wenn ir-
gendwann die frühzeitige Berufsorientie-
rung in allen Schulen erfolgreich etabliert 
ist, wird ein Tag der Perspektive in dieser 
Form vielleicht überflüssig sein.“
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Die Landesregierung NRW unterstützt 

die kommunalen Akteure bei der Um-

setzung des Landesvorhabens „Kein 

Abschluss ohne Anschluss“ mit dem 

Angebot themenbezogener und extern 

moderierter Kooperationsworkshops. 

Ziel ist es, die Qualität und Wirkung 

der eingesetzten Standardelemente 

und Angebote in KAoA auf der kommu-

nalen/regionalen Ebene zu optimieren. 

Wie das gelingt, zeigen eindrücklich 

die Ergebnisse der Kooperationswork-

shops zum Thema Beratung im Kreis 

Recklinghausen.

Seit die Beratung verbindliches Standard-
element von KAoA ist, können sich Schü-
lerinnen und Schüler über mangelnde Be-
ratungsangebote kaum noch beklagen. 
Offeriert werden sie von unterschied-
lichen Institutionen, darunter die Agen-
tur für Arbeit, die Schulen, die Kammern 
sowie Fachkräfte wie etwa die „Ausbil-
dungsPaten“ oder Berufseinstiegsbeglei-
ter. Doch die diversen Angebote sind oft 
nicht ausreichend aufeinander abgestimmt 
und können damit für Jugendliche mit-
unter verwirrend sein. 

„Die Beratungen der Jugendlichen durch 
die einzelnen Akteure finden meist se-
parat voneinander statt“, beschreibt Ja-
nina Zaepernick von der Kommunalen 
Koordinierungsstelle (KAoA) im Kreis 
Recklinghausen die gegenwärtige Pra-
xis. „Viele Berater und Beraterinnen 

Intensivierte Zusammenarbeit führt zu 

konkreten Lösungen
KAoA-Kooperationsworkshops im Kreis Recklinghausen

wissen nicht viel von den Angeboten der 
anderen Akteure. Wir wollten deshalb 
die beratenden Personen der verschie-
denen Institutionen zueinander bringen, 
um einen roten Faden für die Beratung 
im Kontext von KAoA zu entwickeln.“ 

In dieser Situation kam das Angebot 
der extern moderierten Kooperations-
workshops wie gerufen. Rena Schnett-
ler, ebenfalls Mitarbeiterin der Kom-
munalen Koordinierungsstelle im Kreis 
Recklinghausen und maßgeblich zustän-
dig für die Abstimmung der Workshop-
Themen sowie der organisatorischen 
Begleitung vor Ort: „Das Workshop-
Angebot traf genau unseren Bedarf und 
war eine echte Chance für uns. Mit un-
seren KAoA-Partnern haben wir uns bei 
der inhaltlichen Gestaltung der Work-
shops zunächst auf die Beratung zur Be-
rufs- und Studienorientierung als The-
ma fokussiert.“ 

Richtungsworkshop: 
Auswahl der Akteure

Im Vorfeld des Prozesses entschied das 
KAoA-Team sich für die Moderato-
rin des Beratungsunternehmens Ent-
wicklungsbad aus Bochum, Elke Mud-
demann-Pulla. Gemeinsam wurde das 
Vorgehen geplant und abgestimmt. In 
dem ersten halbtägigen Workshop mit 
einem kleineren Kreis von Akteuren ging 
es laut Rena Schnettler zunächst darum, 
„die Richtung festzulegen und gemein-
sam zu überlegen, welche Entscheider 
und Akteure der operativen Ebene an 
den Tisch zu bringen sind.“ So wurden 
die Berufseinstiegsbegleitung, die „Aus-

bildungsPaten“ sowie die Jugendberufs-
hilfe zusätzlich zu Agentur für Arbeit, 
Kammern, Vertretungen aus Schulen 
und Städten, Unternehmen, Hochschul-
Studienberatung und Bildungsträgern 
hinzugezogen. 

Mit dabei waren im Weiteren auch eine 
Vertreterin von „Arbeiterkind.de“, eine 
Einrichtung, die Schülerinnen und Schü-
ler aus Familien ohne Hochschulerfah-
rung ermutigt, als Erste in ihrer Familie 
zu studieren sowie die „ZukunftsBan-
de Emscher-Lippe“, ein Projekt zur För-
derung von Nachwuchskräften und zur 
Verbesserung von Ausbildungsreife am 
Schnittpunkt von Schule und Beruf 
durch Peer-Learning.

Ein besonderes Anliegen der Kommunalen 
Koordinierungsstelle im Kreis Reckling-
hausen war die Einbindung der Eltern
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Janina Zaepernick (li.) und Rena Schnettler (re.), 

Kommunale Koordinierungsstelle (KAoA)  

ebene, die sich jedoch als recht schwie-
rig darstellte. Rena Schnettler nennt einen 
der Gründe: Eine „Kreiselternschaft“ als 
Ansprechpartner gibt es nicht. Gewon-
nen werden konnte für die Workshops 
indes eine Vertreterin des Landeseltern-
verbands sowie ein Schulpflegschaftsvor-
sitzender eines Gymnasiums. 

Anders als kreisfreie Städte stehen Kom-
munale Koordinierungsstellen in Krei-
sen bei der Kooperation mit anderen 
relevanten Akteuren vor besonderen He-
rausforderungen, meint Janina Zaeper-
nick: „Wir sind der einwohnerstärkste 
Kreis in ganz Deutschland. Es wird uns 
kaum gelingen, alle relevanten Akteure 
an einen Tisch zu bringen, dafür sind wir 
mit zehn starken Städten einfach zu groß. 
Nur ein Beispiel: Die Schulen sind in städ-
tischer Verantwortung, Berufskollegs in 
der Mehrzahl in Kreisverantwortung. Das 
erfordert die Beachtung von Zuständig-
keiten sowie eine gute Kommunikation.“

Dennoch ist es den Koordinatorinnen 
gelungen, im Verlauf der Workshop-Rei-
he 31 Personen aus 17 Institutionen an 
einen Tisch zu bringen. Anwesend wa-
ren über die bereits Genannten hinaus 
auch der Regionalkoordinator der Be-
zirksregierung als Bindeglied zur Schul-
aufsicht. Der Steuerkreis für KAoA im 
Kreis Recklinghausen unterstützte von 
Beginn an das Vorgehen. Janina Zae-
pernick: „Als wir dort das Qualifizie-
rungsvorhaben und den Sinn der Koo-
perationsworkshops vorgestellt haben, 
ist beides sofort auf breite Zustimmung 
gestoßen. Einhellige Meinung war: Wir 
haben bei KAoA über Jahre viel über 

Zahlen gesprochen, jetzt müssen wir 
uns um Qualität bemühen und die Netz-
werkarbeit optimieren.“ 

Aufgewertetes Instrument: 
Der Berufswahlpass NRW

„Nicht nur reden, auch handeln“, laute-
te folglich das oberste Gebot der vier in 
nur drei Monaten durchgeführten, mo-
derierten Workshops. Die Moderatorin 
Elke Muddemann-Pulla: „Wir wollten 
nicht nur über Probleme und Heraus-
forderungen reden, sondern am Ende 
auch konkrete Ergebnisse vorlegen. Wir 
wollten, dass sich die Akteure über die 
verschiedenen Beratungsformate ver-
ständigen, also über die formellen der 
Agentur für Arbeit und der Kammern 
sowie der Jugendberufshilfe und der 
Lehrkräfte genauso wie über die infor-
mellen etwa der Eltern. Es war wich-
tig, ein Bewusstsein dafür zu schaffen, 
welche Akteure am Beratungsprozess 
beteiligt sind. Zudem hatten wir den 
Anspruch, die Übergänge, die Schnitt-
stellen zwischen den verschiedenen Be-
ratungsformaten zu optimieren und die 
einzelnen Formate miteinander im KA-
oA-Kontext zu vernetzen.“

Schnell war klar: „Eigentlich bräuchte 
man analog zu einer Patientenkarte so et-
was wie eine Beratungslaufkarte“, fasst 
Rena Schnettler eins der Diskussionser-
gebnisse zusammen, „in der sauber doku-
mentiert ist, über welche Themen in der 
Beratung gesprochen worden ist und wel-
che Anregungen und Vereinbarungen da-
raus resultierten. Dann könnte die nächs
te beratende Person sofort erkennen, was 

bereits gemacht worden ist oder was fehlt 
und daran anschließend gezielt die nächs
ten Schritte in die Wege leiten. So ent-
stünde ein transparenter Beratungspro-
zess, nachvollziehbar für Schülerinnen 
und Schüler, aber auch für Eltern“, so 
Schnettler.

„Eigentlich“, merkt Janina Zaepernick an 
dieser Stelle an, „haben wir mit dem Port-
folio dafür bereits das richtige Instrument: 
Über den Berufswahlpass NRW könnten 
alle Beratungsergebnisse von der Klas-
se 8 bis in die Ausbildung dokumentiert 
werden. Perfekt geführt wäre das unser 
,roter Faden‘. Voraussetzung dafür aber 
wäre, dass der Berufswahlpass im Un-
terricht wirklich fest curricular veran-
kert ist und allen Beraterinnen und Bera-
tern zur Verfügung steht. Das ist bislang 
nicht der Fall. Die Schulen benutzen den 
Berufswahlpass derzeit noch in sehr un-
terschiedlicher Form.“ 

Das weiß auch Karsten Euting, Teilneh-
mer des Workshops und Leiter der Be-
rufsorientierung im Bildungszentrum des 
Handels e. V., das im laufenden Schuljahr 
Potenzialanalysen an 43 Schulen durch-
führt: „Der Berufswahlpass ist ein in der 
Praxis noch unterbewertetes Instrument. 
Wenn es uns in der Zusammenarbeit al-
ler Akteure gelingt, ihn als verpflichten-
des Übergabeprotokoll zu gestalten, dann 
wäre für die reibungslose Durchführung 
von Potenzialanalysen und für die Ver-
wertung ihrer Ergebnisse im weiteren Be-
ratungsprozess viel gewonnen. Profitie-
ren würden davon alle Beraterinnen und 
Berater, vor allem aber auch die Schüle-
rinnen und Schüler.“

Elke Muddemann-

Pulla, Entwicklungs-

bad (fokus-mensch), 

Coach, Supervisorin, 

Prozessberaterin 
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Entscheidungen konkretisieren 
und Übergänge gestalten

in der  
Sekundarstufe II

sich einschreiben 
bzw. bewerben,

Übergänge gestalten

(SBO 7.1, 7.3)
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A
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G

(SBO 2)

in der  
Sekundarstufe II

individuelle Vorausset- 
zungen für ein Studium  
überprüfen und Praxis  

des Studierens an Hoch- 
schulen kennen lernen

(SBO 6.5)

Ab Jgst. 9

Praxisphasen

Erweiterung/
Vertiefung von 

Praxis-Erfahrungen 

(SBO 6.2/6.3/6.4)

Potenziale erkennen
Berufsfelder kennen lernen

Praxis der Arbeitswelt erproben
Entscheidungen konkretisieren 

und Übergänge gestalten

In Jgst. 8

Potenzialanalyse  
(SBO 5)

&

Berufsfelder
erkunden 

(SBO 6.1)

Dokumentation im Portfolioinstrument und Anschlussvereinbarung (SBO 4 und SBO 7.3)

Ab Jgst. 9/10

sich bewerben, 
Übergänge begleiten, 

Schwerpunkte für 
Sek. II/BK wählen

(SBO 7)

Strukturen in Schule und Qualität der Umsetzung entwickeln und sichern (SBO 1 und SBO 3)
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(SBO 2)

B
E
R
A
T
U
N
G

(SBO 2)

B
E
R
A
T
U
N
G

(SBO 2)

Prozess der schulischen Berufs- und Studienorientierung

Q
uelle: M

inisterium
 für Schule und W

eiterbildung N
R

W

(SBO = Standardelement der Berufs- und Studienorientierung)

Hochschule und 
Studienwege erkunden

B
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N
G

(SBO 2)

Anschluss-
möglich-

keiten

Ganz ähnlich sieht das Daniel Heidler, 
Lehrer am Berufskolleg und als Regio-
nalkoordinator bei der Bezirksregierung 
an der Schnittstelle zwischen Schulauf-
sicht, KoKo und Schulen mit der Aufga-
be betraut, die Belange der Schulen und 
bildungspolitische Zusammenhänge im 
Blick zu haben. Sein Kommentar: „Wich-
tig ist, dass der Berufswahlpass nicht nur 
bei den Schulen, sondern auch bei anderen 
Akteuren wie den Kammern oder den Ar-
beitsagenturen in den Fokus rückt. Wenn 
wir das schaffen, haben sich die Work-
shops allein deswegen schon gelohnt.“ 
 
Konkrete Produkte: Plakate, 
Homepage, Broschüre

Darin waren sich die Koordinatorinnen 
und die Workshop-Teilnehmenden rasch 
einig: Eine entscheidende Rolle spielen 
die Studien- und Berufswahlkoordina-
torinnen und -koordinatoren. 

Durchführung der Standardelemente or-
ganisieren und welche Institutionen sie 
dazu ansprechen können.“ 
 
Außerhalb der Workshops wurden des-
halb in kleinen Arbeitsgruppen Pla-
kate entwickelt. Abgebildet sind hier 
die KAoA-Standardelemente, ausge-
fächert auf die drei Jahrgangsstufen 8, 
9 und 10 sowie Hinweise, welche Netz-
werkpartner im Kreis Recklinghausen 
die speziellen Elemente mit ihrem An-
gebot unterstützen. Sie sollen, so Daniel 
Heidler, „als guter visualisierter Über-
blick in den Berufsorientierungsbüros, 
also den zentralen schulischen Räumen 
für Informationen, Gespräche und Ko-
ordinierungsaufgaben dienen. Für die 
Sekundarstufe II sind ebenfalls Plakate 
angedacht.“

Geplant ist zudem, die Plakate eins zu 
eins auf eine Homepage zu übertragen, 

„Außerdem soll eine Broschüre zum 
Thema ,Beratung‘ publiziert werden, in 
der alle einschlägigen Beratungsange-
bote im Kreis aufgeführt sind, so dass“, 
meint Daniel Heidler, „ein StuBo nach 
kurzem Blick in die Broschüre sofort 
erkennen kann, an welchen Akteur aus 
unserem Netzwerk er eine Schülerin, ei-
nen Schüler mit ihrem oder seinem Be-
ratungsanliegen ortsnah und zielgenau 
vermitteln kann.“

Die Summe aus Plakaten, Homepage und 
Broschüre bezeichnen die beiden Koor-
dinatorinnen des Kreises Recklinghau-
sen als „Beratungskoffer“, im Falle der 
schulischen Beratung beispielsweise je-
derzeit ergänzbar etwa um vorbereite-
te Unterrichtseinheiten zur einfacheren 
Vor- und Nachbereitung von Standard-
elementen. Janina Zaepernick: „Da ist 
von einzelnen Schulen schon sehr viel 
Gutes entwickelt worden, was anderen 

„Vor allem StuBos, die diese Aufgabe 
neu an den Schulen übernehmen“, da-
von ist Daniel Heidler überzeugt, „brau-
chen einen klaren Überblick, was sie im 
Rahmen der Studien- und Berufsorien-
tierung wann zu tun haben, wie sie die 

ergänzt um vertiefende Informationen zu 
den Ansprechpartnern und -partnerinnen 
und ihren Angeboten im Kreis Reckling-
hausen. Wie die Internetseite genau aus-
sehen könnte, darüber wurde ebenfalls 
in den Arbeitsgruppen diskutiert. 

Schulen zur Verfügung gestellt werden 
könnte. So kann Wissenstransfer zum 
Vorteil aller gestaltet werden.“

Der nächste Kooperationsworkshop wird 
zum Thema „Beratungskultur“ arbeiten. 

Daniel Heidler, Bezirksregierung 

Münster/Kreis Recklinghausen,

Regionalkoordinator (Lehrer/StuBO BK)

Karsten Euting, Bildungszentrum des 

Handels e. V., Leiter Berufsorientierung 
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ANSPRECHPARTNER IN DER G.I.B.

Ulrich Schipp, Tel.: 02041 767258

u.schipp@gib.nrw.de

Elisabeth Tadzidilinoff, Tel.: 02041 767244

e.tadzidilinoff@gib.nrw.de

Claudia Thierfelder, Tel.: 02041 767169

c.thierfelder@gib.nrw.de

KONTAKTE

Kommunale Koordinierung  

„Kein Abschluss ohne Anschluss. 

Übergang Schule – Beruf in NRW” 

Rena Schnettler, Tel.: 02361 534139 

Janina Zaepernick, Tel.: 02361 533061 

bildungsbuero-kaoa@kreis-re.de 

Entwicklungsbad (fokus-mensch)

Coach, Supervisorin, Prozessberaterin 

Elke Muddemann-Pulla, Tel.: 02102 131761

emp@fokus-mensch-coaching.de 

Agentur für Arbeit 

Leiter Team U25/Berufsberatung

Stephan Jansen, Tel.: 02361 401032

stephan.jansen@arbeitsagentur.de 

Bezirksregierung Münster/

Kreis Recklinghausen

Regionalkoordinator (Lehrer/StuBO BK)

Daniel Heidler, Tel.: 0176 61734169

Daniel.Heidler@kreis-re.de 

Bildungszentrum des Handels e. V.

Leiter Berufsorientierung 

Karsten Euting, Tel.: 02361 9430225

k.euting@bzdh.de 

AUTOR

Paul Pantel, Tel.: 02324 239466

paul.pantel@arcor.de

Ziel ist es, ein gemeinsames Verständnis 
von Beratung unter den schulischen und 
außerschulischen Beteiligten zu entwi-
ckeln. In den kommenden Workshops 
soll hingegen nicht nur das Thema Bera-
tungsprodukte weiter behandelt werden, 
sondern es soll auch eine neue Workshop-
Reihe zum Thema „Übergänge gestalten“ 
begonnen werden.

Hin zur lebendigen Verant-
wortungsgemeinschaft

Das Feedback der Teilnehmenden auf 
die Workshops war durchweg positiv. 
StuBo und Regionalkoordinator Daniel 
Heidler: „Die Workshops haben uns al-
len noch einmal klar die Bedeutung und 
die jeweiligen Kompetenzen der vielen 
beteiligten Akteure vor Augen geführt.“ 

Karsten Euting vom Bildungszentrum des 
Handels e. V. stimmt zu: „Die Workshops 
haben zur Optimierung und Intensivie-
rung der Kommunikation und Zusam-
menarbeit zwischen den Akteuren bei-
getragen. So viel ist sicher: Je mehr wir 
miteinander kooperieren, umso erfolg-
reicher können wir das Ganze umsetzen.“ 

„Mehr Verständnis für das Arbeiten der 
anderen Netzwerkpartner“ hat nach der 
Teilnahme an den Workshops auch Ste-
phan Jansen, Leiter des Teams U25 von 
der Berufsberatung der Agentur für Ar-
beit. Den konkreten Nutzen der Work-
shops für die eigene Arbeit illustriert er 
so: „Wir konnten hier detailliert vorstel-
len, wann, wo und wie unsere Beratungs
angebote zum Einsatz kommen: Unsere 
Berufsberatung, die Berufseinstiegsbe-

gleitung, unsere Schulsprechstunden 
und die Einzelberatungen direkt in der 
Agentur für Arbeit.“ Sein Resümee: „In-
dem wir schon im Vorfeld die Arbeit der 
StuBos unterstützen, unterstützen sie ih-
rerseits unsere Arbeit mit. So steigt die 
Qualität unseres Gesamtangebots. Dazu 
passt, dass die Workshops uns ein klares 
Gesamtbild der Beratungslandschaft ver-
mitteln konnten.“ 

Nützlich waren die Workshops auch für 
die Kommunale Koordinierungsstelle 
selbst. Rena Schnettler: „Die intensive 
Zusammenarbeit mit den Akteuren bei 
der Diskussion über die konkreten Pro-
dukte hat dazu geführt, dass sich die Ak-
teure mehr als Verantwortungsgemein-
schaft begreifen und man jetzt auch auf 
dem kurzen Dienstweg eine Frage beant-
wortet bekommen kann und beim Tele-
fonieren ein Gesicht vor Augen und eine 
Vorstellung davon hat, wie die anderen 
Akteure denken. Das KAoA-Netzwerk 
ist lebendiger geworden, und das kommt 
auch unserer Arbeit in der Kommunalen 
Koordinierungsstelle für die Schülerinnen 
und Schüler wie auch den Schulen zu-
gute.“ Und Janina Zaepernick ergänzt: 
„Wenn die Akteure sich auch untereinan-
der stärker vernetzen und weniger von 
uns koordiniert werden müssen, ist das 
vor dem Hintergrund der Förderbedin-
gungen ebenfalls positiv zu bewerten.“

Stephan Jansen, Agentur für Arbeit, 

Leiter Team U25/Berufsberatung
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Die Stadt Mülheim an der Ruhr ist eine von zwölf Modellkommunen in dem Lan-

desprogramm „Einwanderung gestalten NRW“. Sie geht insofern einen Sonder-

weg, als sie auf einen Integration Point verzichtet, dafür aber direkt in der kom-

munalen Erstaufnahmestelle ein sogenanntes „Kleines Rathaus“ eingerichtet 

hat, in dem alle relevanten, lokalen Behörden zusammenarbeiten. Hier erproben 

die Beteiligten im Rahmen des Landesprogramms entlang integrierter Dienst-

leistungsketten rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit zur Bewältigung 

der Integration von Geflüchteten in der Praxis. Ziel ist es, ein effektives Ein-

wanderungsmanagement als Regelstruktur für die gesamte Stadt zu etablieren.

Die zentrale kommunale Erstaufnahme-
einrichtung in Mülheim an der Ruhr liegt 
an der Mintarder Straße, ca. 3 km südlich 
der Innenstadt. Hat man den von einem 
Sicherheitsdienst kontrollierten Eingang 
passiert, liegen rechts entlang eines as-
phaltierten Weges Gemeinschaftseinrich-
tungen in mobilen Gebäuden – sanitäre 
Anlagen, Essensausgabe, Kinderhort, Ver-
sammlungsraum. Links stehen in einer 
langen Reihe eingeschossige Holzhäuser, 
in denen sich die Wohneinheiten für die 
Flüchtlinge befinden. Nur Haus 1 direkt 
gegenüber dem Eingang dient nicht die-
sem Zweck. „Stadtverwaltung Mülheim 
an der Ruhr“ ist an ihm zu lesen. Hier be-
finden sich Büros zahlreicher Dienststellen 

Rechtskreisübergreifendes 
Vorgehen als Regelstruktur 
etablieren

Die hier zusammengefassten Einrich-
tungen arbeiten bei der Integration der 
Flüchtlinge eng zusammen. Mülheim an 
der Ruhr will rechtkreisübergreifendes 
Vorgehen im Rahmen des Landespro-
gramms „Einwanderung gestalten NRW“ 
als Regelstruktur für die Stadt etablieren. 
In einem Informationsblatt des Sozial-
amts der Stadt zur Zielsetzung des Pro-
jekts heißt es sinngemäß: Das Produkti-
onsnetzwerk „Einwanderung gestalten 
NRW“ soll ein zielgruppenspezifisches, 
ganzheitliches und integriertes Förder-
system schaffen, das eine langfristige 
und kontinuierliche Begleitung und Be-
ratung mit Angeboten zur sozialen und 
beruflichen Teilhabe und weiteren kom-
munalen Angeboten verknüpft. 

Als Zielgruppe für die Projektarbeit hat 
die Stadt Mülheim an der Ruhr zunächst 
die Menschen definiert, die in der Kom-
munalen Erstaufnahme ankommen: ge-
flüchtete Menschen. Der Blick soll sich in 
einem nächsten Schritt auf alle zugewan-
derten Menschen im gesamten Stadtgebiet 
erweitern, und auch die, die zum Beispiel 
mit einer Duldung schon mehrere Jahre 
in Mülheim an der Ruhr leben, erfassen. 

Koordinieren und Kooperieren

Im Rahmen des Landesprogramms werden 
konkret 1,5 Koordinierungs-Stellen finan-
ziert. Die Stadt Mülheim an der Ruhr hat 
diese Förderung auf drei Personen aufge-
teilt: eine System-Koordinatorin des Ge-
samtprojektes, einen Koordinator für den 
Bereich „Perspektive Ausbildung + Arbeit“, 
also für die berufliche Integration, und ei-

„Kleines Rathaus“ in einer Flüchtlingsunterkunft
Weiterentwicklung eines ganzheitlichen Einwanderungsmanagements in Mülheim an der Ruhr

der Stadt, die sich um Geflüchtete küm-
mern. Neben ständig besetzten Diensträu-
men wie dem für „Hilfen nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz“ oder denen für 
die „Kommunalen Integrationsfachkräf-
te – Perspektive Arbeit + Ausbildung“ und 
für den „Sozialdienst ausländischer Flücht-
linge“ ist zu bestimmten Sprechzeiten auch 
die Ausländerbehörde oder die Agentur 
für Arbeit hier präsent. Die Geflüchteten, 
die in der Erstaufnahmeeinrichtung un-
tergebracht sind, müssen mit ihren Anlie-
gen also nicht die Behörden in der Innen-
stadt aufsuchen, sondern können alles in 
direkter Nachbarschaft ihrer Unterkunft 
klären – deshalb nennt die Stadt die Ein-
richtung auch „das kleine Rathaus“. 
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nen Koordinator für den Bereich „Sozial-
dienst für ausländische Flüchtlinge“, also 
für die soziale Integration. Zusätzlich fi-
nanziert das Sozialamt drei Stellen für 
kommunale Integrationsfachkräfte „Per-
spektive Ausbildung + Arbeit“, die in der 
kommunalen Erstaufnahme arbeiten.

„Das große Thema im Rahmen des Pro-
jekts ist die Kooperation von Organisa-
tionen. Es geht um nachhaltige Struk-
turveränderungen in der Verwaltung“, 
erläutert Birgit Mohr, die die Funktion 
der System-Koordinatorin des Gesamt-
projektes übernommen hat.

Sozialraumorientiertes Arbeiten

Das kleine Rathaus arbeitet sozialraumo-
rientiert nach dem sogenannten ISSAB-
Prinzip. Darin hat die Stadt ihre Mitarbei-
tenden schulen lassen – Ziel des Prinzips 

ist eine systemische Betrachtung der Kun-
den. ISSAB ist die Abkürzung für „Institut 
für Stadtteilentwicklung, Sozialraumori-
entierte Arbeit und Beratung“, ein Insti-
tut der Universität Duisburg-Essen. Die-
ses Institut begleitet die Stadt Mülheim an 
der Ruhr schon mehrere Jahre. „Wir wol-
len die Welt unserer Klienten besser verste-
hen. Wir möchten ein Teil der Lebenswelt 
der Kunden werden“, sagt Jörn Wahnsied-
ler, Teamleiter Fallmanagement SGB II bei 
der Stadt Mülheim an der Ruhr. Zum So-
zialraumkonzept gehöre darüber hinaus 
der Austausch und die enge Kooperation 
der verschiedenen Fachbereiche der Ver-
waltung – nicht zuletzt auch, um zu ver-
hindern, dass Dinge doppelt gemacht wer-
den und auch, um Kosten zu vermeiden. 

Schon vor Projektbeginn gab es in Mül-
heim an der Ruhr viele Schnittstellen zwi-
schen den einzelnen kommunalen Leis

tungsbereichen. „Wir hatten eine gute 
Ausgangslage und das Projekt kam ge-
nau zum richtigen Zeitpunkt, sodass wir 
aus den Projektmitteln eine Koordinie-
rung finanzieren können, die genau das, 
was es im Sozialamt schon gibt, auf wei-
tere Bereiche des Dezernates und dezer-
natsübergreifend auf den Weg bringen 
soll“, verdeutlicht Birgit Mohr. Denn 
das Thema „Einwanderung“ erstrecke 
sich weit über den Bereich Soziales hi-
naus. Schulen und KITAS nennt Birgit 
Mohr als Beispiel. 

Das Netzwerk „Sozialamt“ soll also in 
einem größeren Netzwerk aufgehen, in 
dem die verschiedenen Netzwerkpartner 
generell und systematisch miteinander 
kooperieren, und die Kooperation nicht 
nur funktioniert, „weil die Sachbearbei-
ter gut miteinander können“, so die Sys-
temkoordinatorin.

Leitung Sozialamt
Projektleitung (Perspektive 

Ausbildung + Arbeit)
Leitung Referat
Bildung, Soziales, Jugend, 
Gesundheit, Sport und Kultur

Abteilungsleitung Ausländeramt

Leitung, Abteilung für besondere 
Sozialaufgaben (u. a. AsylbLG) Sozialamt

Deutsches Rotes Kreuz
Kreisverband Mülheim an der Ruhr e. V.

Centrum für bürgerschaftliches Engagement

Abteilungsleitung Kommunaler Sozialer Dienst
(u. a. Sozialdienst ausländischer Flüchtlinge, 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge)Leitung Amt für Kinder, Jugend 

und Schule (u. a. Kommunales 
Integrationszentrum)

Bereichsleitung Casemanagement
Sozialagentur Jobcenter 

Mülheim an der Ruhr

Agentur für Arbeit

Kommunales Integrationszentrum

Wissenschaftliche Begleitung
FRANKFURT UNIVERSITY

OF APPLIED SCIENCES

Prozesskoordination
„Sozialdienst ausländischer Flüchtlinge”

Prozesskoordination
„Perspektive Ausbildung + Arbeit”

Systemkoordination

Projektorganisation – Kommunale Lenkungsgruppe

© Sozialamt Stadt Mülheim an der Ruhr

Birgit Mohr,

System-Koordinatorin

Jörn Wahnsiedler, Teamleiter 

Fallmanagement SGB II
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Die Steuerung dieses Netzwerks über-
nimmt eine im Rahmen des Projekts 
„Einwanderung gestalten NRW“ ein-
gerichtete Lenkungsgruppe, in der auch 
alle Fachbereiche, die im kleinen Rat-
haus zusammenarbeiten, auf Amts-, Ab-
teilungs- oder Bereichsleitungsebene ver-
treten sind.

Kollegiale Fallberatung

Herzstück des Projekts auf operativer Ebe-
ne ist die sogenannte kollegiale Fallbera-
tung. In ihrem Rahmen werden im kleinen 
Rathaus exemplarische Fälle besprochen, 
durch die die unterschiedlichen Bedar-
fe deutlich werden und an deren Beispiel 
die Zusammenarbeit der verschiedenen 
involvierten kommunalen Fachbereiche 
erprobt wird. Ziel ist es, aus diesen re-
alen Fällen dann ein Regelsystem zu ent-
wickeln. „Am Ende wollen wir funktio-
nierende Dienstleistungsketten etablieren, 
die für jeden ein passendes Angebot bereit 
halten, sodass er oder sie nicht nur in der 
Stadtgesellschaft, sondern auch in Arbeit 
ankommt“, erklärt Birgit Mohr. 

Wie läuft eine kollegiale Fallberatung 
praktisch ab? Wenn der runde Tisch der 
verschiedenen Fachbereichsvertretungen 
in einen Fall einsteigt, nutzt er als Instru-
ment zunächst eine sogenannte Ressour-
cenkarte, im Prinzip ein in die vier Felder 
persönliche, soziale, materielle und infra-
strukturelle Ressourcen aufgeteilter Er-
hebungsbogen. In ihn werden die indivi-
duellen Ressourcen des Menschen oder 
der Familie eingetragen. Damit ein sol-
cher Ressourcencheck möglich ist, wer-
den die Geflüchteten im Vorfeld zu den 
genannten vier Bereichen befragt. Ein 
entsprechender Fragenkatalog und Hin-
weise zur Fragetechnik stehen allen Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern im klei-
nen Rathaus als Leitfaden zur Verfügung.

Im Rahmen der Fallberatung entsteht zu-
nächst eine Momentaufnahme, die sich im 
Laufe der Zeit verändern kann. Die Res-
sourcenerhebung wird über längere Zeit 
fortgesetzt und nicht nur von einem der 
beteiligten Sachbearbeiter durchgeführt, 
sondern von allen. Vereinfacht wird das 
dadurch, dass die gesamte operative Ebe-
ne mit einer einheitlichen Software-Platt-
form (SoPart® Kommunal) arbeitet, die 
für kommunale Einrichtungen entwi-
ckelt wurde. 

Die erhobenen Daten und Eindrücke wer-
den allesamt als Ressourcen festgehalten. 
Alter, Gesundheitszustand, hohe Bleibe-
rechtsperspektive zum Beispiel als persön-
liche Ressourcen, Gesundheitskarte und 
Sozialticket als materielle Ressourcen. Die 
kollegiale Fallberatung dient auch dazu, 
Informationslücken zu schließen, indem 

die verschiedenen Fachbereiche ihre Da-
ten und Erkenntnisse bei dieser Bespre-
chungsrunde zusammenführen. „Koope-
ration bedeutet in diesem Zusammenhang 
eine gemeinsame Sicht auf den Fall, qua-
si eine 360-Grad-Betrachtung“, sagt Bir-
git Mohr.

Ressourcenermittlung und 
Fördermöglichkeiten

Danach wird ermittelt, ob bei dem ge-
flüchteten Menschen ein Wille in Bezug 
auf Arbeit vorhanden ist. „Der Wille ist 
nach dem Konzept der Sozialraumorien-
tierung ein handlungsleitender in Bewe-
gung geratener Wunsch“, erklärt Birgit 
Mohr. Der, der sich selbst aufmacht und 
sich um die Umsetzung seines Wunsches 
kümmere, der zeige einen Willen in Be-
zug auf Arbeit. Die Aufgabe der Sach-
bearbeitung ist es dann festzustellen, 
ob dieser Wille umsetzbar ist, zum Bei-
spiel, ob er mit den festgestellten Res-

Udo Brost,

Ausländeramt

Katrin Malzahn, Sozialdienst 

ausländischer Flüchtlinge
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sourcen korrespondiert. An dieser Stel-
le kommen dann die Förderinstrumente, 
die zur Verfügung stehen, ins Spiel. „In 
unserem Bereich ist das Hauptthema da-
bei zunächst meistens die Vermittlung in 
einen Sprachkurs“, sagt Jörn Wahnsied-
ler. Es kann aber auch schon um andere 
Instrumente wie z. B. berufliche Quali-
fikationen gehen. Jörn Wahnsiedler be-
richtet aus seiner Praxis zum Beispiel von 
Ärzten unter den Geflüchteten, die hier 
keine Zulassung hatten und sich in die-
ser Phase um eben diese Zulassung ge-
kümmert haben. 

Nach der Ressourcenermittlung kann der 
Blick in die Zukunft gerichtet werden, 
zum Beispiel in Richtung der Maßnah-
men, die den Kommunalen Integrations-
fachkräften SGB II in der Sozialagentur 
für die Bereiche U25 und Ü25 zur Verfü-
gung stehen. Man unterscheidet dort drei 
Phasen. In der Zugangs-/Spracherwerbs-
phase bieten sich im U25-Bereich zum Bei-
spiel Sprachkurse an, in der sogenannten 
Phase der „potenzialabhängigen Differen-
zierung“ Programme wie KompAS oder 
Incom, in der Integrationsphase sind es 
unter anderem die assistierte Ausbildung 
oder die Einstiegsqualifizierung. 

Dabei kann es durchaus passieren, dass 
die verschiedenen Fachbereiche unter-
schiedliche Strategien vorschlagen. Die 
werden dann im Rahmen der kollegialen 
Fallberatung diskutiert. Richtschnur ist 
in jedem speziellen Fall die „Allgemeine 
Aufmerksamkeitsrichtung“. „Im Grunde 
ist es das, was im Moment die Akteure 
und die Familie am meisten bewegt“, 
verdeutlicht Birgit Mohr. Es werde dann 
ausgehandelt, auf was man die Aufmerk-
samkeit in der derzeitigen Situation zu 
richten habe. 

Gesellschaftliche Integration 
fördern

Bieten spezielle Ressourcen der Geflüch-
teten Anknüpfungspunkte für eine ge-
sellschaftliche Integration, vermitteln 
die Beratungskräfte im kleinen Rathaus 
auch Kontakte in diese Richtung. Birgit 
Mohr gibt ein Beispiel: „Der Vater in ei-
ner Geflüchteten-Familie war in seiner 
Heimat ein erfolgreicher Schwimmer. 
Wir haben dann das Centrum für bür-
gerschaftliches Engagement, eine Toch-
tergesellschaft der Stadt, die das Ehren-
amt in der Stadt bündelt, eingeschaltet 
und so den Kontakt zu einem Schwimm-
verein hergestellt.“ Gerade die enge Zu-
sammenarbeit mit Ehrenamtlichen sei 
ein wichtiger Bestandteil des Konzepts. 
So bestehe auch ein sehr guter Kontakt 
zum DRK, das ebenfalls solche ehren-
amtlichen Aktivitäten bündele. 

Besteht die Möglichkeit, die Familie mit 
weiteren Ressourcen wie z. B. der Teil-
nahme an dem Bildungs- und Teilhabepa-

ket zu unterstützen, wird das im Rahmen 
der kollegialen Fallberatung mit erfasst.

Hilfeangebote unabhängig von 
der Bleibeperspektive

Das alles geschieht in Mülheim an der 
Ruhr unabhängig davon, ob die Bleibe-
perspektive gut ist oder nicht. Das sei in 
Mülheim an der Ruhr politischer Wil-
le und die Fortsetzung der von Anfang 
an sehr gut entwickelten Willkommens-
kultur in der Stadt, sagt Birgit Mohr. 
„Wir möchten prinzipiell so früh wie 
eben möglich mit den Hilfeangeboten 
starten, auch auf die Gefahr hin, dass 
jemand eventuell nicht in Deutschland 
bleiben darf.“ 

Carmen Plumanns, Kommunale Inte-
grationsfachkraft im Team „Perspekti-
ve Ausbildung + Arbeit“, führt ein wei-
teres Argument für die Vorgehensweise 
der Stadt ins Feld: „So ungewöhnlich 
ist es nicht, den Geflüchteten unabhän-
gig vom Status Angebote zu machen. 

Carmen Plumanns, Kommunale 

Integrationsfachkraft im Team 

„Perspektive Ausbildung + Arbeit“
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Bei der Schulpflicht ist das sogar gesetz-
lich festgeschrieben. Geflüchtete Kinder 
kommen in die Schule, egal, ob sie spä-
ter eventuell abgeschoben oder in ein an-
deres Land überstellt werden. Da ist es 
eigentlich nur konsequent, das auch auf 
die Eltern zu übertragen.“

Klaus Konietzka, Leiter des Sozialamts 
und Projektleiter von „Einwanderung 
gestalten NRW“, erfüllen diese Äuße-
rungen mit einem gewissen Stolz, ist an 
ihnen doch abzulesen: Die von der Stadt 
Mülheim an der Ruhr entwickelte Idee 
der sozialen Stadt und die Sozialraum
orientierung sind nicht nur eine Strate-
gie, sie stellen eine Haltung dar, die die 
städtischen Mitarbeitenden offensichtlich 
verinnerlicht haben (s. auch Interview mit 
Klaus Konietzka auf Seite 28 ff.).

Umgang mit dem 
Rechtskreiswechsel

Der kommunale Sozialdienst für auslän-
dische Flüchtlinge (SAF) ist der Bereich, 
in dem die Fäden bis zum Rechtskreis-
wechsel der Geflüchteten ins SGB II zu-
sammenlaufen. Er hat die Fallverantwor-
tung bis das Casemanagement des SGB II 
übernimmt und der Geflüchtete seinen An-
sprechpartner dann in der zuständigen So-
zialagentur findet. Es gibt aber auch die 
Möglichkeit, dass der SAF, z. B. bei be-
sonderen Problemlagen, die Verantwor-
tung auch nach dem Rechtskreiswechsel 
behält. „Wenn die Geflüchteten die Erst-
aufnahme verlassen und in eine andere 
Unterkunft ziehen, kümmern sich andere 
SAF-Mitarbeiter, die dann alle Informati-
onen zu der Familie von den Kollegen in 
der Erstaufnahme bekommen, weiter um 
sie“, erläutert Nadine Hinnerkott, Mitar-
beiterin im SAF. 

19.06.2017: 

�Die zentrale Wohnfachstelle (ZEWO) im 

Sozialamt informiert alle Akteure der 

Dienstleistungskette über die Zuweisung 

der vierköpfigen Familie O. aus dem Irak 

zur kommunalen Erstaufnahme der Stadt 

Mülheim. Die Mitteilung enthält auch die 

wichtigsten Stammdaten: Alter, Herkunft, 

usw.

26.06.2017: 

�Die Familie kommt in Begleitung eines Mit-

arbeiters der ZEWO in der Erstaufnahme-

einrichtung an der Mintarder Straße an. Das 

DRK übernimmt die Registrierung. Der Fa-

milie werden Bewohnerausweise, Geschirr 

usw. ausgehändigt. Ihr wird eine Wohnein-

heit in einem der Wohnhäuser zugewiesen. 

Noch am gleichen Tag steht für die Familie 

der erste Besuch in Haus 1 an und zwar in 

der Leistungsabteilung nach Asylbewerber-

leistungsgesetz. Dort ist bereits ein Antrag 

auf Leistungen für sie vorbereitet. Für den 

Zeitraum bis zur Zahlung dieser Leistung 

erhält die Familie einen Scheck für ein Über-

brückungsgeld. Auch die Anmeldung bei der 

gesetzlichen Krankenkasse inkl. Fotos für 

die Krankenkassenkarte übernimmt diese 

Stelle. Außerdem kann die Familie hier einen 

Antrag auf ein Sozialticket stellen. Alle An-

träge füllt die Fachkraft der Dienststelle für 

die Familie aus. Ein Übersetzer hilft dabei.  

Dann übernimmt die Ausländerbehörde. Sie 

erfasst die biometrischen Daten, meldet die 

Familienangehörigen nach dem Meldege-

setz an (MESO) und erfasst die Daten im 

Ausländerzentralregister (AZR). 

Anschließend nimmt sich der Sozialdienst 

für ausländische Flüchtlinge (SAF) der 

Chronik eines Falls: 
So funktioniert die fachübergreifende Dienstleistungskette 

Familie an. Er stellt sich und seine Funktion vor 

und gibt der Familie einen Termin für das Profi-

ling, wobei bereits erfasst wird, ob und für wel-

che Sprache für diesen Termin ein Dolmetscher 

gebraucht wird. 

06.07.2017: 

�Die gesamte Familie erscheint pünktlich zum 

Profiling-Termin beim SAF – eine Ressource, 

Pünktlichkeit, die ebenfalls später in Rahmen 

der kollegialen Fallberatung erfasst wird. Die-

ses erste Profiling liefert viele weitere Infor-

mationen. Im Fall der Familie O. hält die SAF-

Mitarbeiterin zum Beispiel fest: Familie ist 

kooperativ, interessiert, offen, in guter psychi-

scher Verfassung, kann selbstständig aktiv 

werden. Der Mann möchte arbeiten, dement-

sprechend vereinbart sie noch für den gleichen 

Tag einen Termin bei der Kommunalen Integra-

tionsfachkraft (IFK) im Team „Perspektive Aus-

bildung + Arbeit“. Die Frau steht dem Arbeits-

markt noch nicht zur Verfügung, weil die 

Kinder noch keinen Kindergartenplatz haben 

und von ihr betreut werden. Bedarf besteht 

also an Kindergartenplätzen für die beiden 

Kinder sowie auch für eine in Deutschland ver-

pflichtende Vorsorgeuntersuchung der Kinder.  

 

Die SAF-Mitarbeiterin vereinbart für diese Un-

tersuchung einen Termin bei einem Arzt und 

macht einen Termin beim Schulamt, bei dem 

der Rechtsanspruch auf einen Kindergarten-

platz mit der Hilfe eines Dolmetschers geltend 

gemacht wird. Außerdem hält sie Bedarf für 

einen Alphabetisierungskurs sowie einen Inte-

grationskurs für die Eltern fest. (Die verschie-

denen Termine nimmt die Familie später ohne 

begleitende Hilfen wahr. Sie organisiert die 

Fahrt zu den entsprechenden Stellen anhand 

Klaus Konietzka, Leiter des 

Sozialamts und Projektleiter von 

„Einwanderung gestalten NRW“
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von ausgehändigten Wegbeschreibungen 

selbst, ebenso die Absprachen mit dem Dol-

metscher.) 

 

Herr O. geht im Anschluss zur Integrations-

fachkraft. Diese stellt ihre Funktion vor und 

erklärt, warum er ein weiteres Mal anhand 

eines Fragebogens befragt wird. Entsprechend 

der Organisation im SGB II gibt es zwei ver-

schiedene Fragebögen, einen für die Gruppe 

U25 und einen für die Gruppe Ü25. Bei diesem 

Profiling II geht es um die Perspektive Richtung 

Arbeit und Ausbildung. Wichtige zu erhebende 

Daten dabei: Sprachkenntnisse, Schulerfah-

rungen, Zeugnisse usw. Die Fragen entspre-

chen denen, die beim Profiling im SGB II ge-

stellt werden, sodass der Geflüchtete beim 

Übergang in diesen Rechtskreis nicht erneut 

befragt werden muss. Weil Herr O. aus dem 

Irak kommt und somit eine hohe Bleiberechts-

perspektive hat, darf die Integrationsfachkraft 

ihn direkt zum Integrationskurs verpflichten. 

Die Verpflichtungserklärung händigt sie ihm 

nach einer kurzen Abfrage beim BAMF direkt 

aus. Auch spricht sie aufgrund der vorlie-

genden Daten eine Empfehlung für eine be-

stimmte Schule aus, die aber nicht verbindlich 

ist. Die Wartezeiten betragen zurzeit in der 

Regel ein bis zwei Monate. Alphabetisierungs-

kurse sind aber stark nachgefragt, so dass es 

hier länger dauern kann. Als Arbeitserfahrung 

gibt Herr O. an: Sieben Jahre Maler und  

Lackierer, einige Jahre als Kämpfer gegen den 

IS, beides ohne Nachweise. Arbeiten möchte 

Herr O. im Bereich Maler/Lackierer. Er hat 

keinen gültigen Führerschein, aber Fahrerfah-

rung sowie Grundkenntnisse im Umgang mit 

Computern. 

Die Strategie der Integrationsfachkraft auf der 

Grundlage dieses Profilings: Herr O. soll sich 

zu einem Integrationskurs anmelden und rück-

melden, wo und wann er in den Kurs einsteigt. 

Er erhält eine Zuweisung zu einer Flüchtlings-

integrationsmaßnahme (FIM)/Service und Re-

novierung. FIM sind sechsmonatige Arbeitsge-

legenheiten für Flüchtlinge, die bei 

Kommunen, bei staatlichen oder gemeinnüt-

zigen Trägern geschaffen, von der Bundes

agentur für Arbeit genehmigt und durch  

Bundesmittel finanziert werden.  

Aufgrund der Arbeitserfahrung und der guten 

Bleibeperspektive macht die Integrations-

fachkraft für Herrn O. einen Termin bei der 

Agentur für Arbeit.

12.09.2017: 

�Die Familie O. ist seit 15 Monaten in 

Deutschland, geht somit in den Rechtskreis 

SGB II über und hat damit auch erweiterte 

Rechte. Der Sozialdienst für ausländische 

Flüchtlinge prüft, ob sie das Recht auf eine 

eigene Wohnung hat. Die Ausländerbehörde 

stimmt dem nicht zu, weil es sich um einen 

„Dublin-Fall“ handelt, evtl. also eine Über-

stellung der Familie in ein anderes Land 

ansteht.

19.09.2017: 

�Herr O. nimmt den Termin bei der Agentur 

für Arbeit wahr. Sie meldet ihn als Über-

brückung bis zum Beginn des Integrations-

kurses im November zu einem Sprachkurs 

an. 

Herr O. ist weiterhin in der FIM-Maßnahme 

(6 Stunden/Tag) der Diakonie. Das Feed-

back zu seinen Leistungen ist sehr gut. 

Ausländeramt
AufenthG

Sozialamt
AsylbLG

Sozialdienst 
ausländischer 

Flüchtlinge 
SGB VII

Perspektive 
Ausbildung 

& Arbeit

Agentur 
für Arbeit

Integrations-
fachkräfte 
SGB II/III

Fachübergreifendes Arbeiten

© Sozialamt Stadt Mülheim an der Ruhr

Kernauftrag des Netzwerkes: eine integrierte Leistung in Form einer Dienstleistungskette

Deutsches 
Rotes Kreuz
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1 � FIM sind sechsmonatige Arbeitsgelegenheiten 

für Flüchtlinge, die bei Kommunen, bei staatli-

chen oder gemeinnützigen Trägern geschaffen, 

von der Bundesagentur für Arbeit genehmigt und 

durch Bundesmittel finanziert werden.

Einmal in der Woche findet in Haus 
A der Erstaufnahmeeinrichtung eine 
Gruppenveranstaltung zum Wechsel 
ins SGB II statt, die von den Integrati-
onsfachkräften und den Mitarbeitenden 
im SGB II-Bereich gemeinsam durchge-
führt wird. Die rund zweistündige Ver-
anstaltung wird von einem Übersetzer 
begleitet und ist für Rechtskreiswechsler 
verpflichtend. „Es geht darum, den Ge-
flüchteten die neuen Spielregeln, Mög-
lichkeiten und auch Anforderungen, die 
sich durch den Rechtskreiswechsel erge-
ben, darzulegen“, erklärt Murat Özde-
mir, Kommunale Integrationsfachkraft 
SGB II. Es geht zum Beispiel darum, was 
ein Casemanager im SGB II macht, auch 
in Abgrenzung zur Leistungsgewährung, 
und welche Instrumente ihm zur Verfü-
gung stehen. „Besonders die Möglich-
keiten, beginnend mit der beruflichen 
Orientierung, erweitern sich im SGB II 
erheblich. Es wird aber auch vermit-
telt, dass der Casemanager Sanktionen 
verhängen kann, wenn der Geflüchte-
te Vereinbarungen nicht einhält, Ter-
mine nicht wahrnimmt. Auch das The-
ma Sprache nimmt einen großen Raum 
ein, zum Beispiel die Bedeutung der ver-
schiedenen Sprachniveaus für die beruf-
lichen Möglichkeiten.“ 

Mit dem Übergang ins SGB II endet die 
Leistungsgewährung nach dem Asylbe-

werberleistungsgesetz. Brigitta Schustal-
la, die zuständige Leistungsgewährerin im 
Bereich „Hilfen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz“ in der Erstaufnahmeein-
richtung, sorgt formal für den Übergang 
zur Leistungsabteilung in der Sozialagen-
tur. Die arbeitet mit dem gleichen IT-Pro-
gramm (elektronische Fallakte) und kann 
die Daten aus der Erstaufnahme eins zu 
eins übernehmen.

Enge Verzahnung und 
Zusammenarbeit

Im Rahmen des Landesprogramms „Ein-
wanderung gestalten NRW“ werden die 
Schnittstellen zwischen den verschiedenen 
Akteuren im Integrationsprozess betrach-
tet und in speziellen Projektgruppen unter 
Beteiligung der wissenschaftlichen Beglei-
tung untersucht. So hat man zum Beispiel 
erkannt, dass in der Zusammenarbeit mit 
der Agentur für Arbeit der Informations-
austausch noch optimiert werden kann. 
Das trifft zum Beispiel auf die Informa-
tionen zu, die die Agentur für Arbeit als 
Auftraggeber von den Trägern der Flücht-
lingsintegrationsmaßnahmen (FIM)1 über 
die Teilnehmenden erhält. Generell sei der 
Austausch mit der Agentur für Arbeit ins-
besondere im Vergleich zu anderen Kom-
munen in Mülheim an der Ruhr jedoch 
heute schon sehr gut, sagt Birgit Mohr, 
und „wir freuen uns sehr über die Bereit-
schaft der Agentur für Arbeit, Sprechstun-
den direkt in der Kommunalen Erstauf-
nahme anzubieten“. 

Das bestätigt Petra Beulshausen, Team- 
und Geschäftsstellenleiterin der Ge-
schäftsstelle Mülheim an der Ruhr der 
Agentur für Arbeit Oberhausen. So sei 
z. B. die enge Verzahnung mit den Fach-
bereichen der Stadt sehr wichtig. Das zeigt 
sich zum Beispiel beim Profiling. Auch bei 
der Agentur für Arbeit, also im Bereich 
des SGB III, startet die Betreuung der Ge-
flüchteten mit diesem Instrument. Die Ar-
beitsvermittlerin der Arbeitsagentur erhält 
im Vorfeld eines Beratungsgesprächs im 
kleinen Rathaus den Profiling-Bogen, den 
die kommunalen Mitarbeiterinnen in der 
Erstaufnahmeeinrichtung mit dem Ge-
flüchteten erarbeitet haben, sodass die 
Daten nicht erneut erhoben werden müs-
sen. Eine entsprechende Datenschutzver-
einbarung haben Agentur für Arbeit und 
die Stadt Mülheim an der Ruhr getroffen. 
Diese Daten müssen bisher noch in das 
IT-System der Agentur für Arbeit einge-
geben werden. Für den Rückfluss der Da-
ten von der Agentur für Arbeit zur Kom-
mune, zum Zeitpunkt des Übergangs des 
Kunden ins SGB II, stehe aber bereits ein 
Datentransfersystem zur Verfügung, so 
Petra Beulshausen.

Simona Blumkowski, Arbeitsvermitt-
lerin der Arbeitsagentur mit Schwer-
punkt auf den Kundenkreis geflüchtete 
Menschen, kommt seit September dieses 
Jahres regelmäßig alle 14 Tage zu Ter-
minen mit Geflüchteten ins Haus 1 der 
Erstaufnahmeeinrichtung. Sie erkundet 
in einem Erstgespräch zunächst die Be-
rufserfahrungen der Geflüchteten. „Es 
geht darum herauszufinden, welche be-
ruflichen Kenntnisse und Erfahrungen 
direkt verwertbar sind und/oder Strate-
gien zu finden, zum Beispiel über Qua-
lifizierungsmaßnahmen, wie der Kunde 
den Weg in eine Beschäftigung schaf-

Brigitta Schustalla, 

Leistungsgewährerin 

im Bereich „Hilfen 

nach dem Asylbewer-

berleistungsgesetz“

Murat Özdemir, 

Kommunale 

Integrationsfachkraft 

SGB II
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fen kann. Bei einem Fall vor zwei Wo-
chen ging es zum Beispiel darum, wel-
che Schritte wir einleiten müssen, damit 
der im Ausland erworbene Berufsab-
schluss eines Geflüchteten – in diesem 
Fall ein Elektrotechnik-Hochschulstu-
dium an einer anerkannten Universi-
tät im Iran – in Deutschland anerkannt 
werden kann“, gibt Simona Blumkowski 
ein Beispiel aus der Praxis. „Die Unter-
lagen lagen alle vor, sodass sie im nächs
ten Schritt übersetzt werden können. Be-
gleitend zum Integrationskurs, den der 
Geflüchtete jetzt aufnimmt, werden wir 
ihn dann mit einem Coaching bei der Er-
stellung der Bewerbungsunterlagen un-
terstützen.“ 

Positive Bilanz

Anfang des nächsten Jahres will man auf 
Grundlage der bis dahin gemachten Er-
fahrungen evaluieren, ob häufigere Ter-
mine in der Erstaufnahme oder feste Be-
ratungszeiten für die Mitarbeiterin der 
Agentur für Arbeit sinnvoll sind. Auch 
regelmäßige Termine der Berufsberate-
rinnen und Berater der Agentur für Ar-
beit in der Erstaufnahmeeinrichtung 
seien denkbar.

Den Vorteil des Büros direkt in der Erst-
aufnahme sieht Simona Blumkowski da-
rin, dass die Möglichkeit besteht, sich 
direkt und ohne Zeitverzug mit den städ-
tischen Kollegen über Fälle auszutau-
schen. Auch davon, dass die Stadt bei Be-
darf Dolmetscher für die Gespräche zur 
Verfügung stellt, profitiert ihre Beratung. 
Darüber hinaus gab es auch schon Fälle, 
in denen die Agentur für Arbeit aus recht-
lichen Gründen für Geflüchtete, die zur 
Beratung kamen, keine Verpflichtung zu 
einem Integrationskurs ausstellen konn-

te, die Stadt aber sehr wohl. Die Hand-
lungsmöglichkeiten der Agentur für Ar-
beit und der Stadt Mülheim an der Ruhr 
haben sich also durch die enge Zusam-
menarbeit erweitert. 

Petra Beulshausen zieht aus der bishe-
rigen Zusammenarbeit mit der Stadt 
eine sehr positive Bilanz: „Ich glaube, 
dass wir gemeinsam auf einem guten 
Weg sind, weil wir gemeinsam das Ziel 
verfolgen, für den Kunden das Bestmög-
liche herauszuholen. Das ist das A und O: 
Es geht uns nicht darum, den Erfolg für 
uns einzufahren, sondern den Kunden 
aus welchem Rechtskreis auch immer in 
Arbeit zu bringen.“

Auch die verschiedenen kommunalen 
Dienststellen stellen als eine positive 
Auswirkung des Projekts einen besseren 
Umgang miteinander fest. „Das bessere 
Verständnis für die Zwänge und Mög-
lichkeiten der verschiedenen Dienststellen 
hat zu einer höheren Akzeptanz einzelner 
Behörden wie zum Beispiel der Auslän-
derbehörde geführt“, sagt Birgit Mohr.

Was ist in der Laufzeit des Förderpro-
gramms des Landes NRW in Mülheim 
an der Ruhr noch zu erwarten? Die Ant-
wort von Systemkoordinatorin Birgit 
Mohr hört sich recht ambitioniert an: 
„Wir haben verschiedene Handlungs-
felder ausgemacht: Sprache, Ankommen 
im Alltagsleben, Kindliche Bildung und 
Aufwachsen in Wohlergehen, Arbeit, 
Ausbildung und Studium. Wir werden 
jeweils über eine exemplarische Fallbe-
trachtung ermitteln, wo es in den ent-
sprechenden Förderketten noch hakt, um 
dann in die Schnittstellengestaltung zu 
gehen. Das werden wir 2018 sicherlich 
hinbekommen.“

Petra Beulshausen, Teamleiterin 

allgemeine/Arbeitgeberservice-

Arbeitsstellen Agentur für Arbeit

Simona Blumkowski, 

Arbeitsvermittlerin bei der 

Agentur für Arbeit
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Mülheim an der Ruhr ist eine von zwölf Kommunen in NRW, die an dem vom Land NRW geförderten 
Modellprojekt „Einwanderung gestalten NRW“ teilnehmen. Die nordrhein-westfälische Landesregierung 
verfolgt damit das Ziel, die rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit zur Integration von zugewanderten 
Menschen in den Kommunen zu fördern. In Mülheim soll der zugewanderte Mensch mit seinen Potenzia-
len und individuellen Bedarfen im Mittelpunkt stehen. Damit das keine Worthülse bleibt, setzt die Kom-
mune auf eine in der Verwaltung verankerte Kultur und Haltung. Wir haben Klaus Konietzka, Leiter des 
Mülheimer Sozialamts, befragt, wie und auf welcher Grundlage diese Idee in seiner Stadt umgesetzt wird.

In einer Anlaufstelle verorteten wir die Jugendhilfe, 
Sozialhilfe und Gesundheitshilfe als integrierte Leis-
tungen und koppelten diese an das Prinzip der Sozi-
alraumorientierung. Sozialraumorientierung ist für 
uns nicht nur eine Strategie, sondern eine Haltung. Es 
geht dabei um Ressourcenorientierung: Jeder Mensch 
hat Ressourcen. Wir betrachten den Menschen nicht 
nur defizitorientiert, richten den Blick vielmehr auch 
auf die Potenziale und möglichen Perspektiven. 

Es bedarf dazu einer in der Struktur der Verwaltung 
verankerten Kultur und Haltung. Diese zu entwickeln, 
ist ein langer Prozess, den wir durch entsprechende Per-
sonalentwicklung und -qualifizierung begleitet haben. 
Haltung steht bei uns also nicht nur auf dem Papier. 

G.I.B.: Was ist die besondere Qualität dieses Prozesses?
Klaus Konietzka: Wenn ich von Sozialraumorientie-
rung als Haltung spreche, dann ist das schon sehr 
operativ gemeint. Die Fachkräfte, die für die Sozi-
alräume zuständig sind, nehmen regelmäßig soge-
nannte Sozialraumerkundungen vor. Sie begeben 
sich – das ist bei uns obligatorisch – in die Lebens-
welten der Menschen und erkunden sie: Wie stellt 
sich der Stadtteil dar? Wer sind die Stakeholder? Wo 
ist der Bäcker, der Friseur, der Apotheker, der Pfar-
rer? Wer spielt welche Rolle? Wie kann ich die Res-
sourcen, die eine Lebenswelt bietet, erschließen und 
nutzbar machen für die Fallarbeit und für den Leis
tungsberechtigten? 

Der Mehrwert, der dabei entsteht, ist, dass die Fach-
kräfte genau wissen, wo und in welchen Bezügen die 

„Wir nehmen das ‚S’ im 

Sozialgesetzbuch sehr ernst.“

G.I.B.: Mülheim an der Ruhr nimmt am Modellpro-
jekt des Landes NRW – „Einwanderung gestalten“ 
– teil. Warum?
Klaus Konietzka: Wir haben in Mülheim beim The-
ma Gestaltung einer sozialen Stadt historisch be-
trachtet einen längeren Vorlauf. Bereits 2002 star-
tete das Modellprojekt „Sozialagentur – Hilfen aus 
einer Hand“. Damals haben wir begonnen, das so-

genannte Fallmanagement anzuwenden, mit dem 
Ziel, Leistungen integriert zu erbringen und zu steu-
ern. Dabei macht nicht jeder alles, sondern der Pro-
zess wird im Sinne einer Leistungskette abgestimmt 
und gesteuert.

Auf Grundlage der Erfahrungen, die wir in dem Mo-
dellprojekt sammelten, konnte, als 2005 das SGB II 
eingeführt wurde, dieser Weg fortgesetzt werden. In 
der Sozialagentur Styrum bündelten wir damals inte-
grierte Leistungen in einem Haus, ähnlich wie jetzt 
im kleinen Rathaus, das wir im Rahmen von „Ein-
wanderung gestalten NRW“ in der Kommunalen 
Erstaufnahme eingerichtet haben. Ähnlich übrigens 
auch äußerlich, weil es sich um ein Gebäude in Mo-
bilbauweise handelte. 

Sozialraumorientierung ist für uns nicht nur 

eine Strategie, sondern eine Haltung. Es geht 

dabei um Ressourcenorientierung: Jeder 

Mensch hat Ressourcen.
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Menschen leben. Und zwar detailliert: In welchem 
Haus? Hat das Haus einen Briefkasten? Kommt mei-
ne Post dort an? Sie kennen also auch scheinbare Ba-
nalitäten und damit ihre Kunden und deren Lebens
umstände genau. Das kann ganz entscheidend sein. 
Ein Beispiel: eine postalische Aufforderung erreicht 
unseren Kunden nicht, was zur Folge hat, dass die-
ser Verbindlichkeiten nicht einhält. Daraus könnte 
eine Sanktionierung in Form einer Leistungskürzung 
folgen. Dem beugen wir in Mülheim vor, wenn wir 
z. B. wissen, dass das Haus gar keinen Briefkasten 
hat und suchen dafür dann nach einer Lösung. 

Solche „Kleinigkeiten“ summieren sich zu einer ganz-
heitlichen Sichtweise, die unsere Fachkräfte entwi-
ckeln. Sie motivieren unsere Kunden aber auch, die 
eigenen Ressourcen in ihrem Sozialraum zu reflek-
tieren und zu nutzen. Netzwerkarbeit wird gleich 
mitgedacht. Darin steckt ein Aktivierungsansatz, 
der zwar im Gesetz als Prämisse steht, von dem aber 
kaum jemand weiß, wie er umgesetzt werden kann. 
Insofern haben wir die Fachkräfte geschult, die Per-
spektive der Klienten einzunehmen. 

Wir nehmen das „S“ im Sozialgesetzbuch sehr ernst, 
in dem wir Lebensbedingungen schaffen wollen, die 
jedem Menschen Teilhabe ermöglichen. Erwerbsar-
beit ist die Grundlage sozialer Teilhabe, aber vielen 
Menschen bleibt dieser Weg verwehrt wegen ihres 
Aufenthaltsstatus – hier machen wir als Kommu-
ne dann Angebote. Das sehen wir als unsere soziale 
Verpflichtung an und ist ein Teil der Haltung, die 
in der Verwaltung der Stadt Mülheim verankert ist. 

Dem zugrunde liegt eine Grundsatzentscheidung der 
Stadtspitze, soziale Stadt sein zu wollen. So hat sich 
Mülheim auch im Rahmen der hohen Flüchtlings-
zahlen der letzten Jahre durch eine starke Willkom-
menskultur ausgezeichnet. „Willkommen in Mül-
heim“ wurde das Engagement betitelt, das sich auch 
in anderen Ruhrgebietsstädten fortgesetzt hat. Aus 

dieser Willkommenskultur müssen wir eine Will-
kommensstruktur machen. Das bedeutet, dass alle 
Leistungsbereiche intensiv zusammenarbeiten müs-
sen, damit wir durch gute Kooperationen struktu-
relle Verlässlichkeit schaffen. 

Kooperation ist für mich das wichtigste Thema 
schlechthin Und zugleich ist es eines der schwie-
rigsten Felder im Miteinander der verschiedenen 
Leistungsbereiche. Gelingende Kooperation ist von 
hoher Professionalität gekennzeichnet. Jede Orga-
nisation hat ihre eigenen Ziele, diese Ziele zusam-
menzubringen, sodass sie sich gemeinsam ausrich-
ten und Expertise zusammenführen –, das ist die 
Schwierigkeit. Wenn die Leistungsbereiche ein Sys-
tem gefunden haben, gelingt die Vereinbarung auf 
eine gemeinsame Zielsetzung schnell. Dann sind 
die Ziele so ausgerichtet, dass die Menschen, die 
Leistungsempfänger, etwas davon haben. Was na-
türlich auch ressourcenschonender ist, sowohl psy-
chisch als auch fiskalisch. 

G.I.B.: Wie kam es zur Teilnahme am Modellprojekt 
„Einwanderung gestalten NRW“?
Klaus Konietzka: Die von der G.I.B. organisierten Werk-
stattgespräche zum Thema Integration Points waren 

dabei sehr hilfreich. Daran haben 14 Kommunen teil-
genommen und jeweils dargestellt, wie sie kooperieren 
und Schnittstellen gestalten. In einer Tabelle, die es dazu 
gibt, steht dann bei Stadt 1: Wir haben Absprachen mit 
dem Sozialamt. Stadt 2 sagt: Wir werden unterstützt 
durch die Ausländerbehörde. Aber was heißt das: Ab-

Klaus Konietzka, 

Leiter Sozialamt Mülheim

Erwerbsarbeit ist die Grundlage sozialer 

Teilhabe, aber vielen Menschen bleibt dieser 

Weg verwehrt wegen ihres Aufenthaltsstatus 

– hier machen wir als Kommune dann Angebote. 
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sprache und Unterstützung? Die dritte Stadt: Wir ha-
ben ein Postfach in der Ausländerbehörde, die vierte: 
wir haben eine Hotline zum Ausländeramt. 

Dann gibt es drei Städte, die sinngemäß sagen: Wir 
haben eine umfassende Integration kommunaler Leis-
tungen. Diese drei Städte sind zugelassene kommu-
nale Träger (zkT) und zwar sind es die Städte Mül-
heim, Solingen und Wuppertal. 

Das Modellprojekt „Einwanderung gestalten NRW“ 
gibt uns die Möglichkeit, die angesprochene umfas-
sende Integration von Leistungen zu einer Regelstruk-
tur auszubauen. Es schafft Bedingungen, unter denen 
man vieles ausprobieren kann – und das mit wissen-
schaftlicher Begleitung. Wenn wir aus den zwei Jah-
ren Erfahrungen ziehen und sie in eine Regelstruk-
tur übertragen können, ist das der Profit. Er ist noch 
größer, wenn die Erfahrungen an andere Kommunen 
transferiert werden können, die sich dann nicht auf 
das gleiche experimentelle Feld begeben und nicht die 
gleichen Fehler machen müssen.

G.I.B.: Wie muss man konkret vorgehen, damit die 
Integration kommunaler Leistungen keine Worthül-
se bleibt?
Klaus Konietzka: Ich stehe dazu, Kritiker der Pra-
xis der Integration Points zu sein. Ich sage nach 
wie vor: Die meisten Kommunen haben sich zwar – 
mit dem durchaus richtigen Ansatz – der Integrati-
on kommunaler Leistungen auf den Weg gemacht, 
nur hat die Umsetzung wie zuvor konzipiert nicht 
stattgefunden. Unsere Haltung in Mülheim ist: Wir 
schauen nicht darauf, was auf dem Türschild steht, 
sondern was sich dahinter verbirgt.

Um gegenseitiges Verständnis und Akzeptanz unter 
den verschiedenen Leistungsbereichen herzustellen, 
müssen sich die Bereiche gegenseitig kennenlernen, 
damit mein Kollege mit seinem Leistungsbereich nicht 
das unbekannte Wesen bleibt. Welchen Auftrag die 
Ausländerbehörde hat, in welchen gesetzlichen Nor-
mierungen sie sich bewegt, das kann das Jobcenter 
nicht wissen. Sollte es aber, denn nur so kann dafür 
Verständnis entstehen. Man muss sich zusammenset-
zen und sich über die Ziele verständigen. Da alle mit 
unterschiedlichen Aufträgen betraut sind, braucht es 
aber eine gemeinsame Zielsetzung. 

G.I.B.: Haben verschiedene Bereiche aufgrund ihrer 
unterschiedlichen Organisationslogiken nicht grund-
sätzlich andere Ziele?
Klaus Konietzka: Das ist durchaus richtig und auch 
gesetzlich normiert. Die Ausländerbehörde hat zum 
Beispiel den Auftrag, ordnungsrechtliche Aufgaben 
zu erledigen, den Aufenthaltsstatus zu sichern und 
auch zu intervenieren. Wir machen das aber bereichs-
übergreifend: Wenn die Abschiebung einer Familie 
mit Kindern bevorsteht, dann nimmt der kommu-
nale soziale Dienst daran teil. Auf der anderen Seite 
ist die Ausländerbehörde der Arbeitsverwaltung bei 
der Klärung aufenthaltsrechtlicher Angelegenheiten 
behilflich. Dieses Vorgehen bedarf gegenseitigen Ver-
ständnisses und Akzeptanz. 

G.I.B.: Ist es schwieriger mit der Agentur für Arbeit 
Akzeptanz und Verständnis aufzubauen als mit dem 
Wohnungsamt? 
Klaus Konietzka: Schwieriger im Sinne der Zugäng-
lichkeit zu Programmen, nicht personenbezogen. 
Die Agentur für Arbeit vertritt das SGB III, aber 
das SGB III beinhaltet keinen sozialen Auftrag, wie 
es das SGB II vorsieht –, die Integration in den Ar-
beitsmarkt steht im Vordergrund. Trotzdem gelingt 
die Zusammenarbeit mit der BA, weil wir sehr in-
dividuell vorgehen und jeden Menschen einzeln be-
trachten. Nur Standardprodukte anzubieten, ist mit 

Jede Organisation hat ihre eigenen Ziele,  

diese Ziele zusammenzubringen, 

das ist die Schwierigkeit. 
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den individuellen Lebensrealitäten der Menschen 
nicht vereinbar. Wenn wir uns also an einem Stan-
dardprogramm wie „Perspektiven für Flüchtlinge“ 
(PerF) beteiligen, dann muss das passgenau sein. Ich 
kann die Menschen nicht in ein Korsett zwingen und 
dann erwarten, dass das erfolgreich ist. 

Rechtskreiswechsel ist in diesem Zusammenhang ein 
wichtiges Thema, zu dem es auch eine Reihe von Ver-
einbarungen gibt. Wenn wir Menschen an die Agen-
tur für Arbeit übergeben, prüft sie, ob das Sprach-
niveau und die Kompetenzen der Menschen, nach 
ihrem Muster, ausreichen. Nur wenn das so ist, über-
nimmt die Agentur für Arbeit. So kann eine Kom-
mune nicht denken. Sie kann nicht nur die sprich-
wörtlichen „Rosinen picken“, sie muss sich um alle 
Personen kümmern. Statistische Auswertungen zei-
gen, dass die Menschen lange bei uns bleiben – ab-
gelehnte Asylbewerber teilweise viele Jahre. Die wol-
len wir nicht sich selbst überlassen. Da sehe ich ein 
großes Maß an Verantwortung auch im Sinne eines 
Gestaltungsauftrages. 

G.I.B.: Gibt es schon Erkenntnisse aus dem Modell-
projekt, die Änderungen nach sich gezogen haben?
Klaus Konietzka: Die Kooperationsvereinbarung 
zur Lenkung des Projekts mit der Agentur für Ar-
beit war anfangs schwierig, mittlerweile sind wir 
aber auf einem guten Weg. Diskussionen führen wir 
zurzeit um die Zugangsberechtigung zum SGB III. 
Die Agentur für Arbeit legt die Hürden aus unserer 
Sicht häufig zu hoch. Dort sagt man: Ihr schickt uns 
die falschen Leute. Wir sagen: Das sind nicht die fal-
schen Leute, wir haben aber nur diese. 

Die Kollegen aus dem Sozialdienst für Flüchtlinge 
sind hier sehr früh mit Profilings gestartet, weil sie 
die ersten sind, die mit den Menschen in Kontakt 
kommen. Als wir uns die ersten 100 Erfassungen 
angesehen haben, war zu erkennen, welche Quali-
fikationen und Problemstellungen diese Menschen 

mitbringen. Die Probleme waren enorm. Was die 
Qualifikation angeht, erfüllten circa 30 Menschen 
die Voraussetzungen, um sie an die Agentur für 
Arbeit übergeben zu können. Der Geschäftsfüh-
rer der Agentur für Arbeit war aber der Meinung, 
man könne mit diesen Personen nicht viel anfan-
gen, wir müssten sie im Vorfeld bereits gemäß der 
Programme und Maßnahmen der Agentur für Ar-
beit besser filtern. Dem habe ich widersprochen, un-
serer Auffassung nach ist das die Aufgabe der Agen-
tur für Arbeit. Am Ende sind von den 15 Personen, 
die ausgewählt wurden, drei in eine Maßnahme der 
Agentur für Arbeit eingemündet. Drei von einhun-
dert also. Ich habe dann deutlich gemacht, dass es, 
wenn man die Menschen nur danach auswählt, ob 
sie in die vorgegebenen Raster passen, nicht funk-
tionieren kann. Man muss die Maßnahmen schon 
um die Menschen herum bauen.

G.I.B.: Was hat sich mittlerweile geändert? 
Klaus Konietzka: Das System der Agentur für Arbeit 
ist in diesem Punkt unverrückbar. Sie kann ihre Töpfe 
nicht für Menschen öffnen, die keine Zugangsberech-
tigung haben – das gibt die BA-Programmatik so vor.

Positiv geändert hat sich die rechtskreisübergrei-
fende Zusammenarbeit, um für den jeweiligen Ar-
beitsuchenden mit Flüchtlingsstatus die für ihn pas-
senden Angebote zu finden, die so früh wie möglich 
einen (nachhaltigen) Arbeitsmarktzugang ermög-
lichen. Aber wir müssen auch mit den Menschen 

Das Modellprojekt gibt uns die Möglichkeit, 

die umfassende Integration von Leistungen 

zu einer Regelstruktur auszubauen. 

Es schafft Bedingungen, unter denen man 

vieles ausprobieren kann .
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von Beginn an arbeiten, die nicht schon im Rah-
men des SGB III betreut werden. Flüchtlinge wollen 
bleiben und arbeiten – das wollen sie unabhängig 
gesetzlicher Zuständigkeiten. Das Bleiben geflüch-
teter Menschen zu gestalten, dafür haben wir Sor-
ge zu tragen. Natürlich erleben wir auch, dass die 
wenigsten qualifiziert sind, direkt in den Arbeits-
markt einzumünden. Es muss also investiert werden. 
Das machen wir, unabhängig von den Leistungsbe-
reichen. Wobei unser Thema nicht nur die Integra-
tion in den Arbeitsmarkt, sondern die Integration 
in die Stadtgesellschaft ist. 

G.I.B.: Man kann Geflüchtete durch Maßnahmen 
langsam an den Arbeitsmarkt heranführen, sie – rei-
ßerisch formuliert – in Kurse stecken, wo sie unter 
Ihresgleichen bleiben. Man könnte die Menschen aber 
auch früh in Unternehmen vermitteln und begleitend 
in Unternehmen Unterstützungsangebote schaffen.
Klaus Konietzka: Da bin ich ganz bei Ihnen. Das ist 
eine Aufgabe, die unter anderem zwei unserer Kom-
munalen Integrationsfachkräfte SGB II in der Sozi-
alagentur wahrnehmen. 

Ein weltweit tätiges Mülheimer Familienunterneh-
men, das sozial sehr engagiert ist, hat sich zum Bei-
spiel bei uns gemeldet und wollte zwei Arbeitsplätze 
für Geflüchtete zur Verfügung stellen. Unsere Inte-
grationsfachkraft ist dann in das Unternehmen ge-

fahren, hat sich mit dem Geschäftsführer unterhal-
ten und verdeutlicht, wo die Grenzen der geflüchteten 
Menschen liegen, dass man mit ihnen nicht ad hoc 
den Fachkräftebedarf decken kann. 

Auf diese Menschen hat sich das Unternehmen ein-
gelassen und sie eingestellt. Die zwei Geflüchteten 
haben mit einfachen Arbeiten in dem Unternehmen 
angefangen, begleitet von unseren Integrationsfach-
kräften, die die weitere Entwicklung mit dem Unter-
nehmen operationalisiert haben. Die zwei Geflüch-
teten haben sich in das Unternehmen integriert und 
sind in eine Ausbildung eingemündet. 

Das geht nur über Netzwerke und wenn man den 
Unternehmen eine Unterstützung bietet. Firmen sind 
nach wie vor bei allem sozialen Engagement Wirt-
schaftsbetriebe und wollen sich nicht soziale Pro-
bleme einkaufen. 

G.I.B.: Wie schätzen Sie die Bereitschaft der Unter-
nehmen ein, sich auf dieses Modell einzulassen?
Klaus Konietzka: Aus unserer Sicht ist die Bereit-
schaft der Unternehmen noch nicht so weit fortge-
schritten, dass wir sagen könnten, wir haben genü-
gend. Es bewegt sich immer noch auf dem Niveau von 
Einzelvermittlungen, in der Breite passiert das nicht. 

G.I.B.: Was passiert, wenn die Projekt-Förderung 
nach zwei Jahren ausläuft?
Klaus Konietzka: Dann werden wir das Erprobte in 
Mülheim mit Sicherheit in den Regelbetrieb über-
führt haben.

G.I.B.: Sehen Sie Bereiche, wo dieser Prozess haken 
könnte?
Klaus Konietzka: Nein, kann ich spontan nicht er-
kennen. 

Abgelehnte Asylbewerber bleiben teilweise 

viele Jahre bei uns. Diese Menschen wollen 

wir nicht sich selbst überlassen. Ich sehe ein 

großes Maß an Verantwortung darin, jedem 

Menschen Teilhabe zu ermöglichen. 
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KONTAKT

Stadt Mülheim

Leitung Sozialamt

Ruhrstraße 1

45468 Mülheim an der Ruhr

Klaus Konietzka

Tel.: 0208 4555001

Klaus.Konietzka@muelheim-ruhr.de

Das Themenfeld, das mich im Moment besonders be-
schäftigt, ist das des Wohnraums. Von unseren rund 
1.800 untergebrachten Flüchtlingen sind ungefähr 
600 sogenannte „Fehlbeleger“ – ein technischer Be-
griff, der mir nicht gefällt. Fehlbeleger sind diejeni-
gen, die schon aus dem Asylbewerberleistungsgesetz 
raus sind, Anspruch auf SGB II haben, aber keinen 
freien Wohnraum finden. Wir stehen mit der Woh-
nungswirtschaft in intensivem Kontakt. Sie stellen 
uns rund 500 Wohnungen als Kontingente zur Ver-
fügung. Aber wir müssen dafür sorgen, dass dieje-
nigen, die Anspruch auf SGB II und damit auf eine 
eigene Wohnung, diesen auch realisieren können. 
Das hat wieder viel mit gesellschaftlicher Integrati-
on zu tun, ist aber ein schwieriges Feld, weil Mül-
heim kaum Leerstand aufweist. 

Es ist offensichtlich, dass die Menschen dorthin 
ziehen, wo günstiger Mietraum vorhanden ist und 
man muss aufpassen, dass man so nicht neue sozi-
ale Brennpunkte schafft. Das ist nicht gut für eine 
Stadtgesellschaft.

In diesem Zusammenhang kommt dem bürgerschaft-
lichen Engagement hohe Bedeutung zu, weil eine Ver-
waltung es alleine nicht schaffen kann, für alle Men-
schen Wohnraum zu besorgen. Unser Centrum für 
bürgerschaftliches Engagement, CBE, leistet dort 
schon sehr gute Arbeit.

Insgesamt ist aber die Integration in die Lebenswelt, 
in den Alltag, für alle Kommunen noch eine große 
Herausforderung.
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Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit 
Programme, Projekte und Perspektiven in NRW

Von den 675.903 im Oktober 2017 arbeitslos gemeldeten Menschen in Nordrhein-

Westfalen waren 286.078 Menschen in NRW länger als ein Jahr arbeitslos ge-

meldet und gelten damit als langzeitarbeitslos. Rund die Hälfte von ihnen ist 

schon länger als 30 Monate im Leistungsbezug.1 Mit zunehmender Dauer der 

Arbeitslosigkeit sinken die Chancen auf eine Integration in den Arbeitsmarkt. 

1 � Statistik der Bundesagentur für Arbeit
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Mit dem Landesprogramm „Öffentlich ge-
förderte Beschäftigung NRW“ (ÖgB 
NRW) und der flankierenden Landesför-
derung des Bundesprogramms „Soziale 
Teilhabe am Arbeitsmarkt“ zeigt Nord
rhein-Westfalen, wie auch langzeitarbeits-
lose Menschen zurück in Beschäftigung 
kommen können. Um dem Phänomen mas-
senhafter Langzeitarbeitslosigkeit zu be-
gegnen, müssen auch neue Wege erprobt 
werden, beispielsweise durch verstärkte 
Orientierung auf den allgemeinen Arbeits-
markt (im privaten, öffentlichen und ge-
meinnützigen Beschäftigungssektor).

Die neue Landesregierung hat das auf-
genommen und im Koalitionsvertrag als 
politisches Ziel benannt, möglichst viele 
langzeitarbeitslose Menschen in Beschäf-
tigung auf den ersten Arbeitsmarkt inte-
grieren zu wollen. Dabei setzt sie auf die 
Einbindung der Unternehmen und fördert 
in Dortmund bereits ein erstes Modellpro-
jekt: Das „Service Center lokale Arbeit“. 
Den aktuellen Erkenntnissen und Ergeb-
nissen über die Landesprogramme und 
-projekte zur Bekämpfung von Langzeit-
arbeitslosigkeit widmen wir uns auf den 
folgenden Seiten ausführlich.

Abbau von 
Langzeitarbeitslosigkeit

Einerseits hat ein großer Teil der lang-
zeitarbeitslosen Menschen nur geringe 
Chancen auf eine dauerhafte Integra-
tion in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
und auf sozialversicherungspflichti-
ge und existenzsichernde Vollzeitstel-

len. Und auch mit Unterstützung durch 
Coaching, beruflicher Qualifizierung 
und Lohnkostenzuschüssen von 75 % 
findet nur ein Teil dauerhaft den Weg 
in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu-
rück. Gründe dafür sind das Alter, 
der Gesundheitszustand, die begrenzte 
physische wie psychische Leistungsfä-
higkeit, Suchtverhalten, ungelöste Be-
treuungssituation von Angehörigen, 
mangelnde soziale und/oder berufliche 
Kompetenzen und Kenntnisse. 

Auch der Rückgang der Einfacharbeits-
plätze in den letzten Jahren, die es Men-
schen mit vielfältigen Problemlagen er-
laubte, einfache Tätigkeiten mit einer 
geringeren Stundenzahl auszuüben, so-
wie der Strukturwandel in einer Viel-
zahl von Regionen in NRW verhindern 
einen schnellen Abbau struktureller Ar-
beitslosigkeit. Dies sind keine neuen 
Erkenntnisse, eine Vielzahl von Veröf-
fentlichungen verweisen auf die Not-
wendigkeit eines Teilhabe- bzw. sozialen 
Arbeitsmarktes, um „den Abgehängten“ 
eine Perspektive zu geben.

Andererseits hat ein großer Teil von 
langzeitarbeitslosen Menschen durch-
aus eine Chance auf eine dauerhafte 
berufliche Integration. An einer Rei-
he von Bundes- wie Landesprogram-
men sowie Modellprojekten haben in 
den letzten Jahren zehntausende lang-
zeitarbeitslose Menschen, teilweise mit 
guten Übergangsquoten, teilgenommen 
– trotz häufig vielfältiger persönlicher 
Probleme und Hemmnisse. 

Programme und Projekte

Seit 2012 – anfänglich noch über Mo-
dellprojekte, später mit dem Landespro-
gramm „Öffentlich geförderte Beschäf-
tigung“ (ÖgB) – fördert das Land NRW 
Projektleitung, Coaching und Quali-
fizierung in rund 125 Projekten mit 
2.700 sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungen. Die Förderung erfolgt 
durch einen individuellen Lohnkosten-
zuschuss (SGB II) der Jobcenter durch 
§ 16 e SGB II, Unterstützungsbausteine 
durch Leistungen nach § 16 a SGB II so-
wie kommunale Leistungen. Arbeitge-
ber sind öffentliche oder gemeinnützige 
Träger, die anteilig die Differenz zu den 
Lohnkosten und den weiteren Betriebs-
kosten (bis 75 %) durch Markteinnah-
men decken.

Wesentliche Inhalte sind die systema-
tische Verknüpfung mit den kommu-
nalen Leistungen (§ 16 a SGB II) und 
ein begleitendes Coaching sowie seit 
dem Jahr 2015 die Möglichkeit eines 
vorgelagerten und nachgelagerten Coa-
chings. Berufs- und tätigkeitsbezogene 
Qualifizierungen sind möglich. Auf-
grund der ausreichenden Vorlaufzeiten 
zur Teilnehmerauswahl, ebenfalls seit 
2015, gelang es, laut einer Evaluati-
on des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung Nordrhein-Westfalen 
(IAB) und des Instituts für Sozialfor-
schung und Gesellschaftspolitik (ISG) 
besonders arbeitsmarktferne Personen 
für das Programm auszuwählen und 
gleichzeitig Lock-In-Effekte (Einsperr-
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effekte durch mangelnde Bereitschaft 
zum Übergang in ungeförderte Arbeit) 
zu vermeiden. Es gibt zudem einen er-
heblichen Bedarf der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an Coaching und eine 
an das betriebliche Geschehen eng an-
gebundene Begleitung, die wichtig ist 
für die Eingewöhnung der Geförderten 
in den Betrieben sowie die Verbesse-
rung ihrer Beschäftigungsfähigkeit.2 
Das Gefühl gesellschaftlicher Teilhabe 
aufgrund einer regelmäßigen Erwerbs-
tätigkeit mit sozialversicherungspflich-
tigem Einkommen ist hoch, stellte das 
IAB fest.3 

Die ermutigenden Ergebnisse der Pro-
jekte im Bereich „Öffentlich geförderte 
Beschäftigung“ (ÖgB) hinsichtlich der 
gelungenen Teilnehmerauswahl, des un-
terstützenden Coachings und des Teil-
habeaspekts haben dazu geführt, dass 
sich das Land NRW mit einer flankie-
renden Förderung am Bundesprogramm 
„Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ en-
gagiert. Ziel des Bundesprogramms ist 
es, soziale Teilhabe zu ermöglichen und 
Übergänge von Langzeitarbeitslosen (4 
Jahre und länger) in den allgemeinen Ar-
beitsmarkt zu unterstützen.

Im Fokus des Bundesprogramms sind 
Leistungsberechtigte mit gesundheit-
lichen Einschränkungen sowie Men-
schen, die mit Kindern in einer Bedarfs-
gemeinschaft leben. Gefördert werden 

bundesweit rund 20.000 sozialversi-
cherungspflichtige Arbeitsverhältnisse, 
die zusätzlich und wettbewerbsneutral 
sind und im öffentlichen Interesse lie-
gen. Die Förderung beträgt bei 30 Wo-
chenstunden maximal 1.320 Euro. Die 
Flankierung des Landes NRW umfasst 
in der seit 2017 umgesetzten „3. Wel-
le“ ergänzende Maßnahmen zur Ak-
tivierung, Begleitung, Qualifizierung, 
Anleitung und organisatorischen Um-
setzung für bis zu 3.328 Teilnehmende 
bei 22 Jobcentern.

Eine Evaluation des Bundesprogramms 
Anfang 20174 stel lte fest , dass aus 
der Sicht der Jobcenter gesundheit-
liche Einschränkungen und Mangel an 
Kenntnissen und Qualifikationen die 

4 � Forschungsbericht: Evaluation des Bundespro-

gramms „Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“. 

Erster Zwischenbericht. BMAS, Februar 2017, 

S. 49 ff.
5 � Siehe Artikel zur Umsetzung des Programms 

durch das Jobcenter des Kreis Unna, Seite 54 ff.

dominierenden Hemmnisse für eine Er-
werbsintegration sind. Trotzdem lag der 
inhaltliche Schwerpunkt der Förderung 
weder beim Thema Gesundheitsförde-
rung (Rang 6 von 9) noch beim Erneuern 
beruflicher Kenntnisse (Rang 7 von 9). 
Dies verdeutlicht, dass die vordring-
lichen Probleme zwar erkannt wurden, 
aber (noch) nicht die geeigneten Förder
ansätze zur Verfügung stehen.

2 � Siehe dazu auch das Interview mit Dr. Bauer und 

Dr. Fuchs, Seite 40 ff.
3 � Vgl. IAB-Kurzbericht Nr. 10, 3.5.2016 
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Da Arbeitgeber in der ersten Welle des 
Programms 2016 erhebliche Schwierig-
keiten in der betrieblichen Praxis mit 
den Beschäftigten hatten, die beglei-
tende betriebsinterne Einarbeitung und 
Betreuung sehr zeit- und personalauf-
wändig und das eingerichtete Coaching 
nicht ausreichend war, bewerteten Job-
center die flankierende Landesförderung 
als sehr hilfreich.5 

Auch hatte sich bei einer Vielzahl von 
Arbeitsaufnahmen herausgestellt, dass 
die gesundheitlichen Beeinträchtigun-
gen gravierender waren, als die Kun-
den und Arbeitsvermittler dies zuvor 
eingeschätzt hatten. Da bis zu 87 Pro-
zent der Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer an einem Standort gesundheitliche 
Einschränkungen aufweisen, entwickelte 
das Jobcenter Köln mithilfe der flankie-
renden Landesförderung eine medizi-
nische Statusfeststellung und ein pro-
fessionelles Gesundheitscoaching, das 
zur Verbesserung der Arbeitsfähigkeit 
führen, persönliche Erfolge messbar 
machen, das persönliche Wohlbefin-
den verbessern und das Selbstbewusst-
sein steigern soll.

Modellprojekte zur Integration 
Langzeitarbeitsloser

Die Orientierung auf öffentliche und 
gemeinnützige Arbeitgeber beim Lan-
desprogramm ÖgB NRW, die Festlegung 
des BMAS auf zusätzliche, wettbewerbs-
neutrale und im öffentlichen Interesse 
liegende Tätigkeiten beim Bundespro-
gramm „Soziale Teilhabe am Arbeits-

markt“ und die Förderdauer von maxi-
mal 24 Monaten wirft trotz erfolgreicher 
Umsetzung Fragen nach einer nachhal-
tigen Strategie zur gesellschaftlichen 
Teilhabe langzeitarbeitsloser Menschen, 
auch über eine Integration in den allge-
meinen Arbeitsmarkt, auf.

Der neuen nordrhein-westfälischen Lan-
desregierung ist die Bekämpfung von 
Langzeitarbeitslosigkeit ebenfalls ein 
Anliegen. Ihr Ziel ist die erfolgreiche In-
tegration und Teilhabe langzeitarbeits-
loser Menschen: vorrangig durch eine 
Beschäftigung auf dem ersten Arbeits-
markt. An vier ausgewählten Standor-
ten will die Landesregierung Modell-
projekte fördern, in denen Betriebe des 
ersten Arbeitsmarktes eingebunden sind 
– in Dortmund fördert sie diesen Ansatz 
bereits durch das Projekt „Service Cen-
ter lokale Arbeit“. Zielgruppe sind lang-
zeitige Bezieherinnen und Bezieher von 
Arbeitslosengeld II, die absehbar keine 
Beschäftigungschancen auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt haben. 

Das Besondere: die Fokussierung auf 
Arbeitgeber des allgemeinen Arbeits-
marktes, speziell auf die private Wirt-
schaft ist gewünscht, dabei sind die 
Kommunen selber mit ihren kommu-
nalen Beteiligungsgesellschaften und 
Töchtern einbezogen. Kommunale Auf-
tragsvergaben stehen für die gewünsch-
te Marktnähe. Der strategische Ansatz 
der kommunalen Arbeitsförderpoli-
tik besteht hier darin, Arbeitsplätze 
bei Arbeitgebern zu schaffen und die-
se mit Langzeitarbeitslosen zu beset-

zen, die jeweils passende Kompetenzen 
mitbringen. Das Dortmunder Drei-Säu-
len-Modell macht die Einstellung von 
langzeitarbeitslosen Menschen zur Be-
dingung bei Vergabeverfahren, fördert 
neue kommunale Servicefelder und neue 
einfache Arbeiten in Unternehmen. Das 
kommunale „Service Center lokale Ar-
beit“ wählt die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer in enger Zusammenarbeit 
mit dem Jobcenter aus. Externe Trä-
ger übernehmen das Coaching und die 
Qualifizierung. 

Drei weitere Reviergroßstädte sind ein-
geladen, eine Konzeption für entspre-
chende Modellprojekte zu entwickeln.

Alle hier skizzierten Projekte und Pro-
gramme geben bereits eine Vielzahl von 
Hinweise auf Lösungsansätze sowie Hin-
weise auf weiter bestehende Herausfor-
derungen bei der Bekämpfung von Lang-
zeitarbeitslosigkeit. 

Eine detaillierte Auseinandersetzung 
mit den Herausforderungen und 
Perspektiven zur Bekämpfung von 
Langzeitarbeitslosigkeit finden Sie auf 
den folgenden beiden Seiten 38 und 39. 
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9 � Matthias Knuth: Sozialer Arbeitsmarkt: Förderstrukturen und Instrumente. 

(04/2017). http://nrw.dgb.de/neuer-sozialer-arbeitsmarkt-experten-work-

shop.

LANGZEITARBEITSLOSIGKEIT: ZEHN HERAUSFORDERUNGEN

1. � Für eine arbeitsmarktliche Förderung zum deutlichen Abbau der 

Langzeitarbeitslosigkeit in NRW ist die erste Herausforderung eine 

Verständigung über die Zusammensetzung der Zielgruppe der Lang-

zeitarbeitslosen und über Ziele von Förderangeboten, die von der 

Erwerbsintegration bis zur gesellschaftlichen Teilhabe reichen kön-

nen. Das beinhaltet auch eine Vereinbarung über Auswahlkriterien 

und letztlich über Zuweisungsprozesse in Jobcentern. Die Auswahl-

kriterien sollten so gestaltet sein, dass sie nicht diskriminierend 

sind und objektiv messbare Merkmale – wie z. B. die Dauer der Ar-

beitslosigkeit – enthalten. 

2. � Aufgrund der Konzentration auf vereinbarte Integrationsquoten und 

der Allokation der Eingliederungs- und Personalmittel auf die „ar-

beitsmarktnahen“ Leistungsbeziehenden fehlen den Jobcentern 

oftmals schlichtweg die Mittel und Instrumente zur Förderung von 

Teilhabearbeitsplätzen.

3. � Eine Ausweitung der Arbeitsgelegenheiten (AGH/„1-Euro-Jobs”) löst 

das Problem fehlender Teilhabe nur bedingt, da diese in der aktu-

ellen Verfasstheit auf maximal 36 Monate beschränkt sind (und zu-

meist nur zwischen 4 und 12 Monate genutzt werden), eine nur ge-

ringe Entschädigung für Mehraufwendungen beinhalten und 

zusätzlich und wettbewerbsneutral sein sowie im öffentlichen Inte-

resse liegen müssen. Faktisch bedeutet dies, dass als Quar-

tierskümmerer beschäftigte langzeitarbeitslose Menschen keine 

Glühbirne wechseln dürfen.

4. � Engagierte Arbeitgeber und geförderte Arbeitnehmer benötigen 

Vorbereitungszeit und begleitende Unterstützung. Beratung und 

Coaching müssten bereits im Vorfeld und zur Vorbereitung aller Be-

teiligten auf die Tätigkeitsaufnahme angeboten werden. Lange 

Zeiten der Arbeitslosigkeit führen zu Motivationsproblemen, Versa-

gensängsten, Stresssituationen. Selbstbewusstsein muss wiederer-

langt werden, Normverhalten angepasst und das Selfempowerment 

zur Bewältigung der Anforderungen gestärkt werden. 

5. � Über 30 Prozent der langzeitarbeitslosen Menschen haben minde-

stens einmal im Jahr eine psychische Beeinträchtigung oder Belas

tungssituationen erlebt. In Programmen wie der „Sozialen Teilhabe“

sind bis zu 90 Prozent der Teilnehmenden gesundheitlich einge-

schränkt. 45 Prozent der männlichen und 38 Prozent der weib-

lichen Hartz-IV-Empfänger nannten bei der Befragung6 schwer-

wiegende gesundheitliche Einschränkungen, wiesen eine amtlich 

anerkannte Behinderung auf oder haben einen Antrag auf  

Anerkennung einer Behinderung gestellt.

6. � Unter den langzeitarbeitslosen Menschen ist der Anteil unqualifi-

zierter Personen besonders groß. Modulare und Kurz-Qualifizie-

rung, niederschwellige Heranführung an Weiterbildungsangebote, 

Unterstützungsangebote auf dem Weg zum berufsqualifizierenden 

Abschluss bedürfen dringend der Weiterentwicklung.

7. � Die Akquise offener Stellen für Langzeitarbeitslose und die Ent-

wicklung adäquater Stellenprofile im allgemeinen Arbeitsmarkt 

stellt die Jobcenter vielerorts vor Herausforderungen.

8. � Ein deutlicher Abbau von Langzeitarbeitslosigkeit in NRW wird nur 

mit der Beteiligung von privaten, öffentlichen und gemeinnützigen 

Arbeitgebern gelingen. Dazu bedarf es unter anderem Anreizsys

teme über die Vergabe öffentlicher Aufträge sowie eine stärkere 

Beteiligung an kommunaler Aufgabenerledigung.7 

9. � Die langfristigen Beschäftigungseffekte bei Bildungsträgern sind 

minimal.8 Eine Weiterentwicklung des Angebots der Qualifizie-

rungs- und Bildungsträgerlandschaft hinsichtlich Beratungs- und 

Coaching-Angebote im Vorfeld und während der Tätigkeitsaufnah-

me sowie modularem Qualifizierungsangebot in enger Zusammen-

arbeit mit Arbeitgebern müsste parallel erfolgen.

10. � Die Umsetzung eines Passiv-Aktiv-Transfers (PAT) müsste auf Bun-

desebene beschlossen werden und ist eine Voraussetzung zur Teil-

finanzierung eines umfassenden Abbaus von Langzeitarbeitslosig-

keit. Aber ohne den Aufbau von Förderstrukturen, der Entwicklung 

von Stellenprofilen und ohne Öffnung der privaten Wirtschaft sowie 

gemeinnütziger und öffentlicher Arbeitgeber wird auch kein 

„warmer Geldregen“ eines PAT bei der Reduzierung von Langzeit-

arbeitslosigkeit helfen.

6 � http://www.iab.de/de/informationsservice/presse/presseinformationen/

kb2314.aspx
7 � Siehe Kölner Beispiel im G.I.B.-Info 3_17
8 � Interview Dr. Bauer und Dr. Fuchs, Seite 40 ff.
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PERSPEKTIVEN

Der Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit kann nur schrittweise erfolgen. 

Um in den nächsten Jahren rund die Hälfte der Langzeitarbeitslosen-

zahl abzubauen, muss intensiv über die Schaffung von Arbeitsplätzen 

im allgemeinen Arbeitsmarkt diskutiert werden. Ohne Einbezug der 

privatwirtschaftlichen und kommunalen Unternehmen und deren 

Schaffung von zusätzlichen Arbeitsplätzen wird es nicht gehen. Hierbei 

ist zunächst der öffentliche Sektor als Auftraggeber für Kommunen und 

kommunale Eigenbetriebe sowie Unternehmen in mehrheitlich öffent-

lichem Eigentum gemeint, dann der privatwirtschaftliche Sektor und 

die gemeinnützigen Arbeitgeber sowie der „Dritte Sektor“ als Kompe-

tenzträger mit Beschäftigungsträgern und Sozialbetrieben mit Zugän-

gen zu Produkt- oder Dienstleistungsmärkten.9

Neue Arbeit in Unternehmen

Unternehmen werden Fachkräfte aufgrund des wachsenden Personal-

mangels von einfachen Tätigkeiten entlasten müssen. Für Ungelernte kön-

nen neue Aufgaben und Perspektiven in Unternehmen entstehen. Das The-

ma Qualifizierung gewinnt zunehmend an Bedeutung. Mit dem Angebot der 

„Lebensbegleitenden Berufsberatung“ reagiert die Bundesagentur für 

Arbeit auf den Wandel in der Berufs- und Lebenswelt und bietet neue Ein-

kaufsmaßnahmen an. „Marktplatz der eigenen Möglichkeiten“ (Baukas

tensystem, Module im Vorfeld von Qualifizierung/Förderung beruflicher 

Weiterbildung) sowie „Lust auf Lernen“ (Coaching mit psychologischer 

Begleitung). Mit dem „Kölner Bildungsmodell“ haben Agentur für Arbeit, 

Jobcenter und die Kammern in Köln ein niederschwelliges, modulares 

Weiterbildungsangebot entwickelt, dessen Module jeweils mit einem be-

trieblichen Praktikum abgeschlossen und zertifiziert werden. 

Kommunale Vergabe

Die Vergabe von Aufträgen zur kommunalen Daseinsvorsorge bzw. Dienst-

leistungen und Bauvorhaben in Verbindung mit der Beschäftigung von 

Langzeitarbeitslosen ist bislang nur in wenigen Kommunen verbreitet. Vie-

lerorts hält sich hartnäckig das Vorurteil, dass dies europäischem Verga-

berecht widerspricht. In Zusammenarbeit mit Vergabestellen der Kommu-

ne und ggf. dem Rechtsamt können Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 

Kommune (Wirtschafts- bzw. Arbeitsmarktförderung oder Sozialverwal-

tung) über geeignete Ausschreibungen für die Einstellung von Langzeitar-

beitslosen entscheiden. Dies wird in Köln (G.I.B.-Info 3_17) bereits so ge-

handhabt und ist in Dortmund geplant (siehe dieses G.I.B.-Info, Seite 58 ff.). 

Die Bieter werden in einer öffentlichen Ausschreibung über die Verpflich-

tung zur Beschäftigung einer vorgegebenen Zahl von einzustellenden 

Langzeitarbeitslosen informiert. 

Ein sowohl herausfordernder wie innovativer Ansatz zur Weiterentwick-

lung von kommunaler Aufgabenerledigung und Beschäftigung von Lang-

zeitarbeitslosen ist die aktuelle Diskussion, Aktivierung durch Arbeitsge-

legenheiten und Teilqualifizierungen zu kombinieren, um so zu einer 

„Poolbildung“ von befähigten potenziellen Beschäftigten zu kommen. Aus 

diesem Pool könnten dann Unternehmen im Zuge ihrer Bewerbung um 

kommunale Aufträge Mitarbeitende einstellen.

Zuweisungsprozesse und aufeinander aufbauende Förderangebote

Die Erfahrungen in Modellprojekten und Förderprogrammen für Langzeit-

arbeitslose haben gezeigt, dass auch Menschen sozialversicherungs-

pflichtige Teil- und Vollzeitbeschäftigung aufgenommen haben, denen 

aufgrund sogenannter Vermittlungshemmnisse wie fehlende Berufsquali-

fizierung, höheres Lebensalter, gesundheitliche Einschränkungen oder 

der Pflege von Angehörigen ein Übergang in reguläre Beschäftigung kaum 

zugetraut wurde. Die Herausforderung besteht darin zu verhindern, dass 

bei Personen Chancen auf Beschäftigung nicht erkannt werden und diese 

Menschen entweder aus dem Förderprozess fallen oder sie langjährigen 

Förderprogrammen zugewiesen werden. Einige benötigen eine kurze, 

beratende Unterstützung, andere langjährige und aufeinander aufbauende 

Förderangebote, um den Weg in den allgemeinen Arbeitsmarkt erfolgreich 

beschreiten zu können. 

Daraus resultiert die Frage, welche aufeinander aufbauenden Förderan-

gebote für alle erwerbsfähigen Arbeitslosen entwickelt werden können, 

die durchlässig und aufeinander abgestimmt folgende Schrittfolge bein-

halten: Aktivierung, öffentlich geförderte Beschäftigung, gesellschaftliche 

Teilhabe – je nach Kompetenzen und Chancen der Teilnehmenden. So 

könnten beispielsweise alle langzeitarbeitslosen Leistungsbeziehenden 

zunächst in Arbeitsgelegenheiten oder Aktivierungsansätzen wie den 

Werkakademien aktiviert werden und dabei individuelle Eingliederungs-

strategien durch gemeinsame Vorbereitung der Bewerberinnen und Be-

werber in Kleingruppen entwickeln. Nach drei Monaten (und einer kurzen 

Übergangszeit) könnte dann eine öffentliche geförderte Beschäftigung mit 

Qualifizierungsmodulen anstehen, die, wenn nicht erfolgreich, nach drei 

Jahren zu einer Tätigkeit im Kontext sozialer Teilhabe führt. 

ANSPRECHPARTNER IN DER G.I.B.

Roland Golding, Tel.: 02041 767243,r.golding@gib.nrw.de

Helmut Kleinen, Tel.: 02041 767208, h.kleinen@gib.nrw.de

Benedikt Willautzkat, Tel.: 02041 767204, b.willautzkat@gib.nrw.de

AUTOR

Dr. Frank Nitzsche, Tel.: 02041 767157, f.nitzsche@gib.nrw.de



  

40

BEKÄMPFUNG VON LANGZEITARBEITSLOSIGKEIT

G.I.B.INFO   4  17

Die Landesregierung NRW fördert seit dem Jahr 2013 Projekte im Bereich „Öffentlich geförderte Beschäfti-
gung“ (ÖgB). Durch die Schaffung von sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätzen verbunden mit Coaching 
und arbeitsmarktnaher Qualifizierung soll die berufliche Integration von Menschen mit mehreren Vermitt-
lungshemmnissen ermöglicht werden. Dr. Frank Bauer vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) und Dr. Philipp Fuchs vom Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (ISG) haben die Pro-
jekte des Landesprogramms „ÖgB NRW“ evaluiert. Wir sprachen mit ihnen über die festgestellten Wirkungen 
und Effekte.

dauerhafte Verpflichtungen mit sich bringt, haben 
sich viele Jobcenter zurückgehalten und nur geringe 
Fallzahlen umgesetzt. 

Die spätere Instrumentenreform und der neue Paragraf 
16e SGB II mit seiner Förderung von Arbeitsverhältnis-
sen (FAV) eröffnet heute nur noch befristete Möglich-
keiten der Beschäftigungsförderung. Doch auch dieses 
Programm wurde nur zögerlich genutzt, obwohl die 
Langzeitarbeitslosigkeit bei insgesamt sinkender Ar-
beitslosenquote stagniert und in NRW, dem Bundes-
land mit dem höchsten Anteil an Langzeitarbeitslosen 
an allen Arbeitslosen in Deutschland, sogar zunahm. 

Dabei ist zu bedenken: Das SGB heißt nicht zufällig „So-
zialgesetzbuch“, es verbindet Arbeitsmarkt- und Sozial-
politik. Also stellt sich die Frage nach der zentralen Ziel-
stellung solcher Projekte. Die Modellprojekte ÖgB NRW 
hatten zwei Ziele: Erstens die ungeförderte Integration 
der Geförderten in den ersten Arbeitsmarkt nach Ende 
der Programmteilnahme. Zweitens die soziale Teilhabe, 
denn Arbeitslosigkeit erzeugt bei vielen Betroffenen das 
Gefühl, nicht mehr zur Gesellschaft dazuzugehören und 
als Bürger zweiter Klasse weniger anerkannt zu sein. 

G.I.B.: Was genau war nun Gegenstand Ihrer Evalua-
tionsstudien?
Dr. Philipp Fuchs: Unsere Evaluation umfasst sowohl 
eine Implementationsanalyse, die sich auf die Umset-
zung der sozialpädagogischen Begleitung konzentriert, 
als auch eine Untersuchung der Ausgangssituation der 
Geförderten, der Elemente der Maßnahme und der Wir-
kungen der Maßnahmeteilnahme. Zusätzlich haben wir 
auch eine Selektivitäts- und Allokationsanalyse sowie 
eine Untersuchung von Einsperr-Effekten vorgenom-
men. Das bedeutet, dass wir uns für das Gros der Ge-

„Jetzt geht es um eine Institutionalisierung 

der Erkenntnisse auf der Bundesebene“ 

G.I.B.: Herr Bauer, Herr Fuchs, Sie haben die Wir-
kungsmechanismen und Beschäftigungseffekte der 
Modellprojekte ÖgB NRW evaluiert. Bevor wir näher 
darauf eingehen, zunächst ein kurzer Rückblick: Wel-
che arbeitsmarktpolitische Ausgangslage hat zur Ent-
scheidung für die Förderung öffentlich geförderter 
Beschäftigung geführt? 
Dr. Frank Bauer: Nach Einführung des SGB II und der 
Neu-Definition des Begriffs „Erwerbsfähigkeit“ hat 
sich schnell herausgestellt, dass eine bestimmte Grup-
pe Arbeitsloser am ersten Arbeitsmarkt faktisch keine 
Chance hat, obwohl ihnen das SGB II eine Erwerbs-
fähigkeit attestiert. Sie sind formal erwerbsfähig, aber 
faktisch nicht beschäftigungsfähig. Auf der Grundla-
ge der Laumann-Brandner-Initiative aus Nordrhein-
Westfalen wurde dann 2007 das Bundesprogramm 
der „JobPerspektive“ nach § 16 a SGB II (BEZ) auf den 
Weg gebracht mit dem Ziel, 100.000 arbeitsmarktfer-
ne Personen in den öffentlich geförderten Arbeitsmarkt 
zu integrieren. Doch die angestrebten Fallzahlen konn-
ten nicht erreicht werden. 

Evaluationen zum Beschäftigungszuschuss (BEZ) 
zeigten auf Bundesebene Probleme bei der Auswahl 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Empirisch 
konnte belegt werden, dass es unter den Geförderten 
eine kritische Menge an Personen gab, die auch ohne 
Förderung einen Job hätten finden können. Bei der 
Evaluation des BEZ, die wir hier in NRW durchge-
führt haben, haben wir uns auf die Umsetzungspro-
bleme der Jobcenter fokussiert. Es zeigte sich, dass 
die als unsicher wahrgenommene Finanzierungsfrage 
nicht ohne Folgen blieb: Weil der Eingliederungstitel 
(EGT) jedes Jahr politisch neu entschieden werden 
muss, die unbefristete Integration in den öffentlichen 
Arbeitsmarkt, die die „JobPerspektive“ vorsah, aber 
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förderten in den zu Forschungszwecken aufbereiteten 
Daten der BA „statistische Zwillinge“ gesucht haben, 
die den Geförderten in ihren beobachtbaren Merkma-
len und ihrem Erwerbsverlauf möglichst ähnlich sind. 
Durch einen Vergleich dieser „Zwillinge“ mit den Ge-
förderten versuchen wir zwei Fragen zu beantworten: 
Wie verhalten sich die Geförderten hinsichtlich ihrer Ar-
beitsmarktchancen zur Vergleichsgruppe und gelingt es 
den „statistischen Zwillingen“, während der Förderung 
häufiger in ungeförderte Beschäftigung einzumünden?

Zunächst zur sozialpädagogischen Begleitung: Sie wird 
schon lange praktiziert und kostet viel Geld. Trotzdem 
weiß man bislang wenig darüber, wie sie umgesetzt 
wird und ob es zu Teilhabeffekten kommt. 

Wir wollten zum Beispiel wissen, ob und wie die so-
zialpädagogische Begleitung die normale betriebliche 
Praxis, die Situation am Arbeitsplatz verändert und ob 
sie die Wahrnehmung der geförderten Beschäftigung 
als möglichst „normale“ Arbeit stört. Schließlich er-
halten die Geförderten einen regulären sozialversiche-
rungspflichtigen Lohn wie jeder ungefördert Beschäf-
tigte, auch wenn ihr Lohn zu 75 Prozent subventioniert 
wird. Hier sprechen wir auch von einer „Normalitäts-
suggestion“. Es ist ja so: An Beschäftigte werden Ver-
haltens- und Leistungserwartungen gerichtet. Die erste 
Abweichung von der Normalsituation in der geförderten 
Beschäftigung ist, dass hier andere Leistungserwar-
tungen gestellt werden als bei einem nicht gefördertem 
Arbeitsplatz. Weil die Arbeitgeber einen Lohnkostenzu-
schuss als Ausgleich für Produktivitätsmängel erhalten, 
können sie dem Beschäftigten nicht aufgrund unzurei-
chender Leistungen kündigen. Gleichzeitig gewinnen 
Verhaltenserwartungen wie Pünktlichkeit, Höflichkeit 
oder Folgebereitschaft an Gewicht. 

Nun müssen Vorgesetzte, in der Praxis die Anleiter, 
die Leistungs- und Verhaltenserwartungen artikulie-
ren. Gleichzeitig müssen sie auch gegenüber ihren Vor-
gesetzten und externen Kunden dafür gerade stehen, 
dass der Betrieb eine bestimmte Qualität von Leistun-
gen erbringen kann. Insofern gibt der Anleiter den Leis
tungsdruck auch an die Geförderten weiter. So entsteht 

eine Situation, in der sich der Anleiter fragen muss, ob 
der Geförderte nicht so viel leistet, wie er soll, weil er 
nicht kann oder weil er nicht will. Wenn er die Frage 
entschieden hat, ist die Antwort leicht: Bei Verweige-
rung trotz Könnens folgen Sanktionen, bei Nichtkön-
nen wird Hilfe angeboten. 

Die entscheidende Frage aber ist: Wie lässt sich das un-
terscheiden? Hier spielt der Sozialpädagoge eine wich-
tige Rolle. Er ist notwendig, um herauszufinden, ob das 
abweichende Verhalten der Geförderten, das ohne die 
Begleitung wahrscheinlich zur Kündigung führt, tat-
sächlich in personenbedingten Gründen liegt. Falls ja, 
kann der Sozialpädagoge zum Beispiel beratend zur Sei-
te stehen, die Vorgesetzten zur Geduld aufrufen und 
das Problem mittelfristig lösen. Der Sozialpädagoge sta-
bilisiert also die Beschäftigung, indem er bei den per-
sönlichen Problemen ansetzt, die ein Anleiter aufgrund 
mangelnder Fähigkeiten in diesem Metier nicht erken-
nen kann, und er bietet Hilfe an, statt zu sanktionieren. 

G.I.B.: Wie sieht der Einsatz von Sozialpädagogen in 
der Praxis aus. Gibt es da Unterschiede? 
Dr. Philipp Fuchs: In unserer Implementationsstudie hat 
sich herausgestellt, dass es Determinanten gibt, die in 
der Art der Umsetzung begründet sind und die Praxis 
der Sozialpädagogen beeinflussen. Es gibt Träger, bei 
denen sowohl der Sozialpädagoge, der Anleiter wie auch 
der Geförderte angestellt sind. Sie sind also Kollegen, 
die eventuell in einer alltäglichen Co-Präsenz am sel-
ben Ort und zur selben Zeit zusammenarbeiten, etwa in 
der Großküche oder in der Recycling-Werkstatt. Ganz 
anders die Situation, wenn der Sozialpädagoge nur ge-
legentlich quasi mit Gaststatus in den Betrieb kommt 
und nicht in die Arbeitsprozesse eingebunden ist. 

Diese unterschiedlichen organisatorischen Formen der 
Umsetzung prägen die sozialpädagogische Praxis. Im 
ersten Fall überlegt der Sozialpädagoge, wie er dazu 
beitragen kann, die Produktivität der Geförderten zu 
erhöhen. Dazu konzentriert er sich auf die Arbeitsauf-
gaben. Das kann er, weil er eine Art Vorgesetzter ist. 
In diesen Fällen, zeigen unsere Befragungen, kommt es 
auch eher zu Überforderungen. Nicht so bei der ande-

Dr. Frank Bauer, Institut für 

Arbeitsmarkt- und Berufs-

forschung (IAB) 

Dr. Philipp Fuchs, Institut für 

Sozialforschung und Gesellschafts-

politik (ISG) 
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ren Organisationsform. Hier konzentriert sich der So-
zialpädagoge auf die persönlichen Probleme wie Woh-
nen, Schulden, Drogen oder Gesundheit.

Wir haben aber auch Konstellationen, in denen Anlei-
ter und Jobcoach identisch sind. Das Motiv der Träger 
für eine solche Strategie ist die Vermeidung von Span-
nung zwischen den unterschiedlichen Perspektiven von 
Coachs und Anleitern. Das aber führt zu Problemen, 
weil für den Geförderten nicht immer klar ist, mit wem 
er gerade spricht – mit seinem Sozialpädagogen, der ihm 
hilft und zu dem er Vertrauen haben darf, oder mit sei-
nem Vorgesetzten, der ihn kontrolliert. Diese Organisa-
tion in Form einer Personalunion kann leicht scheitern. 

Über die Erfolge der unterschiedlichen Organisations-
formen ist damit noch nichts gesagt, aber immerhin wis-
sen wir, dass die verschiedenen Organisationsformen 
unterschiedlichen Gefördertentypen – entweder den 
arbeitsmarktnäheren oder den arbeitsmarktferneren 
Personen – zugutekommt. Das Problem dabei ist, dass 
die Träger keine homogenen Teilnehmergruppen ha-
ben, sodass die Organisationsform nur einem Teil der 
ÖgB-Beschäftigten zugutekommt. 

G.I.B.: Sie haben auch ÖgB in Baden-Württemberg 
untersucht. Was ist dort anders als in NRW? 
Dr. Philipp Fuchs: In Baden-Württemberg gibt es ge-
genüber NRW zwei Modifikationen: Dort handelt es 
sich auf Arbeitgeberseite auch um privatwirtschaftliche 
Betriebe. Außerdem werden dort die Pädagogen in der 
Hälfte der Fälle von den Jobcentern gestellt. Das heißt, 
die Sozialpädagogen kommen von einer Einrichtung, die 
für die Geförderten nicht immer positiv konnotiert ist. 

In diesem Kontext muss man Folgendes bedenken: Ge-
meinnützige Träger sind Arbeitgeber, die mit der Be-
schäftigung von Langzeitarbeitslosen vertraut sind. Für 
sie ist die Anwesenheit von Sozialpädagogen der Nor-
malfall. In privatwirtschaftlichen Betrieben ist das an-
ders. Hier wird die Normalitätssuggestion besonders 
massiv gestört. Geförderte sehen sich hier noch stärker 
als bei Trägern als normale Arbeitnehmer, und der So-
zialpädagoge gilt mit seinem Gaststatus als irritierender 

Fremdkörper, sodass mitunter Kollegen den Geförderten 
fragen: Kommt heute wieder dein Bewährungshelfer? 

Das führt zur Stigmatisierung, die sich verhindern lässt, 
indem man dem Betrieb frühzeitig vermittelt, dass es 
eine Begleitung gibt, von der auch der Betrieb profitie-
ren kann. Gleichzeitig muss der Sozialpädagoge den Be-
troffenen klarmachen: Ich komme zwar vom Jobcenter, 
aber ich bin nur für deine Hilfe zuständig. 

Doch als Vertreter einer kontrollierenden und sankti-
onierenden Institution plötzlich in der Rolle eines Hel-
fers aufzutreten misslingt teilweise, hat aber auch zwei 
Vorteile: Der Sozialpädagoge kennt das Jobcenter und 
kann etwas für Betroffene erwirken. Außerdem steht 
bei diesen Sozialpädagogen wegen ihrer Nähe zum Job-
center der Arbeitsmarkt, der Vermittlungsauftrag stär-
ker im Vordergrund.

Dr. Frank Bauer: Die unterschiedliche Organisation 
der Begleitung ist auch ein Resultat des offenen Designs 
von ÖgB NRW. Das führt zu einer Art der Umsetzung, 
die nicht mehr zentral gesteuert, sondern den einzelnen 
Trägern überlassen wird. Nach dem Abschluss der Mo-
dellprojektphase sollte man diese Offenheit reduzieren 
und die Lerneffekte aus der Implementationsstudie so 
berücksichtigen, dass bestimmte Umsetzungsformen und 
Zielgruppenmerkmale berücksichtigt werden. 

Nach unserem Eindruck können Träger, die Geförderte 
einstellen und zugleich eigene Jobcoachs im Hause ha-
ben, besser mit leistungsfähigeren, weniger persönlich 
belasteten Personen mit größerer Arbeitsmarktnähe 
umgehen. Hier kann man weiter an der Verwertung 
der Arbeitskraft arbeiten, während für Personen mit 
großen persönlichen Problemen eine Coaching-Kon-
stellation vorteilhaft ist, die weniger auf die Verwer-
tung der Arbeitskraft, sondern stärker auf das außer-
berufliche Lebensumfeld bezogen ist. 

G.I.B.: Gibt es einen Zusammenhang zwischen der 
sozialpädagogischen Begleitung und dem Teilhabeeffekt?
Dr. Philipp Fuchs: Wir haben eine quantitative Unter-
suchung zu den Teilhabeeffekten durchgeführt und 
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allgemein festgestellt, dass ÖgB NRW Teilhabeeffekte 
zeitigt, und zwar etwas mehr als zuvor beim ähnlich 
gelagerten Instrument des Beschäftigungszuschusses. 

Wir haben gefragt, welche Faktoren Teilhabeeffekte be-
fördern und welche nicht. Fördernd ist, wenn die Ar-
beit von den Teilnehmenden als Gelegenheit zur Leis
tungsentfaltung empfunden wird. Teilnehmende, die 
sagen können: „Ich kann zeigen, was ich kann“, haben 
ein höheres Teilhabeempfinden. Bei Teilnehmenden, 
die zugleich noch aufstockende Leistungen erhalten, ist 
das weniger stark ausgeprägt. Also: Auch die öffentlich 
geförderte Arbeit muss als Gelegenheit zur Leistungs-
entfaltung erfahrbar sein. Es muss eine fordernde, zu-
gleich aber auch eine Arbeit sein, die zu bewältigen ist. 

Positiv auf das soziale Teilhabeempfinden wirkt sich 
zudem aus, wenn Teilnehmende den Eindruck haben, 
dass die Sozialpädagogen permanent ansprechbar sind. 
Laut unserer Untersuchung wurde nur bei wenigen Ge-
förderten der von ihnen selbst angegebene Beratungs-
bedarf nicht gedeckt. 

G.I.B.: Beugt die sozialpädagogische Begleitung auch 
Abbrüchen vor?
Dr. Frank Bauer: Leider ist die Frage nach Abbrüchen 
weder bei ÖgB NRW oder vergleichbaren Maßnah-
men explizit ausgewiesen. Das aber wissen wir: Trotz 
sozialpädagogischer Begleitung gibt es noch eine Rei-
he von Abbrüchen. Wir können also nicht sagen, dass 
der Einsatz von Sozialpädagogen die Abbruchswahr-
scheinlichkeit mindert. Hier haben wir ein Wissenspro-
blem. Wir sind der Frage, aus welchen Gründen es zu 
Abbrüchen kommt und welche Interventionen Abbrü-
che verhindern können, bisher nicht systematisch nach-
gegangen. Hier wäre ein kleines Forschungsprojekt im 
Rahmen der Regelförderung hilfreich. 

G.I.B.: Sie haben auch die Zuweisungspraxis untersucht. 
Wichtige Frage ist hier: Werden auch die „richtigen“ 
Leute gefördert? 
Dr. Philipp Fuchs: Zur Idee von ÖgB NRW gehört, 
dass die besonders Arbeitsmarktfernen des SGB II, 
also jene mit längerer Arbeitslosigkeit und zwei Ver-

mittlungshemmnissen, erreicht werden, also eine Ne-
gativ-Selektion aus dem SGB II. Hier wurden also tat-
sächlich die „Richtigen“ erreicht. Die Kritik, die am 
Beschäftigungszuschuss geäußert wurde, trifft also auf 
ÖgB NRW nicht zu. 

Außerdem gibt es nur geringe Lock-in-Effekte. Das 
heißt, Teilnehmende wurden durch die Teilnahme an 
ÖgB NRW – anders als früher beim Beschäftigungs-
zuschuss oder bei ABM – nicht davon abgehalten, un-
geförderte Beschäftigung zu finden. Die pauschalisier-
te Kritik an geförderter Beschäftigung lässt sich also 
nicht aufrechterhalten.

Interessant sind aber gewisse andere Aspekte der Se-
lektion. So haben die Geförderten mehr Erfahrung in 
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen als die nicht ge-
förderten. Das ist interessant, weil es die Selektions-
praxis der Träger spiegelt. Sie haben nämlich ein In-
teresse daran, dass diejenigen kommen, die sich zuvor 
in arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen bewährt ha-
ben. Weitere Selektionseffekte zeigen sich darin, dass 
signifikant mehr Männer und mehr Personen mit deut-
scher Staatsbürgerschaft in der Teilnehmergruppe als 
in der Zielgruppe sind sowie Personen, die einer Ein-
Personen-Bedarfsgemeinschaft angehören. Letztere 
vermutlich, weil sie mit dem Tariflohn in ÖgB kom-
plett auf Transferleistungen nach dem SGB II verzich-
ten können und so die haushaltsrelevanten Effekte für 
die Jobcenter größer sind. 

G.I.B.: Das Programm erreicht also die richtige Ziel-
gruppe und Lock-in-Effekte sind nicht zu verzeichnen. 
Das ist positiv. Wie aber sieht es mit dem Beschäfti-
gungseffekt aus?
Dr. Philipp Fuchs: Die Beschäftigungseffekte sind ge-
ring. Doch dabei ist zu beachten, dass man bei ver-
gleichbaren Vorgängermaßnahmen oftmals negative 
Beschäftigungseffekte gefunden hat, sodass allein die 
Abwesenheit von Negativeffekten etwas Positives ist. 
Zudem ist zu bedenken, dass es sich hier um Maßnah-
men im gemeinnützigen Bereich handelt und gemein-
nützige Träger meist nur geringe Spielräume für eine 
ungeförderte Weiterbeschäftigung bieten. 
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Dr. Frank Bauer: Wichtig ist hier, zwischen Brutto- und 
Nettobeschäftigungseffekten zu unterscheiden. Wir ha-
ben die Nettobeschäftigungseffekte gemessen. Dem-
nach gibt es unter den 1.000 Teilnehmenden durchaus 
Übergänge in externe Beschäftigung oder eine Verlän-
gerung des Arbeitsverhältnisses bei Trägern. Immerhin 
28 Prozent haben nach der geförderten Beschäftigung 
einen ungeförderten sozialversicherungspflichtigen Job. 
Das ist der Bruttobeschäftigungseffekt. 

Wissenschaftlich interessiert aber die Frage: Haben die 
Leute ein Jahr nach der Maßnahme eine Beschäftigung, 
die sie ohne Maßnahme nicht gehabt hätten? Um sie 
zu beantworten, vergleicht man den Arbeitsmarkter-
folg der Geförderten mit dem ihrer statistischen Zwil-
linge. Die Differenz zwischen den beiden Gruppen wird 
als Nettobeschäftigungseffekt angegeben, und hier hat 
sich ergeben, dass die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer bei der Frage nach ihrem Beschäftigungsstatus ein 
Jahr nach der Maßnahme nur um zwei Prozentpunkte 
über dem der statistischen Zwillinge liegen.

G.I.B.: Also: Beschäftigungseffekte kaum, Teilhabeef-
fekte ja. Wie ist das Ergebnis insgesamt zu bewerten? 
Dr. Frank Bauer: ÖgB NRW erzeugt Teilhabeeffekte, 
das ist richtig. Doch nach zwei Jahren ist die Maßnah-
me beendet, und die Geförderten müssen jetzt drei Jah-
re warten, bis sie wieder gefördert werden. In dieser Zeit 
verschwindet jedoch der Teilhabeeffekt wahrschein-
lich wieder, wenn die ehemaligen Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer dann wieder dauerhaft arbeitslos sind. Also 
stellt sich die politische Frage, ob man den Willen und 
das Geld hat, den grausamen Sachverhalt der sozialen 
Exklusion durch Langzeitarbeitslosigkeit mit Maßnah-
men öffentlich geförderter Beschäftigung zu bekämpfen, 
auch wenn sie nicht als Investition zur Integration in den 
ersten Arbeitsmarkt wirkt. Das ist eine offene Frage.

Dr. Philipp Fuchs: Die Frage ist, was ist die Zielgrö-
ße? Ist das Ziel die Integration in den ersten Arbeits-
markt wie jetzt beim ESF-Bundesprogramm oder will 
man einen sozialen Arbeitsmarkt im engeren Sinne, 
wo es primär darum geht, Teilhabe zu ermöglichen in 
mehr oder weniger geschützten Beschäftigungsverhält-

nissen außerhalb des ersten Arbeitsmarkts. Das wiede-
rum müsste auch länger als zwei Jahre möglich sein, 
sonst reproduziert man die alten Verhältnisse immer 
wieder aufs Neue. 

Das sind unterschiedliche Zielrichtungen. Wenn man 
auch die schwierigsten Fälle im SGB II belassen, also 
an der gegenwärtigen Erwerbsfähigkeitsdefinition fest-
halten will, muss man ihnen eine Chance bieten, trotz 
ihrer Vermittlungshemmnisse am Erwerbsleben teilzu-
haben. Falls nicht, muss man über deren Ausgliederung 
in andere Systeme nachdenken. Das wiederum bedeu-
tet eine Änderung der Erwerbsdefinition. 

Eine andere Möglichkeit ist, auch arbeitsmarktfernen 
Personen Chancen auf dem ersten Arbeitsmarkt zu er-
öffnen. Das aber funktioniert nur mit langfristiger Un-
terstützung, denn eine fixe Befristung von vornherein 
auf zwei Jahren ist problematisch, weil die Maßnah-
me exakt zu dem Zeitpunkt endet, wo sich erste Teil-
habeeffekt gerade eingestellt haben. Die beiden Ziel-
richtungen schließen sich nicht aus, verlangen aber eine 
unterschiedliche Anlage der Förderung. 

G.I.B.: Welche Empfehlungen geben Sie hinsichtlich 
der Weiterentwicklung des Landesprogramms bzw. der 
Weiterentwicklung von öffentlich geförderter Beschäf-
tigung insgesamt?
Dr. Frank Bauer: Eine unbefristete Förderung ist ge-
wiss nicht die einzige denkbare Schlussfolgerung, denn 
auch sie führt zu ungewünschten Effekten. Eine Mög-
lichkeit, das genannte Problem zu überwinden, sind 
Förderketten, also eine weitere Förderung im Rahmen 
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsverhält-
nisse, die unter bestimmten Bedingungen fortgesetzt 
werden, ohne dass man sofort eine unbefristete För-
derung über 20 Jahre festlegt. Denn wenn man die 
Förderung sofort entfristet, macht man sich erstens 
politisch angreifbar, wie das beim Beschäftigungs-
zuschuss der Fall war. Aber auch auf der Sachebene 
erzeugt man ein Problem. Man unterstellt nämlich, 
dass bei den Geförderten keine Entwicklung stattfin-
det. Doch die geförderte Beschäftigung mit ihrem An-
teil an Forderndem setzt durchaus auf Entwicklung. 
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Insofern sind Förderketten übereinstimmend mit der 
Grundidee des SGB II, auch wenn die ökonomische, 
erwerbsbezogene Autonomie erst später erfolgt. 

Das Problem momentan ist, dass wir in NRW und Ba-
den-Württemberg Modellprojekte haben, die auch fort-
geführt werden – im Fall NRW in der ESF-Richtlinien-
förderung, in Baden-Württemberg durch das Programm 
PAT PLUS. Und mit FAV haben wir auch das Basisge-
setz, nur – es wird nur in sehr geringem Umfang von 
den Jobcentern genutzt. Der Grund dafür liegt, wie 
beim Beschäftigungszuschuss, in der Unsicherheit bei 
den Haushaltsfragen. Die Träger sind unsicher, ob sie 
langfristig in den sozialen Arbeitsmarkt oder ÖgB in-
vestieren können. Also: Wir müssen nicht über die Ge-
staltung weiterer Modellprojekte sprechen, sondern es 
geht um eine Institutionalisierung der Erkenntnisse auf 
der Bundesebene. 

Wichtig und sinnvoll ist aber auch, die privatwirtschaft-
lichen Arbeitgeber zu involvieren, vor allem für die Inte-
gration vergleichsweise arbeitsmarktnaher Geförderter 
in den ersten Arbeitsmarkt. Das könnte die Beschäf-
tigungseffekte stärken – vorausgesetzt, die Ergebnisse 
unserer Evaluation hinsichtlich des Coachings in die-
sen Betrieben werden berücksichtigt. 

Dr. Philipp Fuchs: Ratsam wäre auch, dass man sich 
Gedanken über die Nachbetreuung von Beschäfti-
gungsverhältnissen macht. Hier kann das Coaching 
vielleicht einen Beitrag leisten, dass Beschäftigungs-
verhältnisse, die sich aus ÖgB ergeben, nachhal-
tiger sind. Die Nachbetreuung nach der Vermitt-
lung ist jedenfalls jetzt gesetzlich zumindest über 
FAV möglich. 

Ein anderer Punkt betrifft die in § 16 e SGB II einge-
räumte Möglichkeit des Coachings, zu dem im SGB II 
nichts Genaueres ausgeführt ist: Ein Betreuungsschlüs-
sel ist nicht festgelegt und auch nicht die konkrete Art 
der Umsetzung. Offen ist damit ganz allgemein die Fra-
ge, wie in Jobcentern die pädagogische Begleitung von 
Beschäftigungsverhältnissen im Rahmen von § 16 e als 
Regelinstrument genutzt wird. 

Vor dem Hintergrund der Erfahrungen mit dem Bundes-
ESF-Langzeitarbeitslosenprogramm ist interessant, was 
in Baden-Württemberg bei dem Programm Passiv-Ak-
tiv-Tausch PLUS (PAT PLUS) und im Rahmen von ÖgB 
NRW seit 2013 gemacht wird. Während beim Bundes-
Programm die Erfordernisse der Zertifizierungen von 
Trägern teilweise verhindern, dass Qualifizierung um-
gesetzt wird, sind in Baden-Württemberg und NRW 
Qualifizierungen möglich, die – ganz unbürokratisch 
– nicht an Zertifikate der Träger gebunden sind.

Dr. Frank Bauer: Bei all dem dürfen wir nicht das grund-
legende Thema „verfestigte Langzeitarbeitslosigkeit“ aus 
dem Blick verlieren. Die Subgruppe der marktfernen 
Langzeitarbeitslosen, also der Personen, die innerhalb 
von drei Jahren maximal einen Monat gearbeitet haben 
und mindestens 30 Monate arbeitslos waren, umfasst in 
NRW einer Untersuchung des IAB NRW zufolge mehr 
als 100.000 Menschen. Das Thema „marktferne Lang-
zeitarbeitslose“ erschöpft sich nicht bei der Zielgruppe 
für den sozialen Arbeitsmarkt oder bei der öffentlich ge-
förderten Beschäftigung. Denn es fällt auf, dass es unter 
den vielen jungen Langzeitarbeitslosen einen Riesenan-
teil unqualifizierter Personen gibt. Bei Langzeitarbeits-
losen, die unter 45 Jahre alt sind und keine Berufsaus-
bildung haben, sollte das erste, was einem einfällt, nicht 
unbefristete öffentlich geförderte Beschäftigung sein, son-
dern eine geförderte Ausbildung mit didaktischen, exakt 
auf die Zielgruppe bezogenen Konzepten, denn die ha-
ben zumindest theoretisch noch 30 Jahre Erwerbsarbeit 
vor sich. Also mit Blick auf die Problematik der Lang-
zeitarbeitslosigkeit insgesamt sind öffentlich geförderte 
Arbeit und ein sozialer Arbeitsmarkt wichtig, aber nicht 
die Lösung für alle Probleme.
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Seit 2012 existiert in NRW das Programm „Öffentlich geförderte Beschäfti-

gung NRW“ (ÖgB). Finanziert aus Mitteln der Jobcenter, des Landes NRW (ESF-

Mittel), der Kommunen und der Träger (Arbeitgeber) ist es mit dem Programm 

nicht nur möglich, langzeitarbeitslose Menschen für 24 Monate in ein sozial-

versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis zu bringen, sie werden 

parallel durch Coaching und Qualifizierung auch für eine Vermittlung in den 

ersten Arbeitsmarkt fit gemacht. Rund 125 Projekte mit etwa 2.700 Teilneh-

merplätzen in gemeinnützigen und öffentlichen Betrieben wurden seit der Mo-

dellförderphase 2012 – 2015 bisher gefördert. Zwei aktuelle, sehr unterschied-

liche Projekte in Essen und im Rhein-Kreis Neuss haben wir besucht.

Mit „dosierter Überforderung“ in Richtung 

erster Arbeitsmarkt
Das Programm „Öffentlich geförderte Beschäftigung NRW“ am Beispiel Essen und Neuss

Foto: Alltagshelferin Veronika Schmiss leistet 

der 92-jährigen Marianne Mertens seit 2016 ein-

mal in der Woche für zwei Stunden Gesellschaft. 
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Die NEUE ARBEIT der Diakonie Essen 
gGmbH ist ein gemeinnütziger Träger 
mit rund 250 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern. Seit 1979 hat sie es sich zur 
Aufgabe gemacht, Menschen zu helfen, 
die von Arbeitslosigkeit betroffen oder 
bedroht sind. Die Standorte der NEUE 
ARBEIT gGmbH, darunter zahlreiche 
Werkstätten und Service-Betriebe, sind 
über das gesamte Essener Stadtgebiet 
verteilt. Im Jahr 2013 rief die NEUE 
ARBEIT ein erstes ÖgB-Projekt ins Le-
ben und hat seitdem immer wieder neue 
Projekte in einem breiten Spektrum von 
Arbeitsfeldern aufgesetzt. 

Die gemeinnützige Beschäftigungsför-
derungsgesellschaft mbH Rhein-Kreis 
Neuss (BFG), mit Sitz im Technologie-
zentrum Glehn, zwischen Mönchenglad-
bach und Neuss, hat sich im Gegensatz 
dazu mit seinen ÖgB-Stellen bisher auf 
ein Berufsfeld spezialisiert: soziale und 
pflegerische Berufe. Die 2008 gegrün-
dete BFG setzt ebenfalls seit 2013 ÖgB-
Projekte um und arbeitet dabei zum Bei-
spiel eng mit Pflegeheimen zusammen. 
Das aktuelle ÖgB-Projekt ist mit ‚Ar-
beit für Generationen (AfG)’ betitelt.

Coaching und Qualifizierung

Die NEUE ARBEIT hatte zuvor zahl-
reiche Arbeitsgelegenheiten (AGH) um-
gesetzt und suchte nach Anschlussmög-
lichkeiten für die Langzeitarbeitslosen. 
„Sie waren dann erprobt, brauchten aber 
noch Hilfestellung auf dem Weg in den 
allgemeinen Arbeitsmarkt“, sagt Dr. 
Uwe Conradt, der Fachbereichsleiter 
Beschäftigung. Durch die Möglichkeit, 

diese Menschen während einer Beschäf-
tigung über 24 Monate zu coachen und 
zu qualifizieren, habe sich mit dem Lan-
desprogramm ÖgB NRW eine grund-
sätzlich neue Fördermöglichkeit ergeben. 
Besonders der Zeitfaktor sei wichtig, 
um die Menschen auch tatsächlich ver-
mitteln zu können. Ulrike Groth, Pro-
jektkoordinatorin bei der BFG, drückt 
es kurz und knapp so aus: „Die Förder-
dauer ist der Kern von allem. Eine Zu-
sammenarbeit über zwei Jahre mit den 
Menschen ist einfach nachhaltig.“

Der maximale Förderzeitraum ist im Pro-
gramm „Öffentlich geförderte Beschäf-
tigung NRW“ mit 24 Monaten wesent-
lich länger als bei anderen Maßnahmen 
für Langzeitarbeitslose. Auch das beglei-
tende Coaching wird über die komplette 
Zeitspanne gefördert. Es ist nach den För-
derrichtlinien als eine „Kombination aus 
individueller Hilfe und persönlicher Bera-
tung auf der Prozessebene“ definiert. Das 
bedeutet, dass der Coach insbesondere die 
Entwicklung eigener Lösungsvorschläge 
des Beschäftigten zur Stabilisierung und 
für eine nachhaltige Integration in den 
Arbeitsmarkt unterstützen soll. Seine 
Aufgabe ist es, die Fähigkeiten und Ent-
wicklungspotenziale der Teilnehmenden 
herauszuarbeiten und daraus die jewei-
ligen Unterstützungsbedarfe sowie ge-
eignete Qualifizierungsmaßnahmen ab-
zuleiten. Eine Besonderheit dabei: das 
Coaching beginnt bereits drei Monate vor 
der Aufnahme der öffentlich geförderten 
Beschäftigung und kann danach bei Auf-
nahme einer sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigung bis zu sechs Monate 
fortgesetzt werden, um die Integration 

zu stabilisieren. Als Betreuungsschlüssel 
für das Coaching legt die Förderrichtli-
nie ein Verhältnis von 1 zu 20 zugrunde.1 

Die NEUE ARBEIT der Diakonie Essen 
setzt sowohl Einzel- als auch Gruppen-
coaching ein. Teambuilding, z. B. in der 
Großküche, kann ebenso dazu gehören 
wie Konfliktbewältigung innerhalb ei-
ner Arbeitsgruppe. Wichtig sei eine enge 
Zusammenarbeit zwischen dem Anleiter 
und dem Coach, sagt Jessica Weiner, bei 
der NEUE ARBEIT gGmbH zuständig 
für Vermittlung und arbeitsmarktpoli-
tische Projekte. Das drücke sich auch da-
rin aus, dass der Coach räumlich den Ar-
beitsplätzen nahe sei, in der Großküche 
zum Beispiel in einem Büro direkt über der 
Küche. „Abbrüche vermeiden“ ist beim 
Coaching ein wichtiges Thema. Andere 
Probleme, die mithilfe des Coachs ange-
gangen werden, sind Schulden, die Ein-
richtung eines Kontos, die Regelung von 
Abbuchungen wie etwa der Miete, die der 
Teilnehmende, wenn er sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt ist, selbst bezah-
len muss, und viele andere Dinge. Dabei 
werden in Absprache mit dem Jobcenter 
auch kompetente externe Beratungsstel-
len zum Beispiel die Schuldnerberatung 
oder die soziale Beratung genutzt. 

„Ich glaube, ohne Coaching gäbe es be-
reits in der ersten Woche sehr viele Ab-
brüche“, sagt Jessica Weiner. Besonders 
schwierig sei es für viele, sich nach zu-
vor oft mehrjähriger Arbeitslosigkeit neu 

1 � Alle Programminfos unter: www.gib.nrw.de/the-

men/wege-der-arbeit/oeffentlich-gefoerderte-

beschaeftigung/programminfos

Ulrike Groth, Projektkoordinatorin, 

Gemeinnützige Beschäftigungs-

förderungsgesellschaft Rhein-Kreis Neuss
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zu organisieren, gerade dann, wenn ne-
ben der täglichen Arbeit eventuell noch 
Kinder zu versorgen oder Angehörige zu 
pflegen seien. Auch Ulrike Groth bei der 
BFG stellt fest, „dass die Hemmnisse, 
die eine Rolle spielen, so vielfältig wie 
massiv sind. Das Coaching muss sich da 
herantasten, es muss ein Vertrauensver-
hältnis entstehen und wachsen. Nur so 
gelingt es, dass die Teilnehmenden über-
haupt über ihre Probleme sprechen.“

Die Coachs bei der NEUE ARBEIT  
gGmbH nutzen ein aus der eigenen Er-
fahrung in den ÖgB-Projekten entwi-
ckeltes Kompetenzerfassungssystem 
(KEAS). Das System erfasst den persön-
lichen Stand der Teilnehmenden zu ver-
schiedenen Zeitpunkten aus eigener Sicht 
und aus der Außenperspektive. Es wer-
den Fragebögen mit den Teilnehmenden 
abgearbeitet, die Antworten werden im 
System festgehalten und durch Anmer-
kungen der Anleiter ergänzt. Das hat 
dann z. B. Einfluss auf die individuelle 
Qualifizierungsplanung, die in einem 
Entwicklungsplan festgehalten wird, 
der auch Zielvereinbarungen enthält. 

Auswahl der Teilnehmenden

Zielgruppe für die ÖgB-Projekte sind 
besonders benachteiligte Personen im 
SGB II. Die Auswahl für die Teilnah-
me an der ÖgB übernimmt das Jobcen-
ter, wobei der ausgewählte Personen-
kreis bestimmte Kriterien erfüllen muss: 
Langzeitarbeitslosigkeit (im Sinne von  
§ 18 SGB III), persönliche Vermittlungs-
hemmnisse, die auch bei guter Wirt-
schaftslage und unter Einsatz bisheriger 

Förderleistungen keine unmittelbare In-
tegration in ein reguläres sozialversi-
cherungspflichtiges Arbeitsverhältnis 
erwarten lassen, mittel- bis längerfris
tiges Entwicklungspotenzial.

Yvonne Preiß, Coach bei der BFG, macht 
deutlich, dass es sich bei den Menschen 
in dem BFG-Projekt um Langzeitar-
beitslose im wahrsten Wortsinn han-
delt. „Das sind Menschen“, weiß Yvonne 
Preiß, „die aus den unterschiedlichsten 
Gründen viele Jahre nicht mehr am Ar-
beitsmarkt teilgenommen haben, we-
gen gesundheitlicher oder persönlicher 
Probleme, aber auch weil sie Angehö-
rige gepflegt oder sich der Kindererzie-
hung gewidmet haben.“ Außerdem be-
fänden sich in dem BFG-Projekt auch 
viele Alleinerziehende und Menschen, 
die älter als 48 Jahre alt sind.

Für Dr. Uwe Conradt ist ein Kriterium 
für die Auswahl der Teilnehmenden ent-
scheidend: „Wir möchten die Menschen 
in ÖgB haben, die motiviert sind – vor 
allen Dingen motiviert, auch in den Ver-
mittlungsprozess einzusteigen.“ Viele 
wollen zwar arbeiten, aber beim ihnen 
vertrauten Träger bleiben. Den Ablö-
sungsprozess im Rahmen der ÖgB zu 
organisieren, sei – besonders im letz-
ten halben Jahr – denn auch eine wich-
tige Aufgabe des Coachings.

Als eine weitere Schlüsselqualifikation 
sieht Dr. Uwe Conradt Zuverlässigkeit 
an, auch weil der Träger bei ÖgB einen 
25-prozentigen Eigenanteil der Lohn-
kosten finanzieren müsse. „Der muss 
erwirtschaftet werden. Es muss also 

zuverlässig und auch mit einer entspre-
chenden Leistung gearbeitet werden.“ 

Die Tätigkeiten, 30 bis 39 Stunden pro 
Woche, befänden sich sehr nah am all-
gemeinen Arbeitsmarkt. Man simuliere 
keine Arbeit, sondern arbeite genauso 
wie in jedem anderen Betrieb. Die An-
forderungen, zum Beispiel in der Groß-
küche – die übrigens für ihre gute Qua-
lität ausgezeichnet ist –, unterschieden 
sich kaum von denen auf dem ersten Ar-
beitsmarkt. Andererseits biete man in 
den eigenen Zweckbetrieben der NEUE 
ARBEIT gGmbH immer noch einen ge-
schützten Raum, der es, wenn die Be-
lastbarkeit des Menschen überschritten 
werde, möglich mache, zu reagieren und 
die Belastung zurückzufahren. „Diese 
‚Luft‘ haben wir im Gegensatz zu einem 
privatwirtschaftlichen Betrieb einfach. 
Letztendlich muss man sich mit der Be-
lastbarkeit und den Anforderungen aber 
langsam und schrittweise auf den all-
gemeinen Arbeitsmarkt hinbewegen 
– das ist eines der wichtigsten Ziele.“ 
Schnelligkeit, handwerkliche Fähigkei-
ten, Aushalten von Kritik, Flexibilität, 
Teamwork nennt Dr. Uwe Conradt als 
wichtige Felder, an denen mit den Teil-
nehmenden gearbeitet werden müsse, 
weil sie in der freien Wirtschaft gefor-
dert seien.

Beide Träger, die NEUE ARBEIT gGmbH 
und die BFG, unterstützen die Jobcen-
ter bei der Auswahl der Personen inso-
fern, als sie den Integrationsfachkräf-
ten Tätigkeitsprofile zu den angebotenen 
ÖgB-Stellen zur Verfügung stellen. Es 
ist dem Jobcenter also vorab genau be-

Jessica Weiner, zuständig für Vermittlung 

und arbeitsmarktpolitische Projekte, 

NEUE ARBEIT gGmbH, Essen

Dr. Uwe Conradt, Fachbereichsleiter 

Beschäftigung NEUE ARBEIT gGmbH, Essen
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kannt, für welches Beschäftigungsfeld, 
welche Personen gesucht werden. 

„Das Jobcenter macht entsprechende Vor-
schläge. Die Personen kommen zu uns 
und führen Gespräche mit den Coachs“, 
schildert Jessica Weiner das weitere Ver-
fahren bei der NEUE ARBEIT gGmbH. 
Regie führe der Mensch, der komme, 
aber selbst. Niemandem werde ein be-
stimmtes Arbeitsfeld aufgedrängt. 

Die BFG wendet ein kombiniertes Aus-
wahlverfahren an. Zunächst organisiert 
sie Info-Veranstaltungen, zu denen die 
Integrationskräfte der Jobcenter ausge-
wählte Personen einladen. Darauf folgen 
dann Einzelgespräche mit den Interes-
sierten. Dabei erstellt die BFG persön-
liche Profile, die zusammen mit den 
Stellenprofilen als Grundlage für den 
Matching-Prozess dienen, den die BFG 
anschließend durchführt. Dann wer-
den gemeinsam mit dem Interessenten 

Bewerbungsunterlagen erstellt. In Vor-
stellungsgesprächen bei den zukünf-
tigen Arbeitgebern, findet im nächsten 
Schritt die Auswahl der Bewerber statt, 
die zu einem bis zu zweiwöchigen Probe-
arbeiten eingeladen werden. Wenn man 
in dieser Zeit feststellt, dass Stelle und 
Person zueinander passen, wird abschlie-
ßend der Arbeitsvertrag geschlossen. 

BFG: Arbeitsfeld „Versorgung 
von Seniorinnen und Senioren“

Die BFG stellt im Gegensatz zur NEUE 
ARBEIT gGmbH nur ungefähr ein Vier-
tel der ÖgB-Stellen selbst bereit und 
zwar ausschließlich als Alltagshelfer 
und -helferinnen im Senioren-Service. 
Die meisten vermittelten ÖgB-Stellen 
befinden sich also bei externen Unter-
nehmen, Seniorenheimen und Kranken-
häusern beispielsweise. Hier sind über 
die Jahre Kontakte entstanden, die häu-
fig genutzt werden können, um eine spä-

tere Weiterbeschäftigung möglichst früh 
in den Blick zu nehmen. Per Koopera-
tionsvertrag sorgt die BFG dafür, dass 
z. B. Freistellungen für Qualifizierungen 
und Coaching klar geregelt sind und der 
Umgang mit den ÖgB-Mitarbeitern ge-
schützt bleibt. Bei Problemen fungiert 
der Coach nicht nur als Ansprechpart-
ner für die ÖgB-Kraft, sondern auch als 
Ansprechpartner für den Arbeitgeber.

Bei der NEUE ARBEIT gGmbH führt 
noch ein weiterer Weg in die ÖgB-Stel-
len, und zwar über die AGHs. Schlagen 
die Fachkräfte, die die Menschen in den 
AGHs begleiten, sie für die ÖgB vor, 
starten die Coachs mit ihnen ein Bewer-
bungsverfahren für eine Stelle. Wichtig 
ist auch hier wieder die bewusste Ent-
scheidung des Teilnehmenden für das 
Coaching, die Qualifizierung und Ver-
mittlung. Für viele Menschen der Ziel-
gruppe keine einfache Entscheidung. 
Denn es ist nicht selten, dass für sie z. B. 
Schulsituationen mit Ängsten verbunden 
sind. Sie müssten aber bereit sein, an die-
sen Ängsten mit einem Coach zu arbei-
ten, verdeutlicht Jessica Weiner. Schu-
lungen würden dann z. B. individuell 
geplant, zur Not auch anfangs hausin-
tern in kleinem Rahmen. Im Laufe der 
Zeit steige dann oft das Selbstbewusst-
sein, sodass auch größere externe Qua-
lifizierungen möglich würden.

Qualifizierungen sieht das Förderpro-
gramm ausdrücklich vor, um das Be-
schäftigungsverhältnis zu stabilisieren 
und/oder die Chancen für den Übergang 
in eine ungeförderte Beschäftigung zu 
verbessern. Dabei müssen berufliche und 
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persönliche Kompetenzen, aber auch die 
Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt in Ein-
klang gebracht werden. Von Qualifizie-
rungen in praktischen Tätigkeiten, wie 
dem Stapler- oder Führerschein, wich-
tig im Garten- und Landschaftsbau, Hy-
giene-Schulungen, obligatorisch in der 
Küche und Lebensmittelbranche, über 
EDV-Kurse, Telefontrainings, Schu-
lungen in berufsbezogenem Deutsch bis 
zu Trainings zur Gesundheitsvorsor-
ge und Konfliktbewältigung ist vieles 
möglich.

NEUE ARBEIT gGmbH:  
Vielfältige Arbeitsbereiche

Die Arbeitsfelder, in denen die NEUE 
ARBEIT gGmbH ÖgB-Stellen anbie-
tet, sind vielfältig. Am größten Stand-
ort der NEUE ARBEIT gGmbH, dem 
Zentrum für Beschäftigung an der Lan-
gemarckstraße im Essener Osten, findet 
sich unter anderem eine Fahrradwerk-
statt (2 ÖgB-Plätze), ein Wäscherei- 
und ein Bügelservice (4), eine Groß-
küche (13), ein Lager-/Logistikbereich 
(2), ein Haustechnik- (7) und ein Kre-
ativbereich (3) u. a. mit Druckerei und 
Holzwerkstatt. 

In der Großküche auf dem Gelände 
des Essener Großmarktes werden un-
ter professionellen Bedingungen täg-
lich 2.800 Essen gekocht. Ein Großteil 
wird an Kindergärten und Schulen aus-
geliefert. Wie in anderen Bereichen auch 
gibt es in der Großküche eine Kombi-
nation von Arbeitsmarktprojekten. Ne-
ben den ÖgB-Stellen mit erhöhten Ar-
beitsanforderungen finden sich auch 

niederschwellige Tätigkeiten peripher 
zur Produktion, die von AGH-Kräften 
wahrgenommen werden. 

Auch die große Fahrradwerkstatt im 
Zentrum für Beschäftigung bietet ein 
breites Tätigkeitsfeld, vom Aufberei-
ten von gebrauchten Rädern bis zur Re-
paratur und der Beratung der Kunden.

An ihren anderen Standorten im Essener 
Stadtgebiet bietet die NEUE ARBEIT  
gGmbH weitere ÖgB-Stellen an. Darun-
ter ist in Essen-Werden wohl eines der un-
gewöhnlichsten ÖgB-Arbeitsfelder: eine 
Oldtimer-Werkstatt, die sich auf alte Ci-
troen- und Peugeot-Modelle spezialisiert 
hat. „Für uns ist immer wichtig, dass die 
Beschäftigungsfelder dieses breite Spek-

trum aufweisen: Tätigkeiten mit sehr ge-
ringen Anforderungen zum Einstieg bis 
zu Tätigkeiten mit höheren Anforderun-
gen, damit wir jeden individuell fördern 
können“, sagt Dr. Uwe Conradt. Gera-
de die Oldtimer-Werkstatt, in der noch 
sehr viel Handarbeit gefragt sei – Schwei-
ßen, Bleche biegen, Sitze polstern usw. –, 
komme darüber hinaus den in der Regel 
schon etwas älteren Teilnehmenden der 
ÖgB-Projekte entgegen.

Die von der BFG angebotenen ÖgB-
Stellen befinden sich größtenteils im 
Bereich „Versorgung von Seniorinnen 
und Senioren“ und in Krankenhäusern 
(Stationshelfer)-Arbeitsfelder also, die 
eine gute Perspektiven für den Einstieg 
in einen sicheren Job bieten. „In der Pfle-

Am liebsten spielt Marianne Mertens Halma mit der Alltagshelferin. „Am Anfang habe ich immer 

gewonnen, mittlerweile ist es ausgeglichen“, sagt die für ihr Alter noch sehr rege Seniorin. Sie 

möchte den wöchentlichen Besuch von Veronika Schmiss nicht mehr missen.
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ge herrscht ein großer Fachkräfteman-
gel. Die Arbeitgeber sind daher vom 
Grundsatz interessiert, Menschen in die-
se Richtung zu entwickeln“, verdeutlicht 
Ulrike Groth. In verschiedenen Häusern 
seien zu den Pflegekräften zum Beispiel 
in den letzten Jahren Betreuungskräfte 
kombiniert worden, die dann überwie-
gend Beschäftigungsangebote für die Se-
nioren machen. Auch die Funktion von 
Service- und Präsenzkräften, die z. B. 
Tische eindecken, die Menschen beglei-
ten, beim Essen behilflich sind, könnten 
ÖgB-Kräfte übernehmen. „Diese Kräf-
te werden in vielen Häusern gebraucht, 
denn auch sie entlasten die Pflegekräfte.“ 

Arbeiten unter realistischen 
Bedingungen

Durch die begleitende Qualifizierung, 
könnten die ÖgB-Kräfte dann z. B. den 
Abschluss als „zertifizierte Betreuungs-
kraft“ machen und wiesen bei Auslau-
fen der Förderung schon ein gutes Maß 
an Berufserfahrung vor. „Diesen Weg 
halte ich für besonders sinnvoll, denn 
die Menschen arbeiten von Anfang an 
unter realistischen Bedingungen“, macht 
Ulrike Groth deutlich. Sie spricht in die-
sem Zusammenhang von dosierter Über-
forderung, ein Begriff aus der Berufspä-
dagogik. „Natürlich gibt es in wenigen 
Einzelfällen in ÖgB-Stellen auch „Über-
forderungssituationen“, die zu Abbrü-
chen führen, doch das Gefühl, selbst 
gebraucht zu werden, auch die Wert-
schätzung durch die Fachkräfte, de-
nen man zuarbeitet, stellt für viele ei-
nen großen Motivationsschub dar“, sagt 
Ulrike Groth. 

Die ÖgB-Kräfte, die bei der BFG selbst 
angestellt sind, arbeiten ausschließlich im 
Bereich „Betreutes Wohnen zu Hause“. 
Sie übernehmen jeweils in mehreren Seni-
oren-Haushalten hauswirtschaftliche Tä-
tigkeiten und stehen auch für Gespräche, 
Spaziergänge, Begleitung bei Arztbesu-
chen, Unterstützung in Krisensituationen 
und viele andere Hilfen zur Verfügung. 
Das kommt dem in Bezug auf die Betreu-
ung im Alter entwickelten Konzept „am-
bulant vor stationär“ entgegen, das das 
Kreissozialamt unterstützt.

Perspektiven

Insgesamt hat die NEUE ARBEIT  
gGmbH seit 2013 179 ÖgB-Plätze an-
geboten. Aktuell sind es 111 Plätze in 

fünf Projekten. Aus dem am 30.09.2017 
abgelaufenen ÖgB-Projekt mit 30 Plätzen 
gab es elf Vermittlungen in sozialversiche-
rungspflichtige, ungeförderte Beschäfti-
gung, davon eine in eine zweijährige Aus-
bildung zum Zweiradmechaniker bei der 
NEUE ARBEIT gGmbH. Ein Teilneh-
mer ging in Rente. Von sechs vorzeitigen 
Austritten waren zwei Übergänge in nie-
derschwellige Maßnahmen und einer ein 
Wechsel innerhalb der Projekte (sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung ab 
Nov. 2017). 13 Menschen hatten nach 
regulärem Abschluss der ÖgB keine di-
rekte Anschlussbeschäftigung. Davon 
befinden sich sieben zurzeit in Nach-
betreuung durch die Coachs, da aktuell 
noch konkrete Kontakte mit Arbeitge-
bern bestehen und es eventuell noch zu 

ÖgB-Kraft an seinem Arbeitsplatz im Lager-/Logistikbereich an der Langemarckstraße im Essener 

Osten
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Projektförderung „Öffentlich geförderte Beschäftigung in NRW”

Teilnehmer/-in:

Förderbausteine:

Finanzierung:

SGB II-Bezug Geförderte sozialversicherungspflichtige, tariflich/ortsüblich entlohnte Beschäftigung (i. d. R. 24 Monate) Sozialvers.pfl.
Beschäftigung

Vorgelagertes 
Coaching
(max. 3 Monate)

Lohnkosten-
zuschuss 
(max. 75 %, 

max. 24 Monate)

Arbeitgeber-
anteil an den 
Lohnkosten 
(min. 25 %)

Eingliederungs- 
leistungen 

wie Schuldner- 
oder Sucht-

beratung

i. d. R. zusätzl.  
Teilnehmerplätze,  
Investitionskosten 

etc.

Projektleitung
(24 Monate)

Qualifizierung
(24 Monate)

Coaching
(24 Monate)

Nachgehendes
Coaching 

(max. 6 Monate zur 
Stabilisierung der 

Beschäftigung)

ESF- und 
Landes-Mittel

Jobcenter Arbeitgeber Kreise/
kreisfreie 

Städte

Passiv-Aktiv-
Transfer

(eingesparte 
KdU)

Europäischer Sozialfonds und Landesmittel

Arbeitsverträgen kommt. Bei sechs Men-
schen, sieht die NEUE ARBEIT gGmbH 
es als unwahrscheinlich an, dass sie im 
Anschluss oder mittelfristig einen Zu-
gang zum ungeförderten Arbeitsmarkt 
finden. Wenn man davon ausgeht, dass 
noch einige der Menschen, die sich im 
Coaching befinden, ebenfalls in Arbeit 
einmünden, kann man also von einer 
Vermittlungsquote in sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung von rund 
50 Prozent ausgehen. 

Diese gute Quote ist auch darauf zu-
rückzuführen, dass die Arbeitsvermitt-
lung der NEUE ARBEIT gGmbH in Es-
sen und der Region sehr gut vernetzt sei, 
sagt Jessica Weiner. Mit vielen Unterneh-
men bestünden seit etlichen Jahren sehr 
gute und auch gut gepflegte Kontakte. 

Aber man geht auch neue Wege. So hat 
die NEUE ARBEIT gGmbH im Okto-
ber dieses Jahres in der Kreuzeskirche 

in der Essener Innenstadt ihre erste Ar-
beitgeberbörse veranstaltet. Dazu waren 
Arbeitgeber mit vakanten Stellen einge-
laden, die die Arbeitsvermittlung der 
NEUE ARBEIT gGmbH im Vorfeld als 
gut zu den zu vermittelnden Menschen 
passend eingestuft hatte. 18 Arbeitgeber 
und 250 Besucherinnen und Besucher, 
darunter auch ÖgB-Kräfte und Anleiten-
de, nahmen an der Arbeitgeberbörse teil. 

Das aktuelle Projekt der BFG im Rhein-
Kreis Neuss hat 20 Teilnehmerplät-
ze, dauerhaft besetzt waren 19 Stellen. 
Aktuell gibt es vier Vermittlungen in 
den ersten Arbeitsmarkt: Beispielsweise 
schafft eine Reha-Klinik in Korschen-
broich für ihre ÖgB-Kraft eine dauer-
hafte Stelle im hausinternen Hol- und 
Bringdienst für Patienten. In den ande-
ren drei Fällen steht die dauerhafte Be-
schäftigung in der Betreuung fest. Die 
sechsmonatige Nachbetreuung durch den 
Coach ist beantragt. Für zwei weitere 

Teilnehmerinnen sieht die BFG zurzeit 
gute Chancen für eine Übernahme. Die 
Gespräche mit den Arbeitgebern laufen.

Und was bleibt für die, die es nicht schaf-
fen? „Bei einigen Menschen sind die Ein-
schränkungen so ausgeprägt, dass wir 
für sie einen sozialen Arbeitsmarkt als 
Anschlussoption für sinnvoll halten“, 
sagt Dr. Uwe Conradt. Eine andere 
denkbare Lösung könne für diesen Per-
sonenkreis auch eine Form von Integra-
tionsbetrieben sein – ähnlich wie für be-
hinderte Menschen. Ulrike Groth sieht 
das ähnlich: „Wir sagen ganz klar: Für 
einen bestimmten Anteil der Langzeit-
arbeitslosen, die wir kennen – oft über 
viele Jahre –, bleibt im Grunde genom-
men nur ein dritter Arbeitsmarkt.“ Für 
andere hält Jessica Weiner eine Verlän-
gerung der ÖgB auf bis zu 48 Monate 
für sinnvoll, weil sie glaubt, dass bei ei-
nigen das Entwicklungspotenzial nach 
zwei Jahren noch nicht ausgeschöpft ist. 
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KONTAKTE

NEUE ARBEIT der Diakonie Essen 

arbeitshilfe- und berufsförderungs-

gemeinnützige GmbH

Am Krausen Bäumchen 132

45136 Essen

Dr. Uwe Conradt

Fachbereichsleiter Beschäftigung

Tel.: 0201 52326-250

uwe.conradt@neue-arbeit-essen.de

Jessica Weiner

Fachbereichsleitung Vermittlung/

Arbeitsmarktpolitische Projekte

Tel.: 0201 89413-42

jessica.weiner@neue-arbeit-essen.de

www.neue-arbeit-essen.de

Beschäftigungsförderungsgesellschaft mbH 

Rhein-Kreis Neuss 

Königstr. 32 – 34

41460 Neuss

c/o Technologiezentrum Glehn GmbH

Hauptstraße 76

41352 Korschenbroich/Glehn

Ulrike Groth

Projektkoordinatorin ÖgB-Projekt 

„Arbeit für Generationen-AfG” 

Tel.: 02182 850 744

u.groth@tz-glehn.de

www.service4waende.de

In der aktuellen, noch bis 2020 lau-
fenden ESF-Förderphase wurden in 
NRW ca. 76 ÖgB-Projekte bewilligt, 
im Jahr 2017 bisher 26 Projekte (Stand 
November 2017). Rund 1.600 langzeit-
arbeitslose Menschen sind in NRW seit 
2015 in eine ÖgB eingemündet. Die Ge-
samtkosten aller Projekte in der neuen 
ESF-Förderphase belaufen sich seit 2015 
auf mittlerweile über 100 Mio. Euro. 
Über 50 Prozent der Summe bringen die 
beteiligten Jobcenter auf, ca. 27 Prozent 
entfallen auf die ESF- und Landesför-
derung, 22 Prozent erwirtschaften die 
beteiligten Arbeitgeber, die Kommunen 
sind mit ca. 2,8 Mio. Euro aus Mitteln 
der eingesparten Kosten der Unterkunft 
(KdU) beteiligt (s. Abb.). 

Die G.I.B. stellt weiterhin eine hohe 
Nachfrage zur Umsetzung von ÖgB 
NRW fest. Auch Dr. Uwe Conradt ist 
davon überzeugt, dass das Instrument 
ein wichtiger Bestandteil im Kampf 
gegen Langzeitarbeitslosigkeit bleiben 
muss: „Die, für die eine neunmonatige 
AGH nicht ausreicht, würden ohne ÖgB 
auf der Strecke bleiben – das muss man 
ganz klar so sehen.“ Und Ulrike Groth 
ergänzt: „Es gab zwar immer wieder 
ähnliche Programme, bei denen Beschäf-
tigung mit einer Form von Begleitung 
kombiniert wurde, aber die Kombina-
tion aus langem Förderzeitraum, Coa-
ching und Qualifizierung bei ÖgB ist 
wirklich einmalig und sollte unbedingt 
erhalten bleiben.“

ANSPRECHPARTNER IN DER G.I.B.

Roland Golding

Tel.: 02041 767243

r.golding@gib.nrw.de

Helmut Kleinen

Tel.: 02041 767208

h.kleinen@gib.nrw.de

Benedikt Willautzkat

Tel.: 02041 767204 

b.willautzkat@gib.nrw.de

AUTOR

Frank Stefan Krupop

Tel.: 02306 741093

frank_krupop@web.de
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Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales unterstützt mit dem Programm „Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ 

bundesweit langzeitarbeitslose Menschen durch öffentlich geförderte Beschäftigung und konzentriert sich dabei auf 

zwei Gruppen: Ein Förderschwerpunkt liegt auf Leistungsberechtigten, die wegen gesundheitlicher Einschränkungen 

besonderer Förderung bedürfen. Eine weitere Zielgruppe sind Bedarfsgemeinschaften mit Kindern. Das Bundespro-

gramm wird durch die Jobcenter vor Ort umgesetzt. Gefördert werden zusätzliche, wettbewerbsneutrale und im öffent-

lichen Interesse liegende sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse. Die Förderung je Arbeitsplatz beträgt bis 

zu 1.370 Euro pro Monat. Da geförderte Arbeitsplätze alleine nicht ausreichen, flankiert die Landesregierung NRW das 

Programm durch die Förderung ergänzender Maßnahmen zur Aktivierung, Begleitung und Qualifizierung – in diesem 

Jahr für 3.328 Teilnehmende bei 22 Jobcentern. Wie kreativ die regionalen Verantwortlichen bei der Programmumset-

zung sind, zeigen die Jobcenter Kreis Unna und Köln.

Im Interesse des Gemeinwohls und 

aller Einzelnen
Flankierende Landesförderung des Bundesprogramms „Soziale Teilhabe am 

Arbeitsmarkt” in Köln und Unna kreativ umgesetzt

ten Zustand des Ruhrtalradwegs. Die ab-
wechslungsreiche Route soll die touris
tische Attraktivität der Ruhr-Kommunen 
steigern und zieht jährlich Tausende Rad-
fahrer an. Akute Wartungsbedarfe mel-
den Ruhrtal-Ranger unverzüglich dem 
Baubetriebshof der Stadt. Darüber hi-
naus helfen sie bei Fahrradpannen und 
fungieren im Winter als Lotsen für Tou-
risten, die Übernachtungsmöglichkeiten 
suchen oder die örtlichen Sehenswürdig-
keiten erkunden. 

Nicht minder originell ist das Stellenpro-
fil der „Sozialbegleiter“ in der Senioren-
hilfe. Keineswegs als Ersatz für profes-
sionelles Pflegepersonal gedacht, bieten 
sie zusätzliche Hilfs- und Betreuungsan-
gebote in Seniorenzentren und Wohn-
stätten für betagte Menschen mit unter-
schiedlichen Handicaps. „Sie“, sagt Ute 
Brüggenhorst, im Jobcenter Kreis Unna 
zuständig für die Entwicklung und Ko-
ordination von Eingliederungsleistungen, 
„übernehmen Aufgaben, die sonst Ange-
hörigen zufallen. Da diese nicht ständig 
zur Verfügung stehen, sind die Teilneh-
menden gern gesehene Helfer, die sich 
auch für die kleinen Dinge im Leben Zeit 
nehmen.“

Sie müssen „zusätzlich“ und „wettbe-
werbsneutral“ sein und „im öffentli-
chen Interesse“ liegen, die öffentlich ge-
förderten Jobs für Langzeitarbeitslose. 
Das ist Fördervoraussetzung im Pro-
gramm „Soziale Teilhabe am Arbeits-
markt“. Keine leichte Aufgabe also für 
Jobcenter, in Kooperation mit Arbeit-
gebern solche Arbeitsplätze zu schaf-
fen. Doch dem Jobcenter Kreis Unna ist 
das in rund 700 Fällen gelungen. Mehr 

noch: Die Verantwortlichen hier haben 
gemeinsam mit Trägern 150 Stellenpro-
file entwickelt, die nicht nur den Pro-
grammvorgaben genügen, sondern auch 
attraktiv für Langzeitarbeitslose der ge-
nannten Zielgruppen sind. 

Kreative Stellenprofile

Da ist zum Beispiel das Stellenprofil der 
„Ruhrtal-Ranger“. Sie achten auf den gu-

Teilnehmende beim Gesundheitscoaching 
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Drittes Beispiel: die „Energiecoachs“. Sie 
beraten Arbeitslosengeld II-Empfänger, 
SGB XII-Leistungsempfänger sowie Flücht-
linge im Hinblick auf einen sparsamen  
Energieverbrauch. Ute Brüggenhorst: „Da-
mit leisten sie langfristig einen Beitrag zur 
individuellen Schuldenprävention, zu ge-
steigertem Umweltbewusstsein und somit 
einen Beitrag zum Allgemeinwohl. Zudem 
führt die Tätigkeit schließlich auch zu ei-
ner anteiligen Reduzierung der Kosten der 
Unterkunft für den Kreis Unna.“

Rund 150 solcher Stellenprofile hat ein Ak-
quisiteur des Jobcenters gemeinsam mit inte-
ressierten Trägern entwickelt. Kleine Berufs-
bilder quasi, die exakt den vorgeschriebenen 
Programmkriterien entsprechen. Zu be-
rücksichtigen waren darüber hinaus die 
Interessen der potentiellen Arbeitgeber so-
wie die Fähigkeiten der Langzeitarbeitslo-
sen. Ute Brüggenhorst: „Es nutzt nichts, ein 
Stellenprofil zu entwickeln, für das wir in 
unserem Jobcenter keine Kundinnen oder 
Kunden haben.“ Kreiert wurden so – neben 
den bereits genannten – Stellenprofile mit 
Bezeichnungen wie „Careman“ und „Care-
woman“, „Landschaftspflege Naturschutz“ 
oder „Medienhilfe in der Bücherei“. 

Eingepflegt wurden die Stellenbeschrei-
bungen, inklusive Anforderungsprofil, in 
eine eigens dafür geschaffene Datenbank, 
auf die jede Vermittlerin und jeder Vermitt-
ler im Jobcenter zugreifen kann – eine kom-
fortable Vermittlungsbörse, die hilft, für 
jeden Einzelnen, der länger als vier Jahre ar-
beitslos ist, das passende Angebot zu finden. 

Fachliche und soziale Anleiter 
vor Ort

Als hilfreich bei der Umsetzung des Pro-
gramms erwies sich die flankierende För-

derung des Landes Nordrhein-Westfalen. 
Zu ihr zählen vor allem die Aktivierung, 
Begleitung und Qualifizierung der Teil-
nehmenden. Sie können so zu einer ver-
antwortungsvollen Erfüllung ihrer be-
trieblichen Aufgaben angeleitet oder durch 
begleitendes Coaching bei der Lösung auf-
kommender Konflikte unterstützt wer-
den. Um das Beschäftigungsverhältnis zu 
stärken oder die Möglichkeiten für den 
Übergang in eine ungeförderte Beschäf-
tigung zu verbessern, können auch Qua-
lifizierungen durchgeführt werden: Vom 
Erwerb des Staplerscheins über den Be-
such von EDV-Kursen bis hin zu Telefon-
trainings ist alles möglich. 

Ein beschäftigungsbegleitendes Coaching 
indes gab es im Kreis Unna bereits, so Ute 
Brüggenhorst, „finanziert aus unserem 
Eingliederungsbudget.“ Also entschie-
den sich die Verantwortlichen für die zu-
sätzliche Installation eines Advisers, einer 
Kombination aus fachlichem und sozialem 
Anleiter, der sowohl dem neuen Beschäf-
tigten als auch dem Coach und dem Job-
center jederzeit als Ansprechpartner zur 
Verfügung steht. 

Der vom Land geförderte Adviser – meist 
ein Angestellter des Arbeitgebers – bindet 
die neuen Beschäftigten in die Teamstruk-
tur und die Kommunikation am Arbeits-
platz ein. Er unterstützt ihn beim voraus-
schauenden Planen des Arbeitspensums 
und bei der Strukturierung der Arbeitsab-
läufe genauso wie bei der Herausbildung 
von beruflicher Disziplin, Durchhaltever-
mögen und Eigeninitiative. Informationen 
zu Problemen, die nicht am Arbeitsplatz 
zu lösen sind, wie Schulden zum Beispiel, 
Sucht oder die Notwendigkeit einer psy-
chosozialen Begleitung, leitet er unver-
züglich an Coach und Jobcenter weiter. 

Regelmäßige Feedback-Gespräche, die Do-
kumentation der Kompetenzfortschritte 
und die Erstellung eines (Zwischen-)Zeug-
nisses komplettieren das Aufgabenspek-
trum des Advisers.

Gegen Ende der Förderlaufzeit kommen 
für die Langzeitarbeitslosen vielleicht 
eine Kurzqualifizierung, eine Weiterbil-
dung oder gar eine Umschulung in Be-
tracht, denn oberstes Ziel ist und bleibt 
die anschließende Integration in den ers
ten Arbeitsmarkt. Die Entscheidung über 
die konkrete Art der beruflichen Fortbil-
dung wird jedenfalls gut begründet sein, 
ist Ute Brüggenhorst überzeugt, denn 
„bis dahin haben Coach und Adviser die 
Fähigkeiten, Interessen und Bedarfe der 
Langzeitarbeitslosen genauer kennenge-
lernt und wissen also, welches Angebot 
für sie das richtige ist.“ 

Positive Resonanz

Erste Rückmeldungen sind durchweg posi-
tiv, sowohl seitens der Teilnehmenden wie 
auch der Arbeitgeber. Entsprechend niedrig 
ist mit zehn Prozent die bisherige Abbruch-
quote. Attraktivität und Erfolge des Pro-
gramms haben sich auch unter den Arbeits-
losen herumgesprochen. Ute Brüggenhorst: 
„Viele Kunden kommen jetzt zu ihrem Ar-
beitsvermittler und sagen: Mein Bekannter 
ist in diesem neuen Programm. Da möchte 
ich auch gerne mitmachen. Sie sind dann 
sehr enttäuscht, wenn sie erfahren, dass sie 
leider nicht die Kriterien erfüllen.“

Attraktiv am Programm finden Kunden 
des Jobcenters nicht nur die Entlohnung, 
sondern auch die flankierende Unterstüt-
zung des Landes, die positiv konnotierten 
Stellenbezeichnungen sowie die konkreten 
Tätigkeiten, die keineswegs Notlösungen 

Büchereimitarbeiterin Frau Pörtner (li.) und Ute 

Brüggenhorst vom Jobcenter Kreis Unna (re.)
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sind. „Die Vielfalt der Stellenprofile“, ist 
Ute Brüggenhorst überzeugt, „ist ein we-
sentlicher Teil des Erfolgs. Solche Wahlmög-
lichkeiten wie hier haben Langzeitarbeits-
lose normalerweise nicht. So sind etwa die 
Arbeitsgelegenheiten auf wenige Bereiche 
fokussiert und selten an den Interessen von 
Frauen orientiert. Anders hier: Medienhil-
fe in der Bücherei – an so einem Job sind 
viele langzeitarbeitslose Frauen interessiert.“ 

Rund 20.050 Arbeitslose und Arbeitssu-
chende im Leistungsbezug SGB II gibt es 
im Kreis Unna. 6.115 von ihnen sind lang-
zeitarbeitslos. Noch ist also viel zu tun im 
Kampf gegen Langzeitarbeitslosigkeit. Da 
ist das Programm „Soziale Teilhabe am 
Arbeitsmarkt“ mit seinen rund 700 Teil-
nehmenden sowie die flankierende För-
derung des Landes NRW in den Augen 
von Ute Brüggenhorst „mehr als nur ein 
Tropfen auf dem heißen Stein.“ 

Jobcenter Köln: Gesundheitsför-
derung für Langzeitarbeitslose

Mit innovativen Ideen beteiligt sich auch 
das Jobcenter Köln seit Ende 2015 an dem 
Bundesprogramm und nutzt dabei eben-
falls – wenn auch mit anderem Schwer-
punkt – die flankierende Förderung des 
Landes. Insgesamt 365 Stellen hat das Job-
center im Rahmen des Bundesprogramms 
geschaffen, hauptsächlich im handwerk-
lichen und hauswirtschaftlichen Bereich, 
aber auch in der Textilverarbeitung sowie 
im Garten- und Landschaftsbau. 

„Anders als manche sonstigen Drittmit-
telförderungen“, findet Projektleiterin 
Martina Griese lobende Worte für die 
flankierende Landesförderung, „ist sie 
sehr offen gestaltet. So konnten wir re-
lativ frei planen und haben immer auch 

den Fokus auf das Hauptziel, nämlich 
diese Menschen wieder näher an Arbeit 
heranzuführen.“ Weil 87 Prozent der 
Teilnehmenden am Programm gesund-
heitliche Einschränkungen aufweisen, 
wollte sich das Jobcenter auf diese Teil-
gruppe konzentrieren.

Medizinische Statusfeststellung 
und professionelles Gesund-
heitscoaching

Ergebnis der Überlegungen ist ein Ge-
sundheitscoaching, das – so steht es im 

Konzept – „zum Erhalt der Arbeitsfä-
higkeit beitragen, zur Verbesserung der 
Arbeitsfähigkeit führen, persönliche Er-
folge messbar machen, das persönliche 
Wohlbefinden verbessern und das Selbst-
bewusstsein steigern soll“ – ein freiwilli-
ges, zusätzliches Angebot, stellt Martina 
Griese klar, denn: „Zur Gesundheitsför-
derung kann man niemanden zwingen.“
Zunächst wurde allen infrage kommen-
den Teilnehmenden das Gesundheitscoa-
ching vorgestellt. Ein Viertel von ihnen 
hat die Chance genutzt. Die Gründe für 
den Verzicht der anderen listet Marti-

Die über das Programm „Soziale Teilhabe am 

Arbeitsmarkt“ Beschäftigte Frau Egeling mit 

einer Bewohnerin im Seniorenheim
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na Griese auf: mangelnde Zeitressour-
cen, fehlende Kinderbetreuung oder zu 
weite Wege: „Manche haben aber auch 
einfach Angst, sich mit dem Thema Ge-
sundheit zu befassen, obwohl sie wissen, 
dass damit etwas nicht in Ordnung ist.“ 

Für diejenigen, die sich zur Teilnahme 
entschließen konnten, stand zunächst 
eine „medizinische Statusfeststellung“ 
auf dem Programm. Sie umfasste unter 
anderem einen Fitness-Check inklusive 
Belastungs-EKG und Lungenfunktions-
test sowie eine „Klärung der psychischen 
Situation“. Auf Basis der Befunde wur-
de für jeden Einzelnen ein individueller 
Coachingplan erstellt, umgesetzt einmal 
monatlich in vier Stunden oder im wö-
chentlichen Rhythmus – und alles unter 
fachlicher Aufsicht einer ausgebildeten 
Tanz- und Sportpädagogin mit langjäh-
riger Berufserfahrung.

Für manche, stellte sich heraus, genügten 
Kraft- und Ausdauertraining, für an-
dere boten sich Entspannungsmetho-
den und Rückenschulungen an. Weitere 
Coaching-Inhalte waren die „Organisa-
tion und Planung gesunder Ernährung“ 
sowie „SelfEmpowerment“. Martina 
Griese: „So lernen die Teilnehmenden, 
selbstbewusster als bisher aufzutreten 
und sich zukünftig am Arbeitsmarkt zu 
behaupten.“ 

Hinzukommen könnten schon bald neue 
Sportarten wie das Bouldern in der Klet-
terhalle, aber immer in Abhängigkeit vom 
gesundheitsfördernden Bedarf wie auch 
unter Berücksichtigung der Interessen 
der Teilnehmenden. „Unter ihnen auch 
einige Malerhelfer“, so Martina Griese,  
„die Nordic Walking und Entspannungs-
training überflüssig finden. Für sie haben 

wir an einen Boxkurs gedacht, der aber 
nicht von der Tanzlehrerin geleitet wird.“ 

Ein Teil der gesundheitsfördernden Akti-
vitäten findet in den Räumen der Arbeit-
geber statt, die das Gesundheitscoaching 
ausnahmslos unterstützen. Martina Grie-
se: „Einige von ihnen halten das Ange-
bot für so wichtig, dass sie ihre Beschäf-
tigten für einen Vormittag im Monat von 
der Arbeit freistellen, damit sie am An-
gebot teilnehmen können.“ 

Weitere Optimierung

Nach etwa einem dreiviertel Jahr und dann 
noch mal zum Ende des Programms wird 
die medizinische Statusfeststellung wieder-
holt, „damit die Teilnehmenden auch Fort-
schritte erkennen und sehen, dass sie tat-
sächlich viel fitter geworden sind.“ 

Aber auch heute schon zeigen sich die 
meisten sehr zufrieden, spüren die posi-
tiven Auswirkungen ihres Engagements. 
Martina Griese: „Sie finden es gut, dass 
sie im wahrsten Sinne des Wortes ge-
meinsam mit anderen in der Gruppe et-
was bewegen. Aber auch die Träger be-
richten von einer steigenden Motivation 
ihrer Beschäftigten.“ 

Trotzdem will das Jobcenter sein Konzept 
weiter optimieren. Das betrifft zum einen 
die zeitliche Organisation, aber auch die 
Frage, wie sich zukünftig mehr Teilneh-
mende für Gesundheitsförderung gewin-
nen lassen. Wirkungsvoll scheint hier eine 
Einzelberatung im Vorfeld zu sein. Mar-
tina Griese: „Manche Menschen tun sich 
schwer damit, in Gruppen etwas zu un-
ternehmen. Sie sind vielleicht stressemp-
fänglicher und brauchen eine ruhigere 
Umgebung etwa für autogenes Training. 

Martina Griese, Projektleiterin 

vom Jobcenter Köln
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In der Einzelberatung können wir solche 
Personen leichter identifizieren. Über die 
jüngsten Einzelberatungen haben wir je-
denfalls die Zahl der Teilnehmenden um 
die Hälfte aufstocken können.“ Idee und 
Erfolg des Kölner Gesundheitscoachings 
haben mittlerweile auch andere Jobcen-
ter inspiriert. Eins von ihnen will schon 
im nächsten Jahr ein ähnliches Konzept 
realisieren. 
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Das Modellprojekt „Service Center lokale Arbeit“ in Dortmund soll langzeitar-

beitslose Menschen in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung vermit-

teln. Das Projekt wird vom Land Nordrhein-Westfalen mit rund 5,5 Millionen Euro 

unterstützt. Den Förderbescheid hatte Arbeitsminister Karl-Josef Laumann im 

September 2017 persönlich an die Dortmunder Sozialdezernentin Birgit Zoerner 

übergeben. Das Besondere am Dortmunder Projekt: Langzeitarbeitslose Men-

schen arbeiten hier in Betrieben des ersten Arbeitsmarkts. Die Vergabe öffent-

licher Aufträge dient dabei als Instrument. 

Modellprojekt zur Integration 

langzeitarbeitsloser Menschen 
„Service Center lokale Arbeit“ in Dortmund

Scheint so, als gäbe es für das Problem ein-
fach keine Lösung: Trotz dauerhaft güns
tiger Konjunktur gelingt es auch über den 
Einsatz bestehender Arbeitsmarktinstru-
mente bislang kaum, erwerbsfähige Leis
tungsberechtigte, die länger als vier Jahre 
im SGB II-Leistungsbezug sind, in den Ar-
beitsmarkt zu integrieren, – wie in Deutsch-
land insgesamt, so auch in Dortmund. In der 
Ruhrgebietsstadt sind derzeit rund 12.000 
Personen langzeitarbeitslos. Dortmunds So-
zialdezernentin Birgit Zoerner sieht deshalb 
vor allem großstädtische Kommunen gefor-
dert, „neue Wege und Instrumente auf kom-
munaler Ebene zu entwickeln, um den Pro-
blemlagen entgegenzuwirken.“ 
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Die Stadt Dortmund hat die Herausforde-
rung angenommen: In einem vom Arbeits-
ministerium NRW geförderten Modell-
projekt will sie mindestens 210 Personen, 
die seit vier oder mehr Jahren im Leis
tungsbezug sind, in eine sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung vermit-
teln –, „ohne dass es zu Verdrängungen 
auf dem Arbeitsmarkt kommt“, wie Bir-
git Zoerner betont. 

Gelingen soll das über öffentliche Verga-
ben und den geförderten Ausbau einfacher 
Tätigkeiten in stadtgesellschaftlich rele-
vanten Feldern – Stichwort „öffentlich ge-
förderter Arbeitsmarkt“ – sowie durch den 
Aufbau neuer, einfacher Arbeit im ersten 
Arbeitsmarkt in den Betrieben am Stand-
ort Dortmund.

Zur Umsetzung ihres Vorhabens richtet 
die Stadt Dortmund über das Modellvor-
haben ein Service Center lokale Arbeit ein, 
das unter Federführung der Wirtschafts-
förderung Dortmund und des Sozialde-
zernats eng mit dem Jobcenter koope-
riert. Zwei Themenfelder hat das Service 
Center lokale Arbeit im Blick: Das kom-
munale Vergabemanagement und die Er-
schließung neuer Arbeit.

Strategisches Themenfeld I: 
Kommunales Vergabe-
management

Im ersten Themenfeld geht es darum, die 
Beschäftigung Langzeitarbeitsloser zur Be-
dingung zu machen bei der Vergabe dafür 
geeigneter kommunaler Aufträge. Der hier 
im Projekt modellhaft erprobte Ansatz – 
er ist der Kern des Modellprojekts – soll 
bestehende Ansätze der Individualförde-
rung sowie im öffentlich geförderten Ar-
beitsmarkt ergänzen. 

Dazu werden nach Angaben von Thomas 
Westphal, Geschäftsführer der Wirtschafts-
förderung, alle städtischen Vergaben auf die 
mögliche Integration der Zielgruppe über-
prüft. Die anschließende Ausschreibung er-
folgt in enger Abstimmung zwischen dem 
Service Center und dem Vergabe- und Be-
schaffungszentrum der Stadt. Insgesamt 
160 Personen sollen in diesem Themen-
feld sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigt werden. 

Thomas Westphal legt großen Wert da-
rauf, dass die Arbeitsverhältnisse sich nach 
den allgemein geltenden arbeits- und sozi-
alrechtlichen Bestimmungen richten: „Die 
Langzeitarbeitslosen werden in die norma-
len Arbeitsabläufe der beauftragten Un-
ternehmen integriert. Sie erhalten so die 
Chance, sich fachlich und persönlich zu 
entwickeln und einen dauerhaften Arbeits-
platz zu erlangen. Das sind Möglichkeiten, 
die sich in einem zweiten Arbeitsmarkt so 
nicht darstellen lassen.“ 

Und so sieht das Vergabe-Verfahren aus:
In der Leistungsbeschreibung wird der Ein-
satz von Langzeitleistungsbeziehenden für 
die potenziellen Auftragnehmer zur Pflicht. 
Nur so können sie einen Zuschlag erhal-
ten. Um keinen Verdrängungswettbewerb 
mit den bereits im Betrieb angestellten Per-
sonen zu schaffen, müssen diese Langzeit-
arbeitslosen über das bestehende Personal 
hinaus beschäftigt werden.

Der potenzielle Auftragnehmer kalkuliert 
nun in seinem Gesamtangebot die voraus-
sichtlichen Kosten für den zusätzlichen Ein-
satz eines Langzeitarbeitslosen ein. Dabei 
orientiert er sich an den gängigen Vergü-
tungsstrukturen. Aufgrund der Qualifi-
kation und Leistungsfähigkeit der Lang-
zeitarbeitslosen dürften die Kosten pro 

Langzeitarbeitslosen – Mindestlohn und 
Tariflöhne vorausgesetzt – pro Monat ma-
ximal 1.854 Euro brutto betragen. Diese 
Summe stellt der potenzielle Auftragneh-
mer dem beauftragenden Fachbereich der 
Stadt in Rechnung.

Der Fachbereich bezahlt die Rechnung und 
bekommt nach Vorlegen der Arbeitsver-
träge der eingesetzten Langzeitarbeitslo-
sen vom Service Center die maximal 1.854 
Euro brutto pro Langzeitarbeitslosen erstat-
tet, also exakt den Betrag, um den das An-
gebot des Unternehmers höher ist als An-
gebote, die ohne den zusätzlichen Einsatz 
von Langzeitarbeitslosen zustande kämen. 
Das heißt: Für den Fachbereich entstehen 
trotz der Einpreisung zusätzlicher Lang-
zeitarbeitsloser in die Kalkulation des Un-
ternehmers letztlich keine höheren Kosten.

Die Kosten für den Einsatz der Teilneh-
menden werden also über das Modellpro-
jekt pauschal finanziert. Der Maximalbe-
trag in Höhe von 1.854 Euro resultiert aus 
der Summe von Landesmitteln (80 Prozent) 
und Eigenmitteln der Stadt (20 Prozent), da-
rin die eingesparten Kosten der Unterkunft 
für den vermittelten Langzeitarbeitslosen.

Der Vorteil dieser Konstruktion: Nicht das 
Unternehmen als Arbeitgeber und Auftrag-
nehmer erhält einen Minderleistungsaus-
gleich für den Einsatz von Langzeitarbeits-
losen, sondern der Fachbereich der Stadt 
als Auftraggeber. Eine direkte Subventio-
nierung des Unternehmens wird so vermie-
den. „Die indirekte Form der Förderung“, 
erläutert der Geschäftsführer das Konzept, 
„wirkt dem Entstehen einer Sonderstellung 
oder gar Stigmatisierung entgegen.“

Weiterer Schwerpunkt im Themenfeld 
„kommunales Vergabemanagement“ ist der 

Frank Neukirchen-Füsers, Thomas Westphal, Birgit Zoerner und 

Arbeitsminister Karl-Josef Laumann bei der Übergabe des Zuwendungs-

bescheides für das Modellprojekt „Service Center lokale Arbeit“. 

Foto: Roland Gorecki/Stadt Dortmund
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geförderte Ausbau einfacher Tätigkeiten in 
„stadtgesellschaftlich relevanten Service-
feldern“ über Vergaben. Das soll neue Be-
schäftigungsperspektiven für Langzeitar-
beitslose schaffen. 

An folgende Servicefelder ist dabei gedacht: 
Grünpflege und Stadtreinigung, soziale 
Quartiersarbeit, Seniorenunterstützung, 
Hilfeleistungen für Schulen und Kinder-
tageseinrichtungen sowie Inwertsetzung 
leer stehender Immobilien und Flächen.

Im Servicefeld „Grünpflege und Stadtrei-
nigung“ könnten das zum Beispiel unter-
stützende Arbeiten bei den Straßenunter-
haltungskolonnen oder bei der optischen 
Aufwertung von Fuß-, Rad- und Wander-
wegen sein, im Servicefeld „Soziale Quar-
tiersarbeit“ einfache Verschönerungsar-
beiten oder das Entfernen von Graffiti und 
im Servicefeld „Hilfeleistungen für Schulen 
und Kindertageseinrichtungen“ die Beglei-
tung von Schulkindern und deren Eltern zu 
sozialen Einrichtungen und Ärzten – Tä-
tigkeiten mithin, die ausnahmslos im Ge-
meinwohlinteresse liegen. 

Strategisches Themenfeld II: 
Erschließung neuer Arbeit

Über das zweite Themenfeld, „Neue Arbeit 
aufschließen“, will die Stadt 50 zusätzliche 
sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze 
über neue Beschäftigungsmöglichkeiten in 
den Betrieben am Standort Dortmund so-
wie der umliegenden Regionen für die Ziel-
gruppe gewinnen. 

Hier geht es zum einen um die Schaffung 
neuer einfacher Arbeitsplätze in Unterneh-
men. Thomas Westphal ist überzeugt: „In 
vielen Unternehmen gibt es ein großes Po-
tenzial für an- und ungelernte Arbeitskräf-

te. Durch ein strategisches Personal- und 
Aufgabenmanagement können Fachkräf-
te von einfachen Aufgaben entlastet wer-
den. Durch eine Bündelung dieser einfachen 
Aufgaben werden dann neue Arbeitsplätze 
für An- und Ungelernte geschaffen.“ Die 
Vorteile liegen auf der Hand: „Im Ergeb-
nis steigt die Produktivität der Fachkräf-
te und die Wertschöpfung des Unterneh-
mens wird optimiert.“

Doch der Wirtschaftsexperte weiß auch, 
dass Unternehmen für die Arbeit mit An- 
und Ungelernten meist erst interessiert 
und aufgeschlossen werden müssen. Des-
halb kommen Betriebsakquisiteure und Be-
triebsakquisiteurinnen zum Einsatz. Nach 
Auskunft von Thomas Westphal sind das 
„entsprechend qualifizierte Menschen mit 
Erfahrungen in der Personal- und Organi-
sationsberatung, die Prozessabläufe und Ar-
beitszusammenhänge analysieren und im 
Gespräch mit den Personalverantwortlichen 
der Unternehmen die Möglichkeiten und 
den betrieblichen Nutzen neu zugeschnit-
tener Aufgabenfelder darstellen können.“ 
Ist das der Fall, schlägt das Service Cen-
ter lokale Arbeit dem Unternehmen geeig-
nete Personen vor. Falls erforderlich, kann 
eine bedarfsgerechte Qualifizierung erfol-
gen – koordiniert über das Service Center, 
das zugleich eine engmaschige Betreuung 
der Unternehmen garantiert: Von der Aus-
wahl der Teilnehmenden bis hin zur dau-
erhaften Integration der Zielgruppe in den 
betrieblichen Arbeitsmarkt. Als Anreiz zur 
Schaffung einer dauerhaften sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung für die Ziel-
gruppe erhalten Unternehmen eine Prämie 
in Höhe von 3.000 Euro. 

Zusätzlich geht es bei der Erschließung neu-
er Arbeit aber auch um die Definition und 
Implementierung neuer Arbeitsmärkte. Der 

Wirtschaftsförderer: „Aufgrund des Struk-
turwandels, des demografischen Wandels 
und vor dem Hintergrund cyberdigitaler 
Entwicklungen – Stichwort Arbeitswelt 
4.0 – ergeben sich neue Anforderungspro-
file. Märkte und Arbeitsplätze entwickeln 
sich, parallel entstehen neue Märkte. Die-
se Entwicklungen bieten auch die Möglich-
keit, Arbeitsplätze für einfache Arbeit zu 
schaffen. Sie sollen vom Service Center lo-
kale Arbeit identifiziert und gemeinsam mit 
den Unternehmen in schlüssige Konzepte 
zum Aufbau ‚Einfacher Arbeit‘ überführt 
werden, die letztendlich den Menschen ei-
nen Arbeitsplatz bieten können.“

Professionelles Coaching

Die Auswahl der insgesamt rund 210 er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten erfolgt 
– freiwillig und sanktionsfrei – nach einem 
intensiven Profiling. „Dabei werden beste-
hende Förderketten berücksichtigt und in-
dividuell weitergeführt“, so Frank Neukir-
chen-Füsers, Geschäftsführer des Jobcenters 
der Stadt. Aufgrund langjähriger Erfahrung 
weiß der Arbeits- und Sozialexperte, dass 
es nicht genügt, Personen der Zielgruppe 
lediglich eine Arbeitsstelle anzubieten: „Sie 
benötigen oft zusätzliche stabilisierende Hil-
feangebote, um ihre Lebenssituation nach-
haltig verbessern zu können.“

Dazu gibt es im Modellprojekt ein beglei-
tendes (Job-)Coaching durch einen exter-
nen Träger. Frank Neukirchen-Füsers: „Das 
Jobcoaching dient zur Festigung des sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigungs-
verhältnisses und zur Stabilisierung der 
Leistungsfähigkeit. Kernpunkt ist dabei 
die Erhöhung der Selbstkompetenz – Em-
powerment – der Teilnehmenden. Hierzu 
gehören unter anderem die Stärkung der 
Motivation, die Klärung persönlicher Pro-

Thomas Westphal, 

Geschäftsführer 

Wirtschaftsförderung Dortmund
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blemlagen wie etwa Verschuldung sowie in-
dividuelle Unterstützungsangebote durch 
sozialpädagogische Fachkräfte in enger 
Zusammenarbeit mit den Unternehmen.“

Darüber hinaus übernehmen die Jobcoachs 
die Berufsentwicklungsplanung inklusive 
der Feststellung sozialer und beruflicher 
Potenziale und Qualifizierungsbedarfe. 
Neben der Begleitung der Teilnehmenden 
kann der Jobcoach aber auch den Arbeit-
gebern bei Bedarf Hilfestellungen im Um-
gang mit den Teilnehmenden geben. Ziel 
all dieser Aktivitäten ist die Verstetigung 
des Arbeitsverhältnisses auch nach Ablauf 
des Förderzeitraums. 

Differenzierte Qualifizierungs-
angebote 

Ein wichtiger Bestandteil des Modellpro-
jekts ist die Qualifizierung der Teilneh-
menden. Frank Neukirchen-Füsers: „Die 
Erfahrungen aus bisherigen Beschäftigungs-
maßnahmen haben gezeigt, dass neben den 
individuellen Qualifizierungen gerade auch 
die grundlegenden Schlüsselkompetenzen 
und durchgeführten fachpraktischen Un-
terweisungen für Arbeitgeber von Bedeu-
tung sind.“ 

Unterschieden wird im Projekt daher 
zwischen „tätigkeitsbegleitenden Qua-
lifizierungen zur Stabilisierung des Ar-
beitsverhältnisses“, „berufsbezogenen 
fachpraktischen Unterweisungen und Qua-
lifizierungen nach individuellem Bedarf“ 
und „individuellen Qualifizierungen“.

Tätigkeitsbezogene Qualifizierungen zur 
Stabilisierung des Arbeitsverhältnisses 
sind zum Beispiel Kommunikationstrai-
ning oder Konfliktmanagement. Berufs-
bezogene fachpraktische Unterweisungen 

und Qualifizierungen nach individuellem 
Bedarf können etwa ein Erste-Hilfe-Kurs 
sein, Kurse zu den Themenbereichen „EDV 
Basis“, „EDV intensiv“, „Internettraining“ 
oder „Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit.“

Der dritte Bereich umfasst die individuellen 
Qualifizierungen, die dem Verbleib im sozi-
alversicherungspflichtigen Beschäftigungs-
verhältnis dienen. Vorstellbare Qualifizie-
rungen sind beispielsweise die Erlangung 
eines Führererscheins Klasse B oder die Aus-
bildung zum Alltagsbegleiter. Weitere Qua-
lifizierungen im handwerklich-technischen 
Bereich kommen ebenfalls in Betracht. 

Die Entscheidung für die Durchführung 
einer Qualifizierung treffen Jobcoach und 
Teilnehmende gemeinsam. „Das alles“, 
versichert Frank Neukirchen-Füsers, „ge-
schieht stets in enger Absprache mit den 
Arbeitgebern.“ Der Jobcenter-Geschäfts-
führer jedenfalls ist sich sicher: „In norma-
len Betrieben wachsen langzeitarbeitslose 
Menschen und machen sich unentbehrlich. 
Wir erwarten deshalb vom Modellprojekt 
erhebliche Klebeeffekte im Hinblick auf eine 
Fortsetzung der Beschäftigung.“ 

Überfälliger Passiv-Aktiv-Transfer 

Wir groß die Bereitschaft der Betriebe sein 
wird, unter den Bedingungen des Modell-
projekts Arbeitsplätze mit Langzeitarbeits-
losen zu besetzen, bleibt abzuwarten. Das 
Interesse aufseiten der Langzeitarbeitslo-
sen indes ist schon heute groß. Rund 280 
Freiwillige haben sich binnen kürzester 
Zeit gefunden.

Auch NRW-Arbeitsminister Karl-Josef Lau-
mann hat das Konzept überzeugt: „Hier 
bleiben langzeitarbeitslose Menschen nicht 
unter sich“, so der Minister bei der persön-

lichen Übergabe des Förderbescheids, „son-
dern kommen zusammen mit Menschen, 
die verfestigt im ersten Arbeitsmarkt tätig 
sind. Sie arbeiten hier also nicht in einem 
geschützten Raum, sondern sind eingebun-
den in die Strukturen des normalen Arbeits-
markts. Dass die Wirtschaftsförderung bei 
allen Entscheidungen mit am Tisch sitzt, 
macht deutlich, wie hier gedacht wird. Das 
ist das Spannende an Dortmund und inso-
fern könnte das Modellprojekt Pate stehen 
für die Bekämpfung der Langzeitarbeitslo-
sigkeit im großen Ganzen.“ 

Und dann wies er – zukunftsweisend – 
noch auf einen anderen Faktor hin: „Dass 
die Stadt Dortmund die Einsparungen bei 
den Kosten für Unterkunft in das Projekt 
einbringt, ist fair und vorbildlich. Ange-
sprochen ist damit zugleich das Thema 
Passiv-Aktiv-Transfer. Dabei geht es um 
die Umwandlung der „passiven“ Grund-
sicherung von Betroffenen im SGB II in 
eine Bezuschussung „aktiver“ Arbeitsver-
hältnisse. Im gegenwärtigen SGB II ist das 
jedoch – bislang – gesetzlich nicht vorge-
sehen. Eine Gesetzesänderung auf Bundes-
ebene wird jedoch zunehmend Gegenstand 
der arbeitspolitischen Diskussion.

Birgit Zoerner, 

Sozialdezernentin,

Stadt Dortmund
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Digitaler Umbruch in der Werbebranche – 

ein wenig Rouge auflegen reicht nicht
Potentialberatung macht Düsseldorfer Werbeagentur fit für die Zukunft

Wer als Unternehmen im Wettbewerb 

gut aussehen will, benötigt im Inter-

net-Zeitalter modernstes digitales 

Marketing. Werbeagenturen wie die 

Düsseldorfer HWL müssen angesichts 

der digitalen Revolution darum kämp-

fen, sich am Markt zu behaupten. Hil-

fe leistet die Potentialberatung des 

Landesarbeitsministeriums NRW.

aus der Kurve getragen. Etliche Namen 
sind in den vergangenen Jahren aus den 
Handelsregistern verschwunden. Neue 
Agenturen mit digitalen Dienstleistungs
angeboten schöpfen Aufträge ab. „Wenn 
wir die große Umwälzung durch das In-
ternet nicht mitgemacht hätten, gäbe es 
uns heute nicht mehr“, bekennt Jutta 
Wenger. Mit dem von Print dominierten 
Portfolio hätte HWL die Kundenwün-
sche nicht mehr bedienen können. Die 
Düsseldorfer Agentur musste sich neu er-
finden, um auch nach über 20 Jahren im 
Wettbewerb zu bestehen. Das neunköp-
fige Team zählt zu den kleineren Anbie-
tern auf einem Markt, der Jahr für Jahr 
in Deutschland rund 25 Milliarden Euro 
Nettoumsatz erzielt.

Hier ein flotter Flyer in Form eines Lepo-
rellos, dort eine Firmenbilanz als elegante 
Broschüre, das Ganze im Sinne des Corpo-
rate Designs optisch aus einem Guss. Fertig 
ist das Schaufenster eines beliebigen Unter-
nehmens. Dies beschreibt in etwa die Ver-
gangenheit in der Werbeagentur-Branche. 
„Unsere Arbeit hat sehr lange zu 80 Pro-
zent auf Printprodukten basiert“, sagt Ge-
schäftsführerin Jutta Wenger von der HWL 
Werbeagentur GmbH, „Online-Marketing 
machte nur 20 Prozent aus. Heute hat sich 
das Verhältnis komplett gedreht.“

Digitale Dienstleistungsangebote

Weniger Gedrucktes und mehr Digitales: 
Diese Wende hat viele Werbeagenturen 

Foto: Düsseldorfer Business Coach und 

Organisationsberater Oliver Wüntsch mit 

Mitarbeitern der Werbeagentur HWL
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Die eigenen Dienstleistungen der digitalen 
Moderne anzupassen ist nur eine Heraus-
forderung. Zeitgleich muss in den Köpfen 
der Mitarbeitenden die Erkenntnis reifen, 
dass Websites, Online-Shops, Social-Me-
dia-Kanäle oder Imagefilme für Kunden 
nicht mit den alten Konzepten und Ar-
beitsabläufen aus der Print-Ära herzustel-
len sind. „Alleine hätten wir es nicht so 
schnell geschafft, fit für die Zukunft zu 
werden“, sagt Jutta Wenger. „Ich selbst 
war umgeben von Begriffen aus der di-
gitalen Welt, die ich nicht verstand.“ Sie 
begreift, dass sie den innerbetrieblichen 
Wandel zur Chefsache erklären muss und 
dabei fachlichen Beistand benötigt. Mit 
der Potentialberatung findet HWL ein be-
währtes Beratungsinstrument des Landes 
Nordrhein-Westfalen.

Stufen der Potentialberatung

Anfang des Jahres 2013 beginnt die Zu-
sammenarbeit der Werbeagentur mit dem 
Düsseldorfer Business Coach und Organi-
sationsberater Oliver Wüntsch. Der erste 
Schritt ist ein Workshop für alle Mitar-
beitenden, der einen Überblick über den 
Stand des Unternehmens und den Hand-
lungsbedarf verschafft. Mitte des Jah-
res tritt HWL mit Oliver Wüntsch in die 
fünfstufige Potentialberatung ein, die in 
zwei Phasen über jeweils etwa eine Wo-
che abläuft. Sie konzentriert sich auf die 
Bereiche Arbeitsorganisation und Perso-
nalentwicklung. Zuständigkeiten und Ar-
beitsabläufe werden untersucht, Fähigkei-
ten und Potenziale der Mitarbeitenden 
analysiert. An eine Analyse der Stärken 
und Schwächen durch Workshops und 
Einzelgespräche (1.) schließen sich wei-
tere Schritte der Potentialberatung an: 
Lösungswege und Handlungsziele wer-
den mit dem Team formuliert (2.), Maß-

Oliver Wüntsch, Business Coach 

und Organisationsberater, 

Düsseldorf

nahmen in einem Handlungsplan über-
legt (3.) und in der betrieblichen Praxis 
umgesetzt (4.). Die Beratung selbst wird 
abschließend in einem Teamworkshop 
daraufhin überprüft, ob sie die Erwar-
tungen erfüllt hat und auch in der Zu-
kunft helfen kann (5.).

Oliver Wüntsch zeichnet nach den Einzel-
gesprächen ein detailliertes Bild von den 
Stärken und Schwächen des Unternehmens. 
Ein Ergebnis: Aus dem Tagesgeschäft he-
raus ergibt sich kaum Spielraum für not-
wendige Veränderungen. „Auf den einge-
fahrenen Schienen weiterzufahren hätte für 
HWL bedeutet, dauerhaft keinen Raum 
für geschäftliche Entwicklungen und we-
nig Zeit für Neukundenakquise zu haben. 
Und auch die Entwicklung der Mitarbei-
tenden wäre nicht mit der nötigen Konse-
quenz erfolgt“, sagt Wüntsch. Daraus er-
gibt sich Handlungsbedarf auf drei Feldern: 
Entwicklung des Geschäftsmodells, Fokus-
sierung auf ein Kundensegment und nach-
haltige Personalentwicklung.

Das Geschäftsmodell an den Erfordernis-
sen des zunehmend online stattfindenden 
Marketings auszurichten „ist eine Ent-
scheidung aus der Potentialberatung he-
raus“, sagt Jutta Wenger. Sie erfolgt im 
Bewusstsein, dass HWL nur 20 Prozent 
des Umsatzes durch die Beratung von 
Unternehmen in strategischer Unterneh-
menskommunikation bestreitet. Dies ist 
eine ganzheitliche Beratung der Kunden 
darüber, welches für sie der beste Mix 
aus Marketingmaßnahmen für die Prä-
sentation des Unternehmens oder eines 
Produktes ist. „Ein Image-Film um des 
Films willen ist keine strategische Heran-
gehensweise. Unsere Stärke besteht darin, 
eine Kampagne zu konzipieren und die 
geeigneten Medien empfehlen zu können. 
Unser Nachholbedarf bestand darin, sie 
im digitalen Zusammenhang auch anbie-
ten zu können“, sagt Jutta Wenger. Denn 
80 Prozent erlöst HWL durch Aufträge 
in der Verkaufsförderung, also durch 
konkrete Marketingideen für Produkte 
im Handel oder auf Messen.
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Auf dem Weg zur 
Full-Service-Agentur

Während bei der strategischen Beratung in-
tensive kreative Prozesse gefragt sind, er-
fordert die Verkaufsförderung eine schnelle 
Produktion von wirksamen Werbemitteln. 
Beide Stränge haben ihren Wert für HWL, 
doch birgt ihr unterschiedlicher Einfluss 
auf das Geschäftsergebnis auch innerbe-
triebliches Konfliktpotenzial. „Der Stel-
lenwert der HWL-Kunden wurde teilweise 
sehr unterschiedlich bewertet“, so Potenti-
alberater Oliver Wüntsch. Um der Abhän-
gigkeit von einem Großkunden zu entge-
hen und nicht allein als Produktionsagentur 
verstanden zu werden, verordnet HWL sich 
die Stärkung des Strategiesektors und den 
Umbau zu einer Full-Service-Agentur auch 
für Online und New Media. „Unser Ziel 
ist es, damit mehr Mittelstandskunden zu 
generieren und ihren Anteil am Gesamt-
geschäft zu erhöhen“, sagt Jutta Wenger.

Das digitale Feld aber muss HWL zu-
nächst selbst intensiv bestellen. Geschäfts-
führerin Jutta Wenger geht dort voran. 
Aus der Potentialberatung heraus bildet 
sie sich zur Online Marketing Managerin 
mit IHK-Zertifikat weiter. Parallel verän-
dert die Werbeagentur ihr Gesicht im In-
ternet. „Wir haben unseren Webauftritt 
einem kompletten Relaunch unterzogen. 
Die eigene Website kann für Aufträge 
im digitalen Bereich der Türöffner sein“, 
sagt Jutta Wenger. Die eigene Moderni-
sierung erleichtert auch das Verständnis 
für Kunden, die ihre Onlinekommunika-
tion erst noch verändern wollen. „Wenn 
der Entscheider einer Firma sich bei uns 
umsieht und die Website gut findet, ist 
er eher bereit, seine Onlineideen mit uns 
umzusetzen.“ Die Selbstmarketing-Auf-
gaben, die HWL abarbeitet, sind somit 

Vorstufen für die gezielte Neukundenak-
quise. Weiter baut HWL die Präsenz im 
Netz durch Blog und Newsletter aus, be-
spielt die sozialen Netzwerke intensiver 
und setzt zur Neukundengewinnung auch 
verstärkt auf Online-Tools wie Google-
AdWords oder Xing, einer Plattform für 
Businesskontakte.

Arbeitsorganisation und 
Personalentwicklung

Die Kundenakquise zieht Jutta Wenger 
nicht zufällig an sich. Denn für den Be-
reich der Arbeitsorganisation und Perso-
nalentwicklung legt die Potentialberatung 
durch Oliver Wüntsch nahe, die Geschäfts-
führerin von Routinetätigkeiten zu befrei-
en. „Die Analyse des Arbeitsalltags hat 
gezeigt, dass Akquise viel systematischer 
betrieben werden muss.“ In mehrstufige 
Wettbewerbe von Großkonzernen steigt 
HWL heute nicht mehr ein. Größere Wer-
beagenturen mit erheblich besseren perso-
nellen Ressourcen seien dort klar im Vor-
teil. „Daraus folgte die Frage, wer dann 
die Zukunftskunden sind, die uns weiter-
bringen“, so Jutta Wenger. HWL konzen-
triert sich auf den gehobenen Mittelstand, 
identifiziert Unternehmen aus dem Inves
titionsgüter-Bereich, bei Metallzuliefe
rern oder unter Anlagenbauern als inte-
ressanteste Zielgruppe. „Es war wichtig, 
uns auf diese Kundensegmente zu kon-
zentrieren. Ansprache und Betreuung der 
Kunden fällt dann leichter.“ Auch bei der 
Kundengewinnung gibt es heute digitale 
Helfer, zum Beispiel ein Akquisetool, das 
Kundencluster erstellt und im Nachgang 
zu einem Erstkontakt automatisch an das 
Nachfassen erinnert.

„Tatsächlich läuft im Mittelstand sehr 
viel über das Telefon“, sagt Jutta Wen-

ger. Sie verstärkt daher die direkte An-
sprache. „Telefonate habe ich exzessiv 
mit einem Leitfaden durchgespielt. Wie 
ich frage und weiterkomme ist wichtig, 
um eine vernünftige Kundenbeziehung 
aufzubauen“, sagt die Geschäftsführe-
rin. Sie geht dabei schrittweise vor, als 
ziehe sie einen Fisch an der Angel Stück 
für Stück zu sich heran. „Ohne zu stal-
ken, ohne zu nerven“, sagt Jutta Wenger.

Wenn eine Werbeagentur wie HWL sich 
umorientiert und neue Kunden in einem 
veränderten Geschäftsumfeld anspricht, 
verlangt dies auch vom Personal Flexibi-
lität. Das berührt verschiedene Bereiche, 
die die Potentialberatung systematisch in 
den Blick nimmt. So kommt den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern agenturintern 
eine höhere Verantwortung zu, sobald die 
Geschäftsführung sich mehr um die Ak-
quise kümmert und weniger Zeit für die 
kreativen Prozesse hat. HWL bildet da-
für je nach Auftrag und Aufgabe Kom-
petenzteams, die eigenverantwortlich ar-
beiten; eine „digital unit“ entsteht. „Ich 
bin seltener inhaltlich beteiligt, bekomme 
aber die Ergebnisberichte zu sehen“, sagt 
Jutta Wenger. Ihr Geschäftsführer-Kolle-
ge Christian Leutiger setzt seine Schwer-
punkte ohnehin eher in der Finanz- und 
Strukturplanung.

Hinzu kommt für die Mitarbeiter, mit 
den digitalen Umbrüchen zurechtzukom-
men. Sie müssen neues Wissen an alte Fä-
higkeiten andocken. Das, was Jutta Wen-
ger Veränderungsbereitschaft nennt, wird 
besonders plastisch, wenn es darum geht, 
„nun vom Kleinen aus denken zu müs-
sen. Es geht nicht mehr um die imposante 
Präsentation, die im vollbesetzten Kon-
ferenzraum auf eine Leinwand projiziert 
wird“, sagt Jutta Wenger. „Mobil first“ 

Jutta Wenger, Geschäftsführerin 

HWL Werbeagentur GmbH
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bedeute vielmehr, digitale Lösungen für 
Kundenwünsche zu finden, die bereits 
auf dem Bildschirm eines Mobiltelefons 
Wirkung erzeugen müssen.

Inspirationen dafür holt HWL sich auch 
extern. „Gerade im Kreativbereich ha-
ben wir viel mit Fachkollegen gespro-
chen, um die modernen Trends zu be-
greifen. Schließlich geht es darum, die 
Tendenzen in der Informationstechno-
logie für unsere Arbeit besser nutzen zu 
können“, sagt Jutta Wenger. Sie ist auf 
Messen unterwegs, besucht Werkschau-
en. Diesem Input begegnet das Stammper-
sonal durchaus mit Skepsis, als Reaktion 
kommt auch der Spruch vom „alten Wein 
in neuen Schläuchen“. Um die Agentur für 
neues Denken zu öffnen, formuliert Jutta 
Wenger im Namen der Geschäftsführung 
eine klare Erwartungshaltung: „Geht ihr 
diesen Weg mit, sind wir an eurer Seite. 
Sperrt ihr euch, werdet ihr irgendwann 
abgehängt.“ Im Gegenzug bietet HWL 
Fortbildungen an, die auch internetbasiert 

als Webinare laufen, oder holt Referenten 
ins Haus, die über Suchmaschinenopti-
mierung im Internet (SEO) oder Affiliate 
Marketing als kooperative Vertriebsmo-
delle aufklären. Damit Wissen aus Fort-
bildungen für alle verfügbar wird, richtet 
HWL eine Art interne Akademie ein. In 
Chats oder der „I Lounge“ wird Wissen 
abgelegt, Know-how ausgetauscht, wer-
den Probleme diskutiert und Lösungen 
entwickelt. Das sind neue kommunika-
tive Wege, weil der Austausch auch ohne 
Treffen erfolgen kann. Das moderne Mit-
arbeiten auf Plattformen hat HWL übri-
gens auch für seine Kunden geöffnet, die 
über eine Navigationssoftware auf ihre 
Internetpräsenz zugreifen können.

Transparenter 
Veränderungsprozess

Von einer Mitarbeiterfluktuation ist HWL 
verschont geblieben. Das mag auch an 
dem transparenten Veränderungspro-
zess liegen, der durch die Potentialbera-

tung angestoßen worden ist. „An einem 
bestimmten Punkt haben wir entschlos-
sen, die Anzahl unserer Mitarbeitenden 
nicht zu erhöhen“, sagt Jutta Wenger. „Wir 
werden das Know-how, das am Markt ge-
fragt ist, nicht immer komplett in der Fir-
ma erzeugen können.“ Stattdessen greift 
HWL auf Freiberufler zurück, die hoch 
spezialisiert sind und entsprechend ihren 
Preis haben. In einer Sparte, die stets mo-
dern und jung zugleich erscheinen will, 
setzt HWL auf Kontinuität im eigenen 
Hause. „Wir überzeugen mit den klas-
sischen Tugenden der strategischen Be-
ratung und der neu gewonnenen Kom-
petenzen im digitalen Bereich“, sagt Jutta 
Wenger. Davon ist sie nach der Potential-
beratung durch Oliver Wüntsch, in deren 
Folge HWL neun neue Kunden gewonnen 
hat, mehr denn je überzeugt. Um die ein-
geschlagene Richtung zu überprüfen, hält 
die Werbeagentur Kontakt zu ihrem Be-
rater. Denn die Digitalisierung mit ihren 
Veränderungsprozessen macht auch in der 
Werbeagentur-Landschaft keine Pause.
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Trotz gesetzlicher Bestimmungen sehen Betriebs- und Personalräte sich nicht selten Anfeindungen und 
systematischen Behinderungen ausgesetzt. Das Klima zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmervertre-
tern werde rauer, stellen Arbeitsrechts-Experten fest. Warum Projekte wie das Kooperationsprojekt „Fair 
im Betrieb NRW“ ihre Berechtigung haben, zeigt der Berufsalltag der Wittener Anwaltskanzlei Blömke und 
Partner. Drei auf das Arbeitsrecht spezialisierte Rechtsanwälte beraten vorrangig Arbeitnehmer, Betriebsräte 
und Personalräte in allen arbeitsrechtlichen Fragen. Die G.I.B. sprach mit den Arbeitsrechtsanwälten Rai-
ner Blömke, Marcus Liebig und Gabriele Platte.

G.I.B.: Haben die systematische Bekämpfung und 
Unterdrückung von Arbeitnehmervertretungen 
zugenommen?
Rainer Blömke: Nach unseren Erfahrungen wird 
das Klima rauer.

Gabriele Platte: Betriebsräten fällt es schwerer, ihre 
Arbeit zu gestalten. Nicht unbedingt dadurch, dass 
sie massiv verklagt würden. Die Angriffe richten 
sich vielmehr gegen die Häufigkeit von Betriebs-
ratssitzungen, gegen die Teilnahme an Seminaren 
und Schulungen.

Rainer Blömke: Wir erkennen den Versuch, Sit-
zungen von Betriebsräten kurz und deren Anzahl 
gering zu halten. Bei Schulungen stellen Arbeitge-
ber mehr und mehr die Erforderlichkeit und auch 
gerne mal den Ort in Frage. Chefs verweigern dann 
zum Beispiel die Erklärung der Kostenübernahme 
für das Tagungshotel. Dann steckt der Betriebsrat 
in der Klemme, denn ohne Kostenübernahmeerklä-
rung des Arbeitgebers bleibt der Betriebsrat zunächst 
auf den Kosten sitzen. Eine umfassende Korrespon-
denz mit dem Arbeitgeber, bis hin zu einer gericht-
lichen Auseinandersetzung nach Durchführung der 
Schulung, kann die Folge sein. 

G.I.B.: In welchen Fällen wurde Ihre Kanzlei bislang 
eingeschaltet?
Rainer Blömke: Vor dem Arbeitsgericht Dortmund ha-
ben wir zuletzt den Vorsitzenden eines Betriebsrats ver-
treten. Der Arbeitgeber hatte allein wegen dessen Be-
triebsratstätigkeit einfach ca. ein Viertel des Gehaltes 

Juristische Sozialarbeit beschreibt ganz 

gut, was wir häufig leisten müssen
Union Busting und Bossing 

einbehalten. Die Abzüge wurden vom Brutto vorgenom-
men, was sich negativ auf die Sozialversicherung oder 
auch auf vermögenswirksame Leistungen auswirkt.

Marcus Liebig: Für den Betriebsratsvorsitzenden ist 
das eine Belastung in mehrfacher Hinsicht. Inklusive 
des Gerichtsverfahrens musste er etwa ein Jahr auf 
Teile seines Gehalts verzichten. Als das Arbeitsge-
richt für uns entschied, hat der Arbeitgeber immer-
hin sofort das ausstehende Geld überwiesen. Was 
aber nicht verwunderlich ist, weil das Urteil voll-
streckbar war. Wir hätten dem Chef also sofort ei-
nen Gerichtsvollzieher ins Büro schicken können.

Rainer Blömke: Der andere Aspekt ist das nötige 
Durchhaltevermögen. Unser Mandant bekommt mo-
natelang weniger Geld, nur weil er seiner Aufgabe 
als Betriebsratsvorsitzender nachgeht, was wohlge-

Seit Mai 2015 stärkt das Kooperationsprojekt „Fair im  

Betrieb NRW“ betroffenen Betriebsräten und Arbeit-

nehmern den Rücken. Arbeit und Leben NRW und die 

Günter-Wallraff-Stiftung riefen das Projekt ins Leben. 

Unterstützung erfährt „Fair im Betrieb NRW“ durch das  

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Lan-

des Nordrhein-Westfalen. Im Rahmen der Landesinitiative 

„Faire Arbeit – Fairer Wettbewerb“ fördert das Ministerium 

das Projekt durch Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds. 

Gemeinsames Ziel ist es, Betriebsräte und Gewerkschaf-

ten für die Themen Union Busting und Bossing zu sensibi-

lisieren und zugleich ein Netzwerk aus Rechtsanwälten, 

Richtern und Staatsanwaltschaften, aber auch aus Ärzten, 

Psychotherapeuten und Journalisten aufzubauen.
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merkt ein Ehrenamt ist. Hätte er diesen Posten ein-
fach niedergelegt, wäre sein Gehalt wahrscheinlich 
sofort wieder in voller Höhe gezahlt worden. So 
große Nehmerqualitäten besitzen nicht alle.

G.I.B.: Kennen Sie Situationen, in denen Betriebsräte 
dem Druck nicht standhalten?
Rainer Blömke: Ja, beispielsweise aus einem Verfah-
ren gegen den Träger eines Paderborner Seniorenzen-
trums. Mehrere langjährige Betriebsräte wurden mit 
einem beliebten Trick unter Druck gesetzt: Sie wurden 
fast ein Jahr lang von der Arbeit freigestellt, durften 
also gar nicht arbeiten. In der übrigen Belegschaft 
entsteht in diesen Fällen schnell der Eindruck, dass 
diese Kollegen untätig herumsäßen und für sie mit-
gearbeitet werden müsse. Es kann zermürben, auch 
noch gegen das Vorurteil ankämpfen zu müssen, Geld 
für vermeintliches Nichtstun zu bekommen.

Marcus Liebig: Der damalige Betriebsrat hat sich 
letztendlich aufgelöst. Einige Mitglieder haben das 
Unternehmen verlassen, andere sich einfach nicht 
mehr aufstellen lassen. Unser Mandant in Paderborn 
hat aufgegeben, obwohl wir das Verfahren gewon-
nen haben. Wir haben uns mit dem Arbeitgeber auf 
eine Abfindung geeinigt.

Gabriele Platte: Gerade in Seniorenzentren ist der 
Druck oft enorm. Diese Einrichtungen befinden 
sich häufig in kirchlicher Trägerschaft, wir spre-
chen dann weder von Betriebsräten wie bei Unter-
nehmen noch von Personalräten wie bei öffentlichen 
Trägern. Sondern von Mitarbeitervertretungen, de-
ren Mitglieder über schwächere Mitbestimmungs-
rechte verfügen. Die Personaldecke in der Pflege ist 
ohnehin sehr dünn, sodass die Sitzung einer Mitar-
beitervertretung zu personellen Engpässen führen 
kann. Für bestimmte Dienste in einem Wohnzen-
trum, aber auch in Krankenhäusern und der Alten-
pflege, ist eine fachliche Absicherung erforderlich. 
Nun arbeiten in einem Wohnbereich zwar mehrere 
Hilfskräfte, aber oft nur eine Fachkraft. Falls diese 
zugleich die Mitarbeitervertreterin ist und sich für 
eine Sitzung freistellen lassen muss, ergeben sich 
gleich Konsequenzen für den Betrieb. Dann übt der 
Arbeitgeber großen Druck aus und behauptet, es 
werde im Wohnbereich des Seniorenzentrums we-
gen der Sitzung gleich alles zusammenbrechen. Hier 
muss eine Dienstvereinbarung her, die alle Fragen 
der Dienstpläne verbindlich regelt. Denn überall da, 
wo an Menschen gearbeitet wird, dürfen die Mit-
arbeitervertreter nicht auch noch ständig ein mora-
lisches Problem haben.

G.I.B.: Stellt dies besondere Anforderungen an Ihre 
juristische Arbeit?
Marcus Liebig: Ja. In vielen Fällen handelt es sich nicht 
unbedingt um knifflige rechtliche Probleme. Arbeit-
geber greifen auch völlig unbegründet in die betrieb-
liche Mitbestimmung ein, was wir vor Gericht sehr 
gut entlarven können. Dennoch entsteht dadurch im-
mer auch ein erheblicher psychischer Druck auf unse-
re Mandanten. Sie aufzubauen, zu halten und ihnen 
Mut zu machen, ist manchmal die größere Aufgabe.

Rainer Blömke: Der Ausdruck „Juristische Sozial-
arbeit“ beschreibt ganz gut, was wir häufig leisten 
müssen. Mandanten haben in einem Verfahren über 
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lange Zeit die Vorwürfe im Kopf oder die möglichen 
Konsequenzen vor Augen. Wenn zudem die Öffent-
lichkeit von Missständen in einem Betrieb erfährt 
und die Medien Kontakt zu Betriebsräten aufneh-
men, kann die Situation noch einmal schwieriger 
werden. Arbeitgeber arbeiten schnell mit einstwei-
ligen Verfügungen gegen Betriebsräte, sofern sie in 
Zeitungen zitiert werden. Wir haben vor dem Ar-
beitsgericht Herne einen Fall vertreten, in dem ein 
Betriebsratsmitglied für eine Äußerung zur Rechen-
schaft gezogen werden sollte, die er gegenüber der 
Redaktion gar nicht gemacht hatte. 

Marcus Liebig: Die Gefahr reicht bis hin zur Kündi-
gung oder zu horrendem Schadenersatz. Als in einer 
Zeitung über riesige Missstände in einem Pflegeheim 
zu lesen war, wurden die zitierten Mitarbeiter vom 
Arbeitgeber in Anspruch genommen. Er beschuldig-
te sie, nicht ihn zuerst über die Zustände informiert 
zu haben, sondern die Öffentlichkeit. Den Mitarbei-
tern wurde fristlos gekündigt. Und mit der Begrün-
dung, ihr Vorpreschen habe zum Rückgang der Bele-
gungszahlen im Heim geführt, sollten sie auch noch 
266.000 Euro Schadenersatz zahlen. Wir haben das 
Verfahren in der ersten Instanz gewonnen. Ob der 
Arbeitgeber das Urteil akzeptiert, ist noch nicht klar.

Rainer Blömke: Seriöse Medien können in Verfahren 
durchaus eine Hilfe sein. Allerdings sind wir in den 
Medien auch schon falsch zitiert worden. Die Zitate 
anschließend im Kollegen- und Mandantenkreis oder 
gegenüber Sonstigen richtig zu stellen, ist teilweise mit 
erheblichem Aufwand verbunden. Hierzu haben wir 
weder Zeit noch Lust, und das erklärt vielleicht unse-
re Zurückhaltung mit öffentlichen Aussagen ganz gut.

G.I.B.: Wie wirksam ist der Paragraf 119 des Be-
triebsverfassungsgesetzes, der Straftaten gegen Be-
triebsverfassungsorgane und ihre Mitglieder regelt?
Rainer Blömke: Der Paragraf findet inzwischen grö-
ßere Beachtung als früher. Einige Staatsanwaltschaf-

ten beschäftigen sich intensiver mit ihm. Allerdings 
sehe ich kaum Strafverfahren, die sich aus der Behin-
derung von Betriebsratstätigkeit durch den Arbeitge-
ber ergeben. Für ein solches Verfahren benötige ich 
zunächst jemanden, der behindert, und jemanden, 
der sich behindern lässt. Dazu kommt es oft nicht. 
Wir beraten auch entsprechend in diese Richtung: 
„Wenn ihr eine Sitzung angesetzt habt, dann geht 
auch hin.“ Damit treten die Arbeitnehmervertreter 
einer Behinderung entgegen, womit es im Sinne des 
Paragrafen 119 beim Versuch einer Behinderung blie-
be. Das aber ist kein Straftatbestand. In Grenzfäl-
len stehen wir vor dem Problem, im Verfahren Zeu-
gen benennen zu müssen. Damit hätten sie aus ihrem 
bestehenden Arbeitsverhältnis heraus gegen den Ar-
beitgeber auszusagen. Jemanden zu finden, der dazu 
bereit ist, ist schwierig genug. Eine Aussage über die 
Länge eines Verfahrens dann auch noch durchzuhal-
ten, kommt erschwerend hinzu. Sofern wir nicht si-
cher sind, uns auf den Zeugen verlassen zu können, 
neigen wir dazu, ein Verfahren gar nicht erst anzu-
strengen. Verstehen Sie das bitte nicht als Resigna-
tion. Wir schätzen vielmehr genau ab, wie ein Ver-
fahren sich entwickeln könnte.

G.I.B.: Was kann dann Angriffe auf Arbeitnehmer-
vertretungen effektiv eindämmen?
Rainer Blömke: Ein Fortschritt wäre es, Betriebs-
räten den Zugang zu anwaltlicher Hilfe zu erleich-
tern. Es geht uns dabei nicht ums Geldverdienen. Wir 
benötigen vielmehr eine Gleichstellung von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern, wenn es um das Enga-
gement externer Sachverständiger geht. Das regelt Pa-
ragraf 80, Absatz 3, des Betriebsverfassungsgesetzes. 
Oft fehlt Betriebsräten das Wissen, zum Beispiel in 
technologischen Fragen. Für sie ist es schwierig ab-
zuschätzen, ob neue EDV-Programme auch die Ar-
beitsleistung von Mitarbeitenden erfassen können. 
Auch in juristischen Fragen ist etwa bei der Anhö-
rung zu einer fristlosen Kündigung guter Rat teu-
er. Gewerkschaften können nicht immer mit ihren 
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Experten helfen, sie sind oft personell und zeitlich 
überfordert. Sobald ein Betriebsrat aber externe Hil-
fe einholen will, muss der Arbeitgeber zunächst we-
gen der Kostenübernahme zustimmen. Bei einer An-
hörung bleibt dem Betriebsrat oft nur eine Woche 
Zeit für seine Stellungnahme. Und diese Zeit wird 
knapp, wenn ich erst mit meinem Arbeitgeber über 
das Hinzuziehen eines Anwalts Einigkeit herstellen 
muss. Beauftragt der Betriebsrat einen Anwalt ohne 
Zustimmung, droht er auf den Kosten sitzenzublei-
ben. Die Unternehmer haben es da einfacher. Sie 
leisten sich eigene oder freischaffende Syndikusan-
wälte, die oft schon die Kündigungsverfahren vorbe-
reitet haben. Hier muss die Situation für Betriebsräte 
im Vorfeld einer gerichtlichen Auseinandersetzung 
verbessert werden. Sobald ein Fall vor Gericht ver-
handelt wird, werden Betriebsräten die entstehen-
den Kosten ja erstattet. Es geht aber doch auch da-
rum, Konflikte möglichst durch Kommunikation im 
Vorhinein zu lösen.

G.I.B.: Kann die Politik hier helfen?
Rainer Blömke: Politiker können vermutlich in kon-
kreten Auseinandersetzungen kaum Einfluss nehmen, 
wenn Unternehmen gegen Betriebsräte vorgehen. 
Daher richten wir als Anwälte an anderer Stelle ei-
nen Appell an die Politik: Sorgen Sie im Vorfeld für 
mehr Gleichheit. Der leichtere Zugang von Betriebs-
räten zu anwaltlicher Beratung wäre für uns wich-
tig. Wenn Arbeitnehmervertreter sich früher an ei-
nen Rechtsbeistand wenden und so einen besseren 
Proporz herstellen könnten, wäre viel gewonnen.
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Sind Planspiele realitätsferne „Politik im Sandkasten“ oder eine innovative und erfolgreiche Lehr- und Lern-
methode? Welchen Nutzen haben Planspiele für ihre Teilnehmer? Prof. Dr. Stefan Rappenglück von der Hoch-
schule für angewandte Wissenschaften München integriert politische Simulationen seit vielen Jahren in den 
Studienalltag. In unserem Interview beschreibt er die Vorzüge und Grenzen von Planspielen, schildert ihren 
Verlauf und gibt einen Ausblick auf Planspiele der Zukunft in der veränderten digitalisierten Welt.

G.I.B.: Herr Prof. Dr. Rappenglück, Sie wenden seit 
vielen Jahren die in Deutschland vergleichsweise noch 
wenig verbreitete Methode des Planspiels in der po-
litischen Bildung an. Wie haben Sie Ihre Begeisterung 
für das Planspiel beziehungsweise die Politiksimula-
tion, dem bevorzugten Begriff in der politischen 
Bildung, entdeckt?
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Vor etwa 20 Jahren er-
hielt ich den Auftrag für ein Bundeswehr-Seminar, da-
bei ging es um die Osterweiterung der EU, ein Thema, 
das damals kaum jemanden interessierte. Um die Grup-
pe zu motivieren, bin ich auf die Methode des Planspiels 
gestoßen, die mir bis dahin selbst nicht bekannt war. 

Die Soldaten waren zunächst leicht irritiert, als sie 
sich in ungewohnten Rollen wiederfanden, zum Bei-
spiel als rumänischer Außenminister. Anfangs haben 
sie sich ein wenig geziert, doch schnell wich die Skep-
sis der Begeisterung. Das Planspiel ist dann richtig gut 
gelaufen und der Erfolg des Projekts hat mich so sehr 
beeindruckt, dass ich das Planspiel weiter entwickelt 
und an der Hochschule immer wieder eingesetzt habe. 

Heute veranstalte ich in jedem Semester mindestens 
fünf Simulationen zu den verschiedensten Themen. 
Mit dieser innovativen Lehrmethode hatte ich lange 
Zeit ein Alleinstellungsmerkmal, doch in den letzten 
Jahren werden in Deutschland immer öfter Planspiele 

„Planspiele ermöglichen gleich 

mehrfachen Kompetenzgewinn“

im Unterricht an Hochschulen, aber auch in Schulen 
und in der politischen Bildung eingesetzt.

G.I.B.: Planspiele gelten als sehr arbeitsintensive 
Lehrmethode. Welche Vorzüge haben Planspiele im 
Vergleich zu anderen Methoden?
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Planspiele sind dyna-
misch und aktionsorientiert. Die Teilnehmenden müs-
sen ständig agieren, miteinander kommunizieren und 
Prozesse steuern. Im Rahmen des Planspiels schlüpfen 
sie beispielsweise in die Rollen von Politikern und erle-
ben hautnah, was es bedeutet, Verantwortung zu über-
nehmen: für eine Kommune, als Abgeordnete im Deut-
schen Bundestag oder im Europäischen Parlament. 

Darüber hinaus ermöglichen Planspiele gleich mehr-
fachen Kompetenzgewinn. Das betrifft die Analyse- 
und Wissenskompetenz genauso wie die politische 
Beurteilungs- und Handlungsfähigkeit. Auch die So-
zialkompetenz hat eine große Bedeutung. Ich erinnere 
mich noch gut an ein spannendes Berufsschulprojekt 
mit anfangs ziemlich desinteressierten Jugendlichen. 
Eine Schülerin, für die Politik laut eigener Aussage bis 
dahin überhaupt kein Thema war, moderierte zum 
Schluss die Schulklasse mit großem Engagement als 
fiktive Parlamentspräsidentin.

Planspiele sind gerade für junge Leute dank ihrer Kre-
ativität und Handlungsvielfalt aufregend und mit Spaß 
verbunden. Der Erfolg ist nachhaltig und sogar Mo-
nate nach dem Planspiel können sich die Teilnehmenden 
noch genau an Details erinnern. Das Planspiel ist aber 
kein „Allheilmittel“. Ich halte nichts davon, verschie-
dene Methoden gegeneinander auszuspielen. 

G.I.B.: Wie funktioniert ein Planspiel? 
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Die von mir entwi-
ckelten Planspiele basieren auf einem Drei-Phasen-

„Heute veranstalte ich in jedem Semester 

mindestens fünf Simulationen zu den 

verschiedensten Themen. Mit dieser 

innovativen Lehrmethode hatte ich lange Zeit 

ein Alleinstellungsmerkmal.“
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Modell: Zunächst führt der Moderator ins Thema ein, 
stellt die Methode vor und verteilt die Rollen. In der 
anschließenden Hauptphase steht die eigentliche Simu-
lation im Mittelpunkt. Ein politischer Prozess wird 
nachgespielt. Zum Schluss wird das Planspiel ausge-
wertet. Die Teilnehmenden werden befragt, wie sie sich 
in der Rolle gefühlt haben, welche Ziele sie sich gesetzt 
hatten und ob sie mit dem Ergebnis zufrieden sind. Auf 
der fachwissenschaftlichen Ebene wird bewertet, ob 
das Ergebnis realitätsnah ist und ob es wünschenswert 
wäre, es in der politischen Praxis umzusetzen.

G.I.B.: Können Sie diesen Prozess an einem konkreten 
Beispiel erläutern?
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Nehmen wird das Plan-
spiel „Europäische Migrationspolitik gestalten“, das 
ich aktuell mit großer Resonanz und durchaus kon-
troversen Reaktionen umsetze. In der ersten Phase 
werden die Ausgangslage und der Ablauf des Plan-
spiels dargestellt. Die Europäische Kommission eröff-
net eine Debatte mit einem Vorschlag für eine Richt-
linie und Verordnung zum Thema Europäische 
Migrationspolitik. Es sind maßgeblich drei Aktions-
gruppen im Spiel beteiligt: die Außenminister der be-
teiligten Staaten, Abgeordnete des Europäischen Par-
laments und die Europäische Kommission. 

Dann beginnt die eigentliche Simulation mit den Tref-
fen der Außenminister und der Vertreter des Parla-
ments, didaktisch reduziert als Ausschuss. Beide Grup-
pen beschäftigen sich intensiv mit dem Vorschlag der 
Kommission, der kontrovers diskutiert und modifiziert 
wird. Wenn die Gremien sich geeinigt haben, kann die 
Verordnung und Richtlinie verabschiedet werden. 

Zum Schluss findet die zweiphasige Reflexion statt. Die 
Teilnehmenden werden befragt, ob sie mit ihren Rol-
len, dem Prozessverlauf und dem Ergebnis der Richtli-
nie zufrieden sind. Auf der nächsten Ebene wird die 
fiktive Richtlinie mit der europapolitischen Realität 
verglichen. Das Planspiel trägt dazu bei, jungen Men-
schen das System der Europäischen Union zu verin-
nerlichen. Spannend ist auch die weitergehende Fra-
ge: Was könnte sinnvollerweise noch getan werden?

Die Auswertung ist sehr aufschlussreich. In fast allen 
Planspielen haben sich die Teilnehmenden unterschied-
licher Ausgangsniveaus hinsichtlich der Verteilung von 
Flüchtlingen in der EU konstruktiv geeinigt. Vor allem 
Studierende aus der sozialen Arbeit haben die Thema-
tik stark aufgebrochen und sehr praxisnahe Detailfra-
gen bearbeitet: Wie viele Sozialarbeiter müssen einge-
stellt werden? Wie viel Geld wird benötigt? Wie kann 
die Arbeit mit Flüchtlingen verbessert werden? 

G.I.B.: Welche Voraussetzungen müssen die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer eines Planspiels mitbringen? 
Gibt es kulturelle Unterschiede?
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Es ist hilfreich, wenn 
sich die Teilnehmerinnen und Teilnehmer vorab mit 
dem Thema beschäftigt haben. Es gibt aber auch Plan-
spiele, die ohne lange Vorbereitungen möglich sind. 
Kulturelle Unterschiede spielen nur eine untergeord-
nete Rolle. In Einzelfällen ist es denkbar, dass sich ein 
Teilnehmer wegen seiner kulturellen Prägung mit ei-
ner bestimmten Rolle nicht identifizieren kann. 

G.I.B.: Welche Kernkompetenzen zeichnen den Leiter 
oder die Leiterin eines Planspiels aus?
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Eine versierte Spiellei-
tung oder Moderation ist fachkompetent, beherrscht 
die Methodik der Simulation und entwickelt das rich-
tige Gefühl für Gruppenprozesse. Das beginnt mit der 
Verteilung der Rollen und wird im Spielverlauf beson-
ders wichtig. Der Moderator oder die Moderatorin 
sollte das Spiel laufen lassen, solange ein Eingreifen 
nicht unbedingt erforderlich wird. Je weniger einge-
griffen wird, umso besser entwickelt sich für die Grup-
pe ein selbstgesteuerter Lernprozess. 

Auch bei der abschließenden Evaluation sind besonde-
re Fähigkeiten der Spielleitung gefragt: Neben der fach-
wissenschaftlichen Auswertung muss sie den Prozess 

Prof. Dr. Stefan Rappenglück,

Hochschule für angewandte 

Wissenschaften München
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analysieren und die Teilnehmenden des Spiels aus ih-
ren Rollen in die Realität zurückholen. Das ist bei einem 
besonders emotionalen Thema wie Rechtsextremismus 
und nach einem intensiven, dynamischen Spielverlauf 
nicht immer einfach. Ich empfehle, die Leitung eines 
Planspiels in die Hände zweier Moderatoren zu legen.

G.I.B.: Führt die aus didaktischen Gründen erforder-
liche Reduktion eines komplexen Sachverhalts nicht 
zu einer erheblichen Vereinfachung des Planspiels? 
Wo stößt ein Planspiel an Grenzen?
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Planspiele sind meis
tens recht aufwendig und deshalb schwierig in den 
Schulunterricht zu integrieren. An der Hochschule ha-
ben wir den Vorteil, dass uns genügend Zeit zur Ver-
fügung steht und die Teilnehmenden sich intensiv mit 
dem Thema, dem Umfeld und ihren Rollen auseinan-
dersetzen können. 

Abhängig vom Thema sind aber auch Kurzsimulati-
onen möglich. Die Teilnehmenden des Planspiels „Auf-
nahme von Flüchtlingen in eine Kommune“ haben 
zum Beispiel gerade einmal 15 Minuten, um sich in 
ihre Rollen hineinzuversetzen. Das funktioniert, weil 
das Thema Migration auf der kommunalen Ebene in-
tensiv diskutiert wird und leicht greifbar ist.

Ein ganz wichtiger Aspekt betrifft das Verhältnis zwi-
schen Planspiel und Realität. Die Organisatoren müssen 
schon im Vorfeld darauf achten, dass die Simulation 
nicht so stark didaktisch reduziert wird, dass sie mit der 
Wirklichkeit nicht mehr viel zu tun hat. Bei der Evalua-
tion sollte man mit den Teilnehmenden diskutieren, ob 
die von ihnen erzielten Ergebnisse realistisch sind. Es 

gibt durchaus Kritiker, die Planspiele als realitätsferne 
„Politik im Sandkasten“ bezeichnen. Diese Ansicht halte 
ich für verfehlt – auch wenn eine Diskrepanz zwischen 
Spiel und Realität besteht, auf die man hinweisen muss.

G.I.B.: Was passiert mit den Teilnehmenden im Ver-
lauf eines Planspiels und nach der Beendigung des 
Spiels? Welche emotionalen Auswirkungen können 
Planspiele mit sich bringen? 
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Das ist vom Thema und 
jedem Einzelnen selbst abhängig. Beim Planspiel Asyl 
ist es zum Beispiel nicht nur für junge Leute aufregend, 
dass sie in die Lage versetzt werden, einen Asylantrag 
zu stellen und auf das Ergebnis zu warten. Ich habe von 
vielen Teilnehmenden erfahren, dass sie in diesem Pro-
zess unruhig geworden sind, sich unwohl gefühlt ha-
ben und sich zumindest ansatzweise in die Rolle eines 
Asylsuchenden hineinversetzen konnten. 

Mitwirkende haben mir schon oft bestätigt, dass durch 
Planspiele zum ersten Mal überhaupt ihr Interesse an 
politischen Prozessen geweckt wurde und dass sie ge-
lernt haben, was es bedeutet, Selbstverantwortung zu 
übernehmen.

Planspiele eröffnen auch die Möglichkeit zur Mitge-
staltung. Demokratie wird mit ihren Gestaltungschan-
cen erlebbar. Die jungen Leute lernen, sich konstruk-
tiv zu streiten, Kompromisse zu finden und durch 
Kommunikation und Verhandlungen Ergebnisse zu 
erzielen. Das sind Tugenden, die im täglichen Leben 
von großem Nutzen sind. Planspiele führen sogar zur 
späteren aktiven Teilnahme am realen politischen Pro-
zess und in gesellschaftlichen Organisationen.

G.I.B.: Gibt es für Planspiele Regeln und Vorgaben, 
die einzuhalten sind? 
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Es gibt keine allgemein 
verbindlichen Standards. Meines Erachtens gibt es aber 
Qualitätsmerkmale und ethische Grenzen. Ich erinnere 
mich an einen Fall, bei dem die Teilnehmenden sich mit 
dem sensiblen Thema Rechtsextremismus auseinander-
setzen sollten – eine besondere Herausforderung. Hier 
habe ich erlebt, wie man im Rahmen eines Planspiels an 

„Die Teilnehmenden mussten einen Asylantrag 

stellen und auf das Ergebnis warten. Viele sind 

in dem Prozess unruhig geworden und haben 

sich ansatzweise in die Rolle eines Asyl-

suchenden hineinversetzen können.“

Junge Menschen beim Planspiel zur 

Europäischen Union
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ethische Grenzen stoßen kann. In dem Planspiel ging es 
um die Errichtung einer Gedenkstätte. Ein Akteur hat 
seine Rolle als Rechtsextremist so extrem ausgereizt, 
dass ich die Simulation unterbrechen musste. 

Jeder Planspieltrainer wägt für sich selbst ab, wo er 
diese Grenzen sieht. Für mich liegen sie bei persön-
lichen Beleidigungen, bei Hetze oder verletzenden Äu-
ßerungen, die möglicherweise sogar menschenrecht-
lich problematisch sind. 

G.I.B.: Gibt es Themen, die sich besonders gut für 
ein Planspiel eignen? Welchen Nutzen haben Planspiele 
außerhalb der Politik?
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Grundsätzlich sind fast 
alle Themen für Planspiele geeignet. Die Datenbank 
der Bundeszentrale für politische Bildung, die von uns 
mit aufgebaut wurde, listet mehr als 250 Planspiele 
auf. Besonders geeignet sind Simulationen mit kom-
munalpolitischen Themen, weil dabei die meisten Teil-
nehmenden ohne große Vorbereitung mitreden kön-
nen. Abseits der Politik helfen Planspiele zum Beispiel 
dabei, Kommunikationsprozesse in Unternehmen zu 
verbessern. Sie werden auch im Katastrophenschutz 
und im Gesundheitssektor erfolgreich eingesetzt. Im 
Klinikum München wurde ein großes Simulations-
zentrum eingerichtet mit dem Ziel, Organisationspro-
zesse und Operationsabläufe zu optimieren. 

Grundsätzlich gilt: Je heterogener und komplexer die 
Thematik –, umso größer ist die Herausforderung, 
das Planspiel umzusetzen.

G.I.B.: Worin besteht der Unterschied zwischen einem 
Planspiel und einem Rollenspiel?
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Das Planspiel greift wie 
ein Baukastensystem bestimmte Grundelemente auf. 
Wie der Name schon sagt, spielen die Teilnehmenden 
nach einem Plan miteinander. Das bedeutet: Es wird 
in der Regel in einem organisierten Rahmen nach vor-
gegebenen Strukturen gespielt. Oft wird das Schach-
spiel als ältestes und bekanntestes Planspiel genannt, 
da zwei Akteure in einem Wettstreit unter verschie-
denen Szenarien ein Ziel verfolgen.

Das Rollenspiel verfügt dagegen nicht über derart dif-
ferenzierte Strukturen. Es kann einfacher umgesetzt 
werden und ist deshalb besonders gut für den Schul-
unterricht geeignet. Die Teilnehmenden schlüpfen ohne 
große Vorbereitung spontan in eine bestimmte Rolle, 
zum Beispiel in die des Streitschlichters.

Da das Planspiel in der politischen Didaktik teilwei-
se als „Spielerei“ abgetan wird, die einen Prozess 
nicht realitätsgetreu nachbildet, hat sich in letzter 
Zeit mit der Politiksimulation ein dritter Begriff eta-
bliert. Die Simulation steht mehr als das Spiel für 
eine wissenschaftliche Prägung. Auch eine gewisse 
Politikberatung kann mit der Methode eingeholt wer-

den. In Nachbarländern wie der Schweiz und den 
Niederlanden, aber auch in den USA hat die Simu-
lation traditionell eher den Charakter der politischen 
Beratung.

G.I.B.: Welche Indikatoren werden eingesetzt, um 
Planspiele auszuwerten und deren Wirksamkeit zu 
messen?
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Zur Evaluation wird seit 
einigen Jahren quantitativ und qualitativ verstärkt ge-
forscht. Ein Grund dafür ist auch die gerade von mir 
angesprochene Kritik, nach der Planspiele wegen ihres 
angeblich fehlenden Bezugs zur Realität in bestimm-
ten Kreisen nicht genügend wertgeschätzt werden.

An der Universität Frankfurt läuft derzeit eine langfris
tig angelegte Untersuchung, bei der umfangreiche Fra-
gebögen, Interviews und Videosequenzen ausgewertet 
werden, um festzustellen, in welchem Maße Planspiele 
zum Kompetenzerwerb der Teilnehmenden beitragen. 
Darüber hinaus haben wir eine mehrstufige Untersu-

 „Leute lernen, sich konstruktiv zu streiten, 

Kompromisse zu finden und durch 

Verhandlungen Ergebnisse zu erzielen. Das 

sind Tugenden, die von großem Nutzen sind.“
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chungsreihe über den Lernerfolg und die Nachhaltigkeit 
von Planspielen zum Thema Europa an Schulen durch-
geführt. Im Vorfeld der Simulationen wurden Schulen 
angeschrieben und die Jugendlichen zu ihren Europa-
kenntnissen befragt. Bei der Auswertung haben wir zu-
nächst zeitnah evaluiert und mehrere Monate später 
Nacherhebungen durchgeführt. Dabei hat sich der lang 
anhaltende Lerneffekt von Planspielen bestätigt. 

Wichtige Hinweise zur Evaluation liefert das neue, im 
Wochenschau Verlag erschienene Handbuch „Plan-
spiele in der politischen Bildung“, das auch die The-
orie, Konzeption und Chancen der Planspielmethode 
beschreibt. Das Buch enthält viele Praxisbeispiele und 
Hilfestellungen für Spielleiterinnen und Spielleiter.

G.I.B.: Welche Ressourcen stehen den Spielleiterinnen 
und Spielleitern noch zur Verfügung?
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Die Ressourcen sind in 
den letzten Jahren deutlich gestiegen. Auf die umfang-
reiche Planspiel-Datenbank der Bundeszentrale habe ich 
schon hingewiesen. Dank öffentlicher Financiers finden 
Planspiele zunehmend Zugang in die Schulen. Es gibt 
eine Trainerausbildung und Fortbildungsmöglichkeiten. 
Besonders hervorzuheben ist das Zentrum für Manage-
mentsimulationen an der dualen Hochschule Baden-
Württemberg in Stuttgart, das den Auftrag hat, den 
Einsatz der Planspielmethode zu optimieren und inten-
sivieren. 

Die SAGSAGA (Swiss Austrian German Simulation 
and Gaming Association) veranstaltet als Gesellschaft 
für Planspiele in Österreich, der Schweiz und Deutsch-
land vielfältige Netzwerktreffen: Neben den Auswir-
kungen der Digitalisierung ist der interdisziplinäre 
Einsatz von Planspielen ein besonders spannendes und 
zukunftsorientiertes Thema.

DAS INTERVIEW FÜHRTEN

Carsten Duif, Tel.: 02041 767178

c.duif@gib.nrw.de 

Manfred Keuler, Tel.: 02041 767152

m.keuler@gib.nrw.de 

Dr. Hildegard Logan

hildegard.logan@mkffi.nrw.de

KONTAKT

Hochschule für angewandte 

Wissenschaften München

Prof. Dr. Stefan Rappenglück, Tel.: 089 12654333

stefan.rappenglueck@hm.edu

„Planspiele führen sogar zur späteren aktiven 

Teilnahme am realen politischen Prozess und 

in gesellschaftlichen Organisationen.“

G.I.B.: Sie haben mit Blick in die Zukunft das Thema 
Digitalisierung angesprochen. Welche Schnittstellen 
bestehen hier mit Planspielen?
Prof. Dr. Stefan Rappenglück: Internetgesteuerte Si-
mulationen gibt es schon seit längerer Zeit. Neuere 
Tendenzen gehen dahin, dass Planspiele komplett über 
den Computer laufen. So können vor allem junge Men-
schen ein Medium nutzen, an dem sie tagtäglich mit 
Spaß und Engagement arbeiten. Online-Planspiele bie-
ten eine besondere Form der Dynamik. Quasi durch 
Knopfdruck entstehen neue Spielsituationen. Aller-
dings fehlt bei dieser Art des Planspiels die direkte 
Kommunikation. 

Fakt ist: Die Nachfrage nach onlinebasierten Simula-
tionen wird weiter steigen. Die boomende Spielbran-
che hat sich diesen Trend schon zunutze gemacht. 
Auch unser Planspielfachverband SAGSAGA wird sich 
intensiv mit den Auswirkungen der Digitalisierung 
auf neue Formen des Spielens beschäftigen. Deshalb 
steht das Netzwerktreffen im Februar 2018 in Tut-
zing unter dem Thema: „Planspiele der Zukunft – Si-
mulationen in der digitalisierten Welt“.

Ich bin sehr gespannt, wohin diese Entwicklung noch 
führen wird. Die klassische Form des Planspiels wird 
aber ihre Daseinsberechtigung behalten. Die direkte 
Kommunikation zwischen den Teilnehmenden auf-
grund ihrer Rollenprofile stärkt Fähigkeiten, die auch 
in der veränderten digitalisierten Welt unbedingt be-
nötigt werden.

THEMENÜBERGREIFEND
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Der Begriff „Resilienz“ taucht in den letzten Jahren immer häufiger 
und in immer mehr Kontexten auf. Ob ökologisch, psychologisch oder 
politisch konnotiert – die verschiedenen Ansätze haben einen gemein-
samen Nenner: Es geht um Widerstandsfähigkeit. Wir haben mit Prof. 
Dr. Werner Schönig von der Katholischen Hochschule NRW gespro-
chen, der in seiner Arbeit unter anderem einen Schwerpunkt auf So-
zialraum und sozialökonomische Fragestellungen legt. Er erklärt, was 
sich hinter dem Resilienz-Ansatz verbirgt, und zeigt die Übertragungs-
möglichkeiten für die Arbeit von arbeitsmarktpolitischen Akteuren auf. 

G.I.B.: Woher kommt der Resilienz-Begriff und wie 
ist er zu verstehen?
Prof. Dr. Werner Schönig: Ursprünglich kommt der 
Begriff aus der Ökologie und bedeutet „zu einem Aus-
gangszustand zurückgehen“. Sich im Sturm biegende 
Bäume kehren wieder in ihren ursprünglichen Zu-
stand zurück, sind also resilient. Sie sehen schon, das 
hat etwas mit dem zu tun, wie wir den Resilienzbe-
griff in der Arbeitsmarktpolitik verstehen, wo es da-
rum geht, wie jemand Herausforderungen meistert 
und nicht daran zerbricht. 

Der Begriff wurde in den 1980er Jahren von der Psy-
chologie aufgenommen und definiert als „eine positive 
Entwicklung unter schwierigen Bedingungen“. Wenn 
Menschen in einem problematischen Umfeld aufwach-
sen und sich trotzdem normal entwickeln. Wenn Kin-
der aus einer Trinkerfamilie als Erwachsene keine Alko-
holprobleme haben, missbrauchte Kinder ein normales 
Sexualverhalten entwickeln, dann sind das klassische 
Resilienzphänomene. Die dritte Bedeutung stammt aus 
der angelsächsischen Diskussion, die in Verbindung mit 
dem Thema soziale Ungleichheit geführt wird. „Resili-
ance“ meint hier die Widerstandsfähigkeit trotz proble-
matischer Bedingungen, zum Beispiel in sozialen Brenn-
punkten. Das geht über das psychologische Verständnis 
hinaus und ist eher politisch konnotiert. 

G.I.B.: Was macht Resilienz für die soziale Arbeit 
interessant? Ist die Übertragung sinnvoll? 
Prof. Dr. Werner Schönig: Resilienz öffnet den Blick 
auf das Positive, auf die Chancen, Möglichkeiten, 

Disziplinübergreifend anwendbar: 

der Resilienz-Ansatz

die jemand hat, und beschäftigt sich mit Positivbei-
spielen, anders als in Deutschland, wo wir sehr pro-
blemfokussiert sind und Probleme schnell für un-
lösbar halten. Begriffe wie „Multiproblemfamilie“ 
oder „Mehrfache Vermittlungshemmnisse“ bringen 
uns nicht weiter, wenn wir etwas Positives bewirken 
wollen. Dieser Schwenk der Perspektive ist interes-
sant – und wird entsprechend in unterschiedlichen 
Disziplinen z. B. der sozialen Arbeit oder Arbeits-
politik adaptiert. 

Eine solche Denkweise wäre noch vor dreißig Jah-
ren politisch nicht opportun gewesen. Damals war 
man sehr auf die individuelle Ebene reduziert, nach 
dem Motto „Du schaffst das schon“ oder „Jeder 
ist seines Glückes Schmied“. Ich glaube, die gesell-
schaftspolitische Diskussion wäre damals dem Re-
silienzgedanken gegenüber viel ablehnender gewe-
sen. Die Grundstimmung hat sich geändert. 

G.I.B.: Wie geht Resilienzforschung vor – zum 
Beispiel beim Thema Übergang von der Schule in 
den Beruf? 
Prof. Dr. Werner Schönig: Es wird auf den Einzelfall 
bezogen vorgegangen und dabei eine Fallgeschichte 
rekonstruiert. In dieser Fallgeschichte richtet sich 
der Fokus auf Typen, die Übergänge erfolgreich ge-
staltet haben.

Zunächst wird der „Erfolg“ als geglückter Über-
gang von der Schule in den Beruf definiert. In einem 
weiteren Schritt werden die Merkmale analysiert, 



76 G.I.B.INFO   4  17  

THEMENÜBERGREIFEND

die bei Personen beobachtet werden können, de-
nen ein erfolgreicher Übergang geglückt ist. Wel-
che Merkmale haben sie gemein und welche Merk-
male sind im Umfeld erkennbar? Und umgekehrt: 
Haben gescheiterte Menschen andere Merkmale, 
ein anderes Umfeld? 

Bei dieser typologischen Herangehensweise geht es 
aber nicht um oberflächliches Schubladendenken, 
sondern um die Nähe zu unterschiedlichen, aber 
komplexen Typen. Wir ordnen im Prinzip die Kom-

plexität unserer Erfahrungen analytisch bestimmten 
Typen zu, die bestimmte Merkmale aufweisen. Da-
raus können sich naheliegende Interventionen erge-
ben. Man versucht biografisch zu arbeiten, aber nicht 
nur mit individuellen Biografien, die nicht vergleich-
bar sind, sondern mit ähnlichen Verläufen. Dadurch 
bringt man Strukturen in die biografische Arbeit. 

G.I.B.: Das verführt vielleicht dazu, problematische 
Lagen auf eine zu simple Ursache-Wirkungs-Kette 
zu reduzieren. 
Prof. Dr. Werner Schönig: Nein, so einfach ist es 
nicht. Wir beschäftigen uns mit Begriffen wie Schutz-
faktoren und Risikofaktoren. Wir fragen: Was sind 
die Faktoren, die wir verstärken müssten, und was 
die, die wir eher abschwächen müssten, und wie 
können wir das umsetzen? Wir haben kein Rezept, 
aber Merkmale, mit denen wir arbeiten können und 
die empirisch gut belegt sind. Es gibt auch Faktoren, 
die man nicht beeinflussen kann: die positive Ein-
stellung, die persönliche Intelligenz und das Ge-
schlecht. Außerdem spielt offenbar auch die Kin-
derhierarchie eine Rolle bei resilientem Verhalten, 
die Tatsache, ob man das älteste oder das jüngste 

Kind ist. Wir haben also auch ein Set an Faktoren, 
die ausschlaggebend sind, an denen wir jedoch nicht 
viel ändern können. 

G.I.B.: Welche Faktoren lassen sich beeinflussen – 
und wie? 
Prof. Dr. Werner Schönig: Wir wissen aus den Fall-
geschichten, wo es sich lohnt, anzusetzen, z. B. beim 
Umfeld. Damit kann man sehr gut arbeiten. Für Ju-
gendliche aus schwierigen Familien ist es wichtig, 
in der Zeit vom Übergang von der Schule in den Be-
ruf Beziehungspersonen außerhalb der Familien zu 
haben, Menschen, zu denen sie eine Beziehung auf-
bauen können und die ihnen auf ihrem Weg helfen. 
Nicht etwa für ein halbes Jahr innerhalb eines Pro-
jektes, sondern über Jahre und Jahrzehnte hinweg. 

Hierfür ist eine Infrastruktur mit verlässlichen Ar-
beitsbedingungen und klaren personellen Zuord-
nungen notwendig, um an die Jugendlichen heran-
zukommen und ihnen zu helfen. An erster Stelle und 
traditionell hat die Jugendhilfe, vor allem die in of-
fenen Einrichtungen, eine sehr wichtige Funktion. 
Oftmals unterstützen auch Fußballtrainer, Lehre-
rinnen und Lehrer, die die Jugendlichen und die Sze-
ne kennen und über einen längeren Zeitraum eine 
Beziehung zu den Jugendlichen entwickelt haben. 
Im Rahmen eines Resilienz-Förderprojektes, das 
nur befristet für ein Jahr in einem Stadtteil umge-
setzt wird, ist das nicht zu realisieren. 

G.I.B.: Ist Resilienz auch ein Thema für Lebensäl-
tere? 
Prof. Dr. Werner Schönig: Ich glaube tatsächlich, je 
weiter jemand biografisch fortgeschritten ist, desto 
weniger kann man mit dem Resilienzansatz arbei-
ten. In den Kontexten, in denen ich mich damit be-
fasst habe, geht es um jüngere Menschen. Aber es 
gibt in der angelsächsischen Diskussion zum Bei-
spiel auch um resiliente Stadtteile mit einer höheren 
Altersstruktur. Das Alter spielt keine Rolle, wenn 
Sie ganze Gruppen unter dem Resilienzaspekt be-
trachten. Aber in der Einzelfallbetrachtung ist die-
ser Ansatz schon eher etwas für jüngere Jahrgänge. 

„Begriffe wie ‚Multiproblemfamilie’ oder 

‚Mehrfache Vermittlungshemmnisse’ 

bringen uns nicht weiter, wenn wir etwas 

Positives bewirken wollen.“
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G.I.B.: Wie können nicht institutionelle Kontakte 
für die professionelle Resilienz-Arbeit gewonnen 
und unterstützt werden?
Prof. Dr. Werner Schönig: Es gibt viele Personen mit 
Einfluss, aber ohne professionellen Hintergrund. Das 
können Ehrenamtler im Stadtteil sein oder auch ein 
Kioskbesitzer, der einen Einfluss auf die Jugendlichen 
haben kann. Das kann auch der Iman sein. Diese Per-
sonen könnten etwa an einer Stadtteilkonferenz teil-
nehmen. Nicht jeder Ehrenamtler aber möchte Teil 
eines professionellen Netzwerks zur Resilienz-Stär-
kung in einem Stadtteil sein. Da gibt es große Berüh-
rungsängste, und damit muss man sensibel umgehen. 
Sicherlich ist eine klassische ehrenamtlich tätige Per-
son leichter zu gewinnen als ein zufälliger Kontakt. 

G.I.B.: Wie kann man aus der Resilienzforschung 
ganz konkret arbeitsmarktpolitische Strategien ablei-
ten? Zum Beispiel für die Landesinitiative „Kein 
Abschluss ohne Anschluss“ (KAoA)? 
Prof. Dr. Werner Schönig: Für die professionell tä-
tigen Personen ist es sehr wichtig, sich zu vernet-
zen. Häufig sind es dieselben Jugendlichen, die an 
den unterschiedlichen Stellen im Hilfesystem immer 
wieder auftauchen. Daher ist es entsprechend sinn-
voll, dass sie sich vernetzen. Denkbar wäre zum Bei-
spiel, dass sich in den Netzwerken auch jemand wie 
ein Stadtteilmanager befindet, der das System ko-
ordiniert und öffnet. Er müsste entscheiden, inwie-
weit er informell weitere Akteure, zum Beispiel aus 
dem arbeitsmarktpolitischen Bereich, mit einbezieht. 

G.I.B.: Zuständig für Jugendliche im SGB II sind 
die Jobcenter und hier die Fallmanagerinnen und 
-manager in den U25-Teams. Ist ein Unterschied 
auszumachen, wenn das Personal in einem Jobcen-
ter mit dem Resilienz-Begriff vertraut ist? Agiert 
eine resilienzbasiert arbeitende Beratung im Job-
center anders? 
Prof. Dr. Werner Schönig: Ich glaube, aufgrund ihres 
institutionellen Hintergrundes ist die Herausforde-
rung für Jobcenter, auf der Grundlage des Resilienz-
Ansatzes zu arbeiten, groß. Sie müssten grundsätzlich 
verstärkt auf das Umfeld einschließlich des Stadtteils 

der Jugendlichen achten, weniger auf den Einzelfall. 
Hier stellt sich natürlich die Frage der personellen 
Ressourcen. Bei einem Jugendlichen könnte es sinn-
voll sein, ihn vor Ort in einer Werkstatt im Stadt-
teil zu beschäftigen, damit er nicht aus seinem Sozi-
alraum, seinem Hilfenetzwerk gerissen wird. Beim 
nächsten Jugendlichen kann der Stadtteil das Problem 
sein und es sollte bewusst der Wechsel des Umfeldes 
gefördert werden. Dafür müsste das Jobcenter eine 
besondere Sensibilität entwickeln und neue Perspek-
tiven eröffnen – das ist bei einem Jobcenter, das nach 
Schema F handelt, nur schwer möglich.

G.I.B.: Ist der Resilienz-Ansatz auf die Arbeit mit 
Flüchtlingen übertragbar? 
Prof. Dr. Werner Schönig: Ja! Ich habe hierfür schö-
ne Beispiele von unserer Hochschule. An der Hoch-
schule befinden sich viele resiliente geflüchtete Per-
sonen: Sie haben die deutsche Sprache gelernt, fügen 
sich ein und studieren in einem fremden Land. Sie 

waren in der Lage, trotz ihrer fürchterlichen Erleb-
nisse mehr oder weniger „aus dem Stand“ ein Studi-
um aufzunehmen. Das ist bei anderen mit denselben 
Erfahrungen anders, viele sind traumatisiert. Wa-
rum ist das so? Beim Thema Flüchtlinge kann man 
das Thema Resilienz gut aufgreifen. 

Selbst bei den beeindruckenden jungen Menschen 
bei uns an der Hochschule ist das kein Selbstläufer. 
Sie sind einsam, fühlen sich gestresst und herausge-
fordert, und sie brauchen viel Betreuung. Wir haben 
hier eine Person, die sie betreut und ihnen Nach-
hilfestunden gibt, sie mental aufbaut und sie stärkt, 
damit sie dabeibleiben. 

Dann gibt es auch viele Flüchtlingsgruppen, die den 
Bildungshintergrund nicht haben, den der deutsche 

„Resilienz öffnet den Blick auf das 

Positive, auf die Chancen, Möglichkeiten, 

die jemand hat."
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Arbeitsmarkt erfordert. Oder andere, die durch die 
Fluchterfahrung psychische Probleme entwickelt ha-
ben. Diese Menschen brauchen jemanden, der ih-
nen den Rücken stärkt. Verlässliche Ansprechpart-
ner, die institutionell verankert sind und zu denen 
sie eine Beziehung aufbauen können. 

G.I.B.: Um über die Grenzen Deutschlands hinaus-
zuschauen: Sie planen ein Forschungsprojekt in den 
USA. 
Prof. Dr. Werner Schönig: Ich nehme wahr, dass 
man Resilienzforschung in den USA sehr stark in 
den Kontext der sozialen Segregation stellt. Dort 
geht es um Armutsgebiete und um die Widerstands-
fähigkeit der Bewohnerschaft als Gruppe. Das ist et-
was, das wir in Deutschland unter Gemeinwesenar-
beit verstehen. Allerdings geht es in den USA um ein 
wesentlich härteres Umfeld. Die Segregation spielt 
dort eine ganz andere Rolle, und es gibt wenige An-
gebote wie Nachbarschaftseinrichtungen oder Ähn-
liches. Im Wesentlichen sind die Leute mit ihren so-
zialen Problemen allein auf sich gestellt. Es geht im 
Prinzip um den Widerstand gegen die Herausfor-
derungen der Gesellschaft, gegen gesellschaftliche 
Verhältnisse, gegen Perspektivlosigkeit. Ein Resili-
enzprojekt in den USA ist zum Beispiel das Engage-
ment gegen „Food Deserts“. Es wird jahrelang dafür 
gekämpft, dass Supermärkte eröffnet werden. Resi-
lience ist also der Kampf gegen die Lebensmittelwüs
te und für hochwertige Lebensmittel, die man im 
Supermarkt kaufen kann. Das hat eine ganz ande-
re Konnotation, als wenn man hier Einzelfallhilfen 
für den Übergang Schule – Beruf anbietet. 

DAS INTERVIEW FÜHRTEN
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„Für Jugendliche aus schwierigen Familien 

ist es wichtig, in der Zeit vom Übergang von 

der Schule in den Beruf Beziehungspersonen 

außerhalb der Familien zu haben.“
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schule Hamm Institut für Sozialwissenschaft); Dr. Hildegard Logan; Birgit Mohr (Stadt Mülheim/

Sozialagentur); Elke Muddemann-Pulla (Entwicklungsbad (fokus-mensch)); Gregor Nachtwey  

(Kommunale Koordinierung – Landeshauptstadt Düsseldorf Schulverwaltungsamt); Frank Neu- 

kirchen-Füsers (Jobcenter Dortmund); Dr. Frank Nitzsche; Paul Pantel; Prof. Dr. Stefan Rappenglück 

(Hochschule für angewandte Wissenschaften, München); Ulrich Schipp; Rena Schnettler (Kommu-

nale Koordinierung Kreis Recklinghausen); Prof. Dr. rer. pol. habil. 

Werner Schönig (Katholische Hochschule NRW); Oliver Schweer;  

Volker Stephan; Klaus-Peter Vogel (Gemeinschaftshauptschule  

Bernburger Straße); Jessica Weiner (NEUE ARBEIT der Diakonie  

Essen); Thomas Westphal (Wirtschaftsförderung Dortmund); 

Benedikt Willautzkat; Dr. Georg Worthmann; Oliver Wüntsch  

(DBVC); Ezgi Yildiz Wirtschaftsschule Paykowski); Janina  

Zaepernick (Kommunale Koordinierung Kreis Recklinghausen)
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